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Südostasien - offen und umstritten 
Kr isenherd und A rmenhaus oder Mode l l für d ie Dr i t te Wel t? ECKHARD BUDEWIG 

Im Herbst dieses Jahres wird voraussichtlich das wiederver­
einigte Vietnam in die Vereinten Nationen einziehen. Das still­
schweigende Einverständnis der mittelbar oder unmittelbar 
beteiligten Großmächte führte dazu, daß der Vietnam-Kon­
flikt selbst nie die Weltorganisation direkt beschäftigte. Mög­
licherweise wird sie sich aber mit manchen Auseinanderset­
zungen zu befassen haben, die aus der neuen Lage in Südost­
asien resultieren könnten. Über letztere, die auch vor dem 
Hintergrund des Auslaufens des SEATO-Pakts zu sehen ist, 
gibt der seit vielen Jahren in der Region lebende und heute in 
Singapur ansässige Verfasser eine Übersicht und verbindet sie 
mit einer Einschätzung aus der Perspektive der ASEAN-
Staaten. 

Südostasien, jenes Archipel aus Land und See und Inseln, das 
sich von der chinesischen Grenze bis vor die Tür Australiens 
und vom Indischen Ozean bis in den Pazifik streckt, sehnt 
sich nach Ruhe. Aber das Merkmal der Region ist nicht 
Ruhe, sondern Ungewißheit — innen und nach außen. Süd­
ostasien liegt im Fünfeck der Interessen der Weltmächte und 
es steht mitten in einem evolutionären Prozeß. Es herrscht 
Zuversicht, aber eine Garantie für Stabilität kann niemand 
geben. Südostasien deckt ein Landgebiet, das fünfmal so 
groß ist wie das der Europäischen Gemeinschaft. Es hat mehr 
Einwohner als die Vereinigten Staaten oder die Sowjetunion, 
es verfügt über Rohstoffvorkommen, die es für Kautschuk, 
Zinn und Palmöl fast zum Weltmonopolisten machen, es 
kontrolliert strategisch wichtige Seewege zwischen dem Indi­
schen und dem Pazifischen Ozean — und es ist auch eine 
Region, die politisch zur Intervention geradezu einlädt. Sie 
kann so nur im peinlich balancierten Gleichgewicht der 
Kräfte der Großmächte überleben, die sich als Anrainer der 
Region sehen: Japan und China, die Sowjetunion und die 
Vereinigten Staaten — und in eher historischer Reminiszenz: 
Europa. 
Südostasiens Dilemma ist die Spaltung ohne Mauer. Seit beim 
Fall Saigons vor zwei Jahren an den Westgrenzen Indochinas 
der rote Bambusvorhang niederging, ist Südostasien zweige­
teilt, aber die Teilung ist nicht wie in Europa durch eine 
Mauer zementiert. Der Bambusvorhang ist durchlässig für 
Subversion und selbst für militärische Attacken. Und weit 
im Vorfeld des Vorhangs, in den Dschungeln der nichtkom­
munistischen Staaten, marschieren die Untergrundkämpfer 
der kommunistischen Revolution und der Freiheitsbewegun­
gen. Konfrontation ist in Südostasien allgegenwärtig, selbst 
in den Anwaltskanzleien Singapurs. Es gibt nur die Dekla­
mation von Entspannung und Koexistenz, Realität sind sie 
beide nicht. So ähnelt die Atmosphäre eher dem Klima des 
Kalten Krieges der fünfziger Jahre in Europa. Schwarz-weiß-
Argumentation von beiden Seiten, gegenseitiges Mißtrauen, 
eigene Unsicherheit hier wie dort machen zum Beispiel eine 
Sozialismus-Diskussion wie in Europa unter Einschluß des 
Phänomens des >Euro-Kommunismus< undenkbar. Es ist kaum 
die Frage, ob dieser Zustand zu bedauern ist, vermeidbar 
wäre, ob er Möglichkeiten verbaut und ob man hier den Zug 
der Zeit verpaßt. Relevant ist nur, daß dieses Klima so ist, 
daß es als politische Realität ins Kalkül gezogen werden muß, 
wo immer man draußen Politik für Südostasien plant oder 
langfristige Wirtschafts-Kooperation konzipiert. Die Südost­
asiaten, die in den nichtkommunistischen Ländern an der 
Macht sind, sind alle >Berliner< — die anderen im roten Indo­
china sind allesamt noch eher Ulbrichts als Berlinguers. 

I . Ungewißheit über die Zielvorstellungen Hanois 
Wie in Europa in den vierziger und fünfziger Jahren wuchs 
die kommunistische Gefahr, von der das nichtkommunisti­
sche Südostasien sich bedroht fühlt, nicht aus dem Volk. Kom­
munistische Parteien und Widerstandsgruppen hatten zwar 
in den Jahren des Unabhängigkeitskampfes gegen die alten 
Kolonialmächte Reputation und patriotisches Image gewon­
nen, aber nirgendwo außer in Vietnam konnten die Kommu­
nisten die Macht über das Volk gewinnen. Länder wie Thai­
land, Laos oder Malaysia konnten sogar eine Feudalordnung 
erhalten, die für die Neuzeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
milde gesagt obsolet erscheinen mußte. Unzufriedenheit bei 
den Massen gab es wohl, doch keinen Aufstand für die Welt­
revolution. Nur in Vietnam lief der Widerstandskampf naht­
los in die kommunistische Revolution und Machtergreifung 
über. Von da an bestimmte Hanoi für Südostasien das Gesetz 
des Handelns. 

Ausbau der Volkswirtschaft oder Expansionspolitik? 
Die Frage ist, ob Hanoi, das mit den alten Männern des Polit­
büros (deren Durchschnittsalter mittlerweile hoch in den 
Sechzigern liegt) noch ganz das Hanoi Ho Tschi Minhs ist, 
jetzt zufriedengestellt ist, ob es Ruhe gibt. Die Nachbarn 
zweifeln. Sie haben spät, aber aufmerksam ihren Mao Tse-
tung gelesen, der (vor dem Hintergrund des Widerstandes 
gegen Japan) 1938 >Über den langwierigen Krieg< folgendes 
ausführte: 
»Mit dem Satz >Der Krieg ist eine Fortsetzung der Politik< wird 
gesagt, daß der Krieg Politik ist, daß der Krieg selbst eine Aktion 
von politischem Charakter darstellt; seit alters hat es keinen 
Krieg gegeben, der nicht politischen Charakter getragen hätte . . . 
Doch der Krieg hat seine Besonderheiten, und das will sagen, 
daß er nicht mit der Politik schlechthin gleichgesetzt werden 
kann. >Der Krieg ist eine bloße Fortsetzung der Politik mit an­
deren Mitteln.< Wenn sich die Politik bis zu einer bestimmten 
Stufe entwickelt hat, wo sie nicht mehr auf die alte Weise fort­
geführt werden kann, dann bricht der Krieg aus, mit dessen Hilfe 
die der Politik im Wege liegenden Hindernisse hinweggefegt 
werden... Sobald die Hindernisse aus dem Weg geschafft sind 
und das politische Ziel erreicht ist, geht der Krieg zu Ende. Sind 
aber die Hindernisse nicht gänzlich beiseite geräumt, dann muß 
der Krieg fortgesetzt werden, bis das Ziel völlig erreicht i s t . . . 
Man kann deshalb sagen: Die Politik ist Krieg ohne Blutver­
gießen, der Krieg ist Politik mit Blutvergießen.« 1 

Man mag einwenden, daß dies Weisheit aus dem kommunisti­
schen Altertum sei. Das könnte sein, wenn Hanoi alle vom 
Westen erkannten Wandlungen des Kommunismus zur Ko­
existenz-Bereitschaft, zur >Politik ohne Blutvergießen also, 
auch übernommen hätte. Doch in Südostasien ist kaum je­
mand bereit, dies unbesehen zu glauben. Die nichtkommuni­
stischen Länder Südostasiens meinen vielmehr zu erkennen, 
daß gerade Hanoi päpstlicher, othodoxer, >stalinistischer<, 
>maoistischer< und >minhistischer< ist als Moskau und viel­
leicht sogar Peking es sind. Viele Argumente stützen dies 
Mißtrauen. Schon in den Jahren des Vietnamkrieges kritisier­
ten die polnischen Mitglieder der Internationalen Kontroll­
kommission zur Überwachung des Waffenstillstandes, die in 
Saigon wohnten, aber oft Hanoi besuchten, die orthodoxen 
vietnamesischen Kommunisten. Auf ihrem Zimmer im Hotel 
Continental in Saigon liebten sie es, im Gespräch mit west­
deutschen Journalisten die Kommunisten Nordvietnams mit 
der SED zu vergleichen — in den Augen der Polen beileibe 
kein Kompliment, sondern der Ausdruck mißtrauischer Ab­
neigung gegenüber einem allzu >preußisch-orthodoxen< Marxis­
mus-Leninismus. Die Vietnamesen im Norden nährten auch 
selbst diese Einschätzung. Nicht ohne Stolz bemerkten sie 
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zuweilen, daß man von ihnen sage, sie seien die Preußen In -
dochinas. Und im und nach dem Kriege gibt es vielfältige 
Zitate, in denen die gemeinsame Position der DDR und Nord­
vietnams (jetzt ganz Vietnams) als >Speerspitze< oder Vor ­
posten < der Weltrevolution in Europa und Südostasien be­
tont wird. — Die Frage bleibt, ob Hanoi mit dem Fall Sai­
gons sein Kriegsziel erreicht hat, denn »sobald... das politi­
sche Ziel erreicht ist, geht der Krieg zu Ende«, aber sonst eben 
nicht, wenn die »Hindernisse nicht gänzlich beiseite geräumt 
(sind)«2. 
Seit der Vietnamkrieg zu Ende ist, proklamieren Politbüro, 
Partei und Regierung in Hanoi den Vorrang des Wirtschafts­
aufbaus für Nordvietnam. Sie hätten allen Grund, das ernst 
zu nehmen. Bei Kriegsende war das Land von den jahrzehn­
telangen Kämpfen ausgelaugt, seine ohnehin kleine Industrie 
war zerstört, man rechnete für Nordvietnam ein Pro-Kopf-
Einkommen von 65 US-Dollar aus, was damals dem Notstand 
von Bangladesch oder West-Neuguinea entsprach. Vietnam 
verfügte zum Kriegsende über die stärkste, modernste und 
feuerstärkste Armee, die stärkste Luftwaffe, die modernste 
Raketenwaffe und die schlagkräftigste Panzertruppe Südost­
asiens. Es war und ist militärisch noch ohne Gegner in der 
Region. Aber es hatte Truppenführer und keine Wirtschafts­
manager, Soldaten, aber keine Facharbeiter, Waffen, aber kei­
ne Maschinen. Zudem stand es vor dem Problem, einen trotz 
Niederlage noch renitenten Süden mit einer anderen Wirt­
schaftsordnung und einem bisher weit höheren Lebensstan­
dard in die Einheit Vietnams einzuschmelzen. Es fehlte Viet­
nam für den Wirtschaftsaufbau an allem außer der Disziplin 
arbeitswilliger Menschen. Auch die Auslandshilfe der So­
wjets, die im Kriege die Panzer und Raketen geschickt hat­
ten, und die Hilfe Chinas und anderer kommunistischer Län­
der schrumpfte auf normales > Friedensmaß <, war mithin un­
genügend. Der amerikanische Kongreß verweigerte erneut 
die >Reparationen<, die Kissinger und Nixon 1973 zugesagt 
haben sollen, denen aber nach dem Urteil vieler Amerikaner 
die Geschäftsgrundlage entzogen wurde, als Hanoi mit dem 
Einmarsch in Südvietnam 1975 den Waffenstillstand brach. 

Hanois Verhältnis zu den Nachbarstaaten 
Und dann hat Hanoi das Problem, die von ihm angestrebte 
Hegemonie über ganz Indochina auszubauen. Dabei scheint 
Kambodscha, obwohl es niemand sicher weiß, jeglichen aus­
ländischen Einfluß vollständig zu entgleiten und Laos wird 
mehr und mehr zu einer Art sowjetischer Kronkolonie. Auch 
das kommunistische Schisma Peking/Moskau, von dem Hanoi 
im Kriege profitierte, wird im Frieden zur Unbequemlichkeit. 
Hanoi kann weder Moskau noch Peking in dem Maße be­
nutzen wie im Krieg, als es zur Solidarität im Kampf um die 
Weltrevolution auf Leben und Tod mahnen konnte. Die Chi­
nesen sagen zur sowjetischen Hilfe heute gelassen, auch Ha­
noi werde schon noch erfahren, daß Moskau Hilfe nie ohne 
politische Bedingungen gebe, und die Sowjets ihrerseits sehen 
in Hanoi und mehr noch in Laos ihre Stellung mangels Kon­
kurrenz soweit gesichert, daß sie Indochina immerhin von 
offenem Titoismus abhalten können. Daß Vietnam auf Mos­
kau eher als auf Peking setzen muß, liegt auf der Hand: 
Moskau lieferte im Kriege die kriegsentscheidenden schwe­
ren Waffen mit hohem Stand der Technologie. Will Vietnam 
industrialisieren in einem Stil, der es auch wirtschaftlich zu 
einer ersten Macht in Südostasien machen würde, dann 
braucht es mindestens die schweren Ausrüstungen und die 
Technologie aus der Sowjetunion — solange der Westen nicht 
liefert und Hanoi den Westen nicht bezahlen kann. Aber 
Moskau hat noch einen anderen Vorteil, die Umkehrung des 
Wortes von der politischen Macht der Geographie. Sie sollte, 
wie das Wort gemeint ist, China begünstigen, aber es scheint 
umgekehrt zu sein: gerade weil China so nahe ist (und weil 
die Geschichte es lehrt) erscheint China gefährlich. Moskau 
aber ist weit, und das beruhigt. Angesichts seiner schwieri­

gen Lage macht Vietnam dem Westen immer neue Offerten 
und steht dabei im Wettbewerb mit Laos. Es lockt mit dem 
Öl vor seinen Küsten, es bietet Investitionsmöglichkeiten, es 
gibt sich rundum liberal — nur letzten Endes nicht in seinen 
Wirtschaftsplänen, die keinen Zweifel lassen, daß Vietnam 
kein Freihafen für Ausländer sein wird und schon gar nicht 
ein offenes Land für die >Profitgier von Kapitalisten^ 
Wie weit der Einfluß Hanois in Laos geht, ist nur zu schätzen. 
Die Laoten, ihrer Natur nach eher pragmatisch wie die Thais, 
scheinen sehr wohl zu erkennen, was sie an den Sowjets ha­
ben, die heute in Vientiane die Plätze der Amerikaner einge­
nommen haben. Aber in der Führung der Partei ist der Ha­
noi-Flügel stark. Premierminister Kaysone Phomvihan ist 
halber Vietnamese, der >rote Prinz< und Staatspräsident 
Souphanouvong ist mit einer überzeugten vietnamesischen 
Kommunistin verheiratet. Vietnam umgekehrt hält noch 
schätzungsweise 30 000 bis 40 000 reguläre Soldaten in Laos 
und bildet im Süden und weit im Westen des Landes Parti­
sanen für den Guerillakrieg in Thailand aus. Ein West-Diplo­
mat brachte einmal das Beispiel Birmas in der Kolonialzeit, 
um das laotische Dilemma zu erklären: Die Briten waren 
die Kolonial->Herren<, die Inder waren die Kolonial->Beam-
ten< und das birmanische Volk tat die einfache Arbeit. So, 
meinte er, sei es heute in Laos mit den Sowjets, den Vietna­
mesen und dem laotischen Volk. 
Kambodscha, abgeschottet nach allen Seiten, erscheint als 
eine Verunsicherung für ganz Indochina und selbst für die 
ganze asiatische Region. Die berichteten, freilich nicht in 
Zahlen erwiesenen Exzesse der Gewalt und der totalen Re­
volution ersetzen zwar für die nichtkommunistischen Län­
der fast jede Anti-Propaganda, denn sie haben genau jene 
nachhaltigen antikommunistischen Wirkungen wie sowjeti­
sche Exzesse beim Einmarsch nach Deutschland 1945; durch 
Mundpropaganda tausendfach fortgepflanzt, sind sie wirk­
samer als jede offizielle Propaganda. Aber umgekehrt beun­
ruhigt die Unberechenbarkeit des kambodschanischen Sy­
stems. Gewiß kann man an den Fingern der Hand abzählen, 
warum Kambodscha oder das demokratische Kamputschea<, 
wie es jetzt heißt, keine Gefahr für einen Nachbarn oder gar 
für die Region sein sollte, und viel eher rechnet auch jeder­
mann damit, daß Kambodscha sich selbst soweit isolieren 
wird, wie das >sozialistische< Birma es seit mehr als zehn 
Jahren mit verheerenden Folgen für seine Wirtschaft und den 
Lebensstandard seines Volkes tut. Aber niemand weiß, ob 
es nicht doch einmal ausbrechen wird. Lange Zeit hegten 
westliche Politiker Wunschträume von einer Achse Peking— 
Phnom Penh als Riegel vor dem sowjetfreundlichen Indo­
china. Aber Sihanouk, der Garant der chinesischen Bezie­
hung, ist nur noch ein politisches Schattengespenst in sei­
nem Palast in der Hauptstadt. Die Sowjets umgekehrt erlit­
ten zwar einen politischen Bankrott in Kambodscha, weil sie 
bis zuletzt die diplomatischen Beziehungen zum Regime Lon 
Nols aufrechterhalten hatten (wie übrigens auch die DDR), 
aber sie könnten natürlich um ihre Rückkehr bemüht sein. Das 
neue Kamputschea immerhin könnte ihnen bieten, was Viet­
nam bisher verwehrt: einen Seehafen (Sihanoukville) als 
Stütz- oder Anlaufpunkt der sowjetischen Flotte zwischen 
dem indischen und dem atlantischen Ozean. Das würde Mos­
kau sich etwas kosten lassen — falls man in Kamputschea je­
mals wieder in herkömmlichen Wirtschaftszahlen denken soll­
te und nicht nur in Plansolls der totalen Revolution. 

II . Zehn Jahre ASEAN — eine Bestandsaufnahme 

Von der Gründung zur Gipfelkonferenz von Bali 
So wie die europäische Einigung entscheidend durch die tat­
sächliche oder vermeintliche Bedrohung aus dem kommuni­
stischen Osten angespornt wurde, so entstand in Südostasien 
die > Gemeinschaft der südostasiatischen Nationen< (ASEAN) 
zunächst als Reaktion auf die rote Dynamik und auf die, wie 
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sich herausstellte, sehr konkrete Drohung aus dem kommu­
nistischen Nord Vietnam. 1967 gründeten die nichtkommuni­
stischen Staaten der Region (Thailand, Malaysia, Singapur, 
Indonesien und die Philippinen) die ASEAN-Gemeinschaft. 
Bewußt verzichtete man damals auf jene Länder, die direkt 
im Indochinakrieg engagiert waren: Laos, Kambodscha und 
Südvietnam. Die Regierungen der ASEAN-Länder glaubten, 
daß es ihnen gelingen könnte, Distanz zu diesem Krieg zu 
halten. Von Lee Kuan Yew, dem Premierminister Singapurs, 
kam später das Wort, daß der (von ihm verurteilte) Vietnam­
krieg für die Region »geschenkte Jahre — geschenkte Zeit« 
gewesen sei: in diesen Jahren hätten jene nicht in den Krieg 
hineingezogenen Länder die Chance gehabt, ihre Wirtschafts­
und Sozialordnung aufzubauen und politische Stabilität zu 
gewinnen. Singapur hat das gewiß getan. Für andere ASEAN-
Länder kann man eher sagen, daß diese Jahre >versäumte 
Zeit< gewesen sind, tatsächlich eine verpaßte Chance, in die­
ser letzten Pause vor der direkten Konfrontation mit einem 
kommunistischen Indochina das eigene Haus in Ordnung zu 
bringen. 
Die Gründungsproklamation der Gemeinschaft am 8. August 
1967 stellte denn auch nicht mehr als eine Willenserklärung 
dar, die unter dem Schlagwort von der >Zone des Friedens, 
Fortschritts und Wohlstands< stand, die ASEAN aus Südost­
asien machen wollte. Ihre Philosophie besagt, »daß die Län­
der Südostasiens eine unmittelbare Verantwortung für die 
Stärkung der Wirtschaft und der sozialen Stabilität der Re­
gion und für ihre friedliche und fortschrittliche nationale 
Entwicklung tragen und daß sie entschlossen sind, ihre Sta­
bilität und ihre Sicherheit vor äußerer Einmischung in jeg­
licher Form zu garantieren, um ihre nationale Identität in 
Übereinstimmung mit den Idealen und Hoffnungen ihrer 
Völker zu schützen.« 3 Der Rahmen für die praktische Arbeit 
war ein Minimalprogramm der Konsultationen und Koopera­
tion. Die Gemeinschaft setzte sich keine zwingenden Daten 
für die Weiterentwicklung der Gemeinschaft. Bis zum Fall 
Saigons... 
Danach raffte die schockierte Gemeinschaft sich nach fast 
acht Jahren, in denen man über Proklamationen ohne prak­
tischen Wert kaum hinauskam, zur Tat auf. Die Regierungen 
beriefen die erste Gipfelkonferenz — bis dahin hatten die 
Außenminister das Geschäft besorgt — der Staats- und Re­
gierungschefs ein. Die Gipfelkonferenz trat am 24. Februar 
1976 in Bali zusammen. 

Schwierige Ausgangslage 
Doch ehe man das Resultat von Bali betrachtet, das man 
vielleicht als gering einschätzen könnte, muß man die Aus­
gangslage sehen. Das Gesicht Südostasiens nämlich ist viel­
fältiger als selbst das Gesicht Europas. Jedes Land hat nicht 
eine Kultur, sondern mindestens eine Doppelkultur: die eige­
ne (oder eigenen) und jene andere, von einer Kolonialmacht 
aufgepropfte. Selbst Thailand, das einzige Land Südostasiens 
ohne koloniale Vergangenheit, war zu vielfachen, oft in t i ­
men Arrangements mit Staaten der Welt weit außerhalb der 
Region gezwungen. Weil die Franzosen jenseits des Mekong-
Flusses in Laos und Kambodscha saßen, lehnte sich Thailand 
zunächst an England an. Es übernahm im Prinzip viele staat­
liche Strukturen Englands — und selbst den Linksverkehr 
auf den Straßen. Dann kam die amerikanische Zeit der 
Nachkriegsjahre bis zum Fall Saigons, die tiefe Spuren hin­
terließ und viele häßliche Narben. Und nun soll eine macht­
lose, von der konservativen Armee getragene Zivilregierung 
dies Chaos neu und >thai-gemäß< formen. 
In den ehemaligen Kolonien ist es im Endergebnis oft nicht 
schlimmer, aber dennoch schlimm genug. Auf den Philip­
pinen sind Reste spanischer Kolonial- und Kulturherrschaft, 
die die Philippinen zum einzigen mehrheitlich katholischen 
Land Südostasiens machte, seit fast hundert Jahren vom 
amerikanischen Einfluß überdeckt, der Hollywood, Demokra­
tie und ein wenig Wild-West ins Land brachte. Im obersten 
Gerichtshof in Manila hingen bis vor kurzem Hinweisschil­
der, daß Waffen an der Garderobe abzugeben seien. Fünf 
Kilometer weiter entfernt davon und nur eine Meile vom 
alten spanischen Palast, in dem jetzt der philippinische Prä­
sident im Schatten riesiger Bäume in dunkel holzgetäfelten 
Gemächern residiert, steht eine Ganz-Metall-Kirche, die von 
einem belgischen Architekten erbaut wurde. Wenn es Nacht 
wird in Manila verschwindet der Turm im Neonlicht japani­
scher und amerikanischer Firmen. Zwischen Gerichtshof und 
Kirche sucht Präsident Marcos im Modell seiner >neuen Ge­
sellschaft eine neue philippinische Identität und ein politi­
sches Modell für sein Land zugleich. 
Malaysia und Singapur haben es leichter. Sie sind im Be­
reich ihres öffentlichen Lebens fast >rein britisch< orientiert. 
England immerhin hat Ordnung in seinen Kolonien hinter­
lassen — wenn, wie in Malaysia, auch nicht immer nach dem 
letzten Stand. Aber es hat auch andere Erbschaften hinter­
lassen. Birma und Malaysia baden es heute aus, daß Groß-

Unbeeinflußt vom Auf und 
Ab der Weltkonjunktur 
steigt der Rüstungsaufwand 
der Welt. Wie das Stockhol­
mer Friedensforschungs-In-
stitut ermittelte, gaben die 
Staaten der Erde im vergan­
genen Jahr 276 Mrd Dollar 
(berechnet zu Preisen von 
1973) dafür aus, dreißigmal 
soviel wie im Jahre 1900, 
dreizehnmal soviel wie für 
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hilfe. Dieses Mißverhältnis 
ändert allerdings nichts 
daran, daß in der Dritten 
Welt im letzten Jahrzehnt 
der Rüstungsaufwand 
schneller stieg als in den 
Industrieländern. — Der 
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stungsausgaben zwischen 
1966 und 1976 war im Nahen 
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britannien zur Verwaltung seiner Kolonien und zur Entwick­
lung der Wirtschaft dieser Kolonien Fremde ins Land holte. 
In Birma sind es die Inder als Schicht der oberen Kolonial­
beamten, in Malaysia chinesische Kulis als Arbeiter für die 
Zinngruben und Kautschukplantagen. Heute sind in Malaysia 
36 vH der Bevölkerung Chinesen und fast 10 vH Inder und 
andere. Malaysia steht vor dem Dilemma, entweder diesen 
Minderheiten die volle Gleichberechtigung zu geben — und 
damit den als emsig und zäh bekannten Chinesen die Wirt­
schaft des Landes endgültig auszuliefern, oder die Chinesen 
zu diskriminieren. Malaysia geht den zweiten Weg. Die >Bu-
miputras<, die eigentlichen Malay en, werden privilegiert — 
und die Chinesen sind verbittert, denn das heißt, daß es 
Chancengleichheit für sie nicht gibt. Die Regierung hofft, daß 
diese Politik der faktischen Diskriminierung nur eine Politik 
auf Zeit sein muß, bis die Malayen den Anschluß an die mo­
derne Zeit gefunden haben. Ob das je geschieht, weiß nie­
mand, daß Malaysia aber solange, bis dieses Problem so oder 
so ausgetragen ist, hochexplosiv lebt, ist gewiß. 
Indonesien schließlich ist das Land Südostasiens, das von 
seinen Kolonialherren, den Holländern, in dem weitaus trau­
rigsten Zustand zurückgelassen wurde. Über 80 vH Analpha­
beten sind eine Zahl, die für sich spricht. Aber gerade Indo­
nesien, das in dreißig Jahren Unabhängigkeit angesichts der 
Ausgangslage sehr viel geleistet hat, soll nun so etwas wie 
eine Führungsrolle in der ASEAN-Gemeinschaft übernehmen. 
Niemand sagt es so, auch Indonesien nicht, aber die Rolle 
drängt sich Indonesien ganz einfach auf, weil es nach seinem 
Gewicht selbst ungewollt Tempo und Richtung der Fort­
entwicklung der Gemeinschaft entscheidend bestimmt. 

Neue Lage nach Veränderungen in Saigon 
Nach dem Fall Saigons war Südostasien zum erstenmal seit 
Jahrhunderten ganz auf sich selbst gestellt. Nichts galt mehr, 
was in den letzten Jahrzehnten Fundament südostasiatischer 
Existenz gewesen war. Drei Einsichten machten den ASEAN-
Staaten vor allem ihre veränderte Rolle in der Weltpolitik 
klar: 
> Die Kapitulation der Amerikaner in Indochina und ihr Ab­
zug aus Südostasien wirkten wie ein Schock. Er hinterließ 
tiefes Mißtrauen in die Zuverlässigkeit aller Großmächte, 
wenn es um das Schicksal kleiner Staaten geht. Es war 
nicht mehr die Frage wie früher, ob man zwischen den Groß­
mächten > schaukeln < könne, Amerika hatte mit seiner Poli­
t ik alle Großmächte diskreditiert. 
> Die Politik Hanois war schwer kalkulierbar, auf jeden Fall 
erschien Hanoi als potentielle Gefahr. Nicht ohne histori­
sche Begründungen fürchteten viele Nachbarn Indochinas, daß 
die Führung in Hanoi, vom eigenen Sieg über die Weltmacht 
Amerika berauscht, die Grenzen ihrer Möglichkeiten nicht 
mehr sehen werde. Aus der Analyse der militärischen Stärke 
Vietnams nach dem Kriegsende in Indochina ergab sich für 
die Nachbarn, daß Hanoi nicht aufzuhalten sein werde, falls 
es den großen Krieg beginnen, den >Marsch auf Bangkok< an­
treten werde. Es blieb nichts als die Hoffnung, daß Hanoi 
trotz allem selbst erkennen würde, daß es zwar des Sieges, 
nicht aber des Erfolges einer Besetzung seiner Nachbarn si­
cher sein könnte und daß es daher diese Abenteuer unter­
lassen würde. 

> Schließlich mußten die Nachbarstaaten, die seit Jahrzehn­
ten schon mit kommunistischen Untergrundbewegungen in den 
Dschungeln lebten, befürchten, daß der Sieg Hanois diesen 
neuen moralischen Auftrieb geben werde und womöglich ver­
stärkte indochinesische Waffenhilfe dazu. Dies war ein Fall, 
den man nicht als unabänderlich und ohne Gegenwehr hin­
nehmen mußte. 

Die Regierungen konzentrierten sich also auf das Mögliche. 
Ihre Grundüberzeugung war, daß Wirtschaftsaufbau und 

gleichzeitig soziale Reformen notwendig sein würden, um die 
Völker zur Selbstverteidigung zu motivieren und gegen eine 
Subversion zu immunisieren. Wirtschaftsaufbau heißt Indu­
strialisierung, Industrialisierung aber ist nur mit der Hilfe 
des Westens möglich. Das bestimmmte eine neue Bündnis-
freie« außenpolitische Orientierung. Zugleich galt es, da es 
keine verläßlichen Verteidigungsbündnisse mit Sicherheits­
garantien mehr zu geben schien, normale, womögliche gute 
Beziehungen zu den kommunistischen Großmächten, insbe­
sondere auch zu China herzustellen: Taiwan mußte geopfert 
werden. Die dritte Säule der neuen >Rundum-Außenpolitik< 
mußte die Bereinigung des durch frühere Bündnispolitik ge­
störten Verhältnisses zur Dritten Welt, insbesondere zur ara­
bischen Welt sein. Sieht man von einigen Rückschlägen (etwa 
dem in Colombo 1976 mißglückten Versuch der Philippinen, 
dem Klub der Blockfreien beizutreten) ab, dann ist diese 
Politik im großen und ganzen vollendet. Selbst das Verhält­
nis zu den Staaten Indochinas ist formal geordnet, wenn 
auch nicht bereinigt. 

III . Grundzüge einer >neuen Ordnung< in Südostasien 

Soziale Reformen — Ja, Westliche Demokratie — Nein 
Die andere Politik, die jene Außenpolitik nach innen absi­
chern soll, ist die erklärte >Vernichtungs-Strategie< gegen 
kommunistische >Subversive< und >Terroristen<. Das ist zu­
gleich die Politik, die den Westen, der diese Form des Kampfes 
gar nicht kennt, so oft verstört und die die gegenseitigen Be­
ziehungen belastet. Aus der Sicht der Regierungen Südost­
asiens freilich ist diese Politik zwingend: Öffnung der Außen­
politik setzt innere Stabilität voraus. Stabilität und Zeitge­
winn sind die unabdingbaren Voraussetzungen für Wirt­
schaftsaufbau und soziale Reformen ohne Bürgerkrieg. Die 
Demokratie, von maßlosen Erwartungen überfordert, noch 
ohne allgemein akzeptierte Spielregeln, immer offen für Sub­
version und ohne einen wirklichen Zugang für das breite 
Volk auf den Reisfeldern der Provinzen, in denen 80 vH der 
Bevölkerung leben, konnte weder das eine noch das andere 
garantieren und scheiterte schließlich, zuletzt in Thailand. 
Dort hatte die Demokratie nach dem Sturz der Militärdiktatur 
der Marschalle Thanom Kittikachorn und Prapass Charasu-
thien 1973 kaum zwei Jahre Probezeit, ehe sie wieder ge­
stürzt wurde. Ob sie eine Chance gehabt haben könnte, ist 
eine müßige Frage. So wie die gesellschaftlichen Verhält­
nisse Thailands noch sind, hatte sie keine. Südostasien ging, 
so scheint es, nun endgültig zur >neuen Ordnung< über. Heute 
gibt es in ganz Südostasien — und weit darüber hinaus — 
kein Land mehr, das dem Ideal einer westlichen, liberalen 
und parlamentarischen Demokratie entspräche. In Südost­
asien bestreitet man das gar nicht, man wehrt sich nur ge­
gen eine Kritik, die in den südostasiatischen Staaten nur 
noch Polizeistaaten sieht. 
Objektiv ist das nicht so. Vielmehr haben die nichtkommu­
nistischen Staaten, um die es hier geht, ihre >neue Ordnung* 
nie soweit zum Polizeistaat entwickelt, wie es in kommuni­
stischen Staaten und vielen Staaten der Dritten Welt selbst­
verständlich zu sein scheint. Richtig freilich ist ebenso, daß 
sie das Wagnis der Liberalisierung und Demokratisierung 
nie so weit trieben, wie es in westlichen Ländern oft geschieht. 
Das beschönigen sie nicht, sondern erklären offen, daß sie 
jene >permissiveness< und manche Freiheiten im Westen für 
Auswuchs und Entartung halten. Ihre Lagebeurteilung wird 
entscheidend mitbestimmt von quantitativen Bedingungen, 
wie der Westen sie nicht kennt. Südostasien hat riesige 
Dschungel und die kommunistischen Untergrundkämpfer zäh­
len von den Grenzen Indochinas bis nach Singapur über 
zehntausend Kader und viele tausend Gepreßte und opportu­
nistische Sympathisanten. Selbst die Daten aus der Welt der 
sozialen Ordnung sind anders. In Indonesien wachsen pro 
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Jahr 1,4 Mi l l neue Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt. Bis 
1985 wird die Zahl der Arbeitsfähigen auf 62 Mi l l gestiegen 
sein und es wird acht bis neun Millionen Arbeitslose geben, 
eine Arbeitsquote von über 13 vH. 
Man hat in Südostasien noch andere Gründe für die Ableh­
nung vor allem einer allzu liberalen Demokratie nach par­
lamentarischem Muster. So argumentiert Präsident Ferdi­
nand Marcos, wenn er den Ausnahmezustand begründet, mit 
dem er seit 1972 die Philippinen regiert, die parlamentarische 
Demokratie dort sei in Wahrheit keine Demokratie gewesen, 
sondern eine durch demokratische Stimmzettel nur verschlei­
erte Oligarchie der mächtigen Wirtschaftsgruppen, vor allem 
der Zucker- und Kaffeebarone. Eine Rückkehr vom Ausnahme­
zustand zum parlamentarischen System, so Marcos, würde 
derzeit nichts anderes bedeuten als die Rückkehr zu dieser 
Oligarchie, denn eine andere Parteienstruktur gibt es nicht 
und sie kann auch nicht über Nacht auf den 3 000 Inseln der 
Philippinen aus dem Boden gestampft werden. So nimmt 
Marcos sich denn die Zeit (und das Ausnahmerecht), um mit 
seiner >neuen Gesellschaft ein Demokratie-Modell einzufüh­
ren, in dem die Staatsgewalt des Volkes unmittelbar vom 
>barrio<, vom Dorf, und von den Dorfparlamenten, den >ba-
rangays<, ausgeht, die zu immer neuen Volksabstimmungen 
aufgerufen werden. 

Minderheitenprobleme 
Zu dem Dilemma mit der Demokratie an sich kommt der 
Guerillakrieg mit Terroristen aller Couleur überall. Alle Län­
der Südostasiens führen diesen Kampf seit Jahrzehnten — und 
oft schon seit Jahrhunderten, denn er ist vielschichtig und 
nicht nur ein Kampf gegen kommunistische Untergrundkämp­
fer. Es gibt da jene Minderheiten, die für mehr Autonomie 
oder gar für Lostrennung kämpfen, wie die ethnischen Grup­
pen der Shans, Karen, Möns und anderer Minderheiten in 
Birma oder wie die Moros auf den Südinseln der Philippinen, 
die schon gegen die spanische Zentralherrschaft in Manila 
kämpften. Man könnte diese Kämpfe als ein natürliches 
historisches Phänomen ansehen, dem sich jeder Staat gerade 
in den Jahren seiner Gründung und sehr oft im Zeitablauf 
seiner Geschichte gegenübersieht. Nur — die Minderheiten 
und ihre Kämpfer sind oft zugleich auch Vehikel für Inter­
vention, Infiltration oder Subversion äußerer Machtpolitik 
oder fremder Ideologien. Die Moros sind eine religiöse Min­
derheit. Sie sind Moslems; somit sind sie heute nicht mehr 
>Autonomisten< oder >Separatisten< allein, mit denen Manila 
sich auseinanderzusetzen hätte, sondern sie sind Vorkämp­
fer der pan-islamischen Idee und Politik des Oberst Ghadaffi. 
Libyen schickt Geld und Waffen und macht durch offene 
diplomatisch-politische Intervention die Sache der Moros zu 
einer Sache der islamischen Welt. Die Religionsfrage einer 
moslemischen Minderheit macht auch in den Südprovinzen 
Thailands den Krieg gegen die kommunistischen Untergrund­
kämpfer zu einem Feldzug mit doppeltem Gesicht. Die Be­
völkerung dieser Thai-Provinzen ist nicht pro-kommunistisch, 
aber sie ist wie die Kommunisten gegen die Regierung in 
Bangkok eingestellt und darum gewährt sie den Kämpfern in 
den Dschungeln um ihre Dörfer Unterschlupf. In Birma ist 
das Terrain noch unübersichtlicher. Die Rebellen sind um 
Autonomie kämpfende Minoritäten einerseits, aber sie führen 
doch fast allesamt noch andere Feldzeichen mit sich. Im un­
wegsamen Nordosten Birmas haben alte Kuomintang-Trup­
pen noch aus dem Zweiten Weltkrieg Unterschlupf gefunden 
und es gibt kommunistische Guerillas, die den Befehlen Pe­
kings gehorchen. Es gibt andere, die sich von Fall zu Fall 
mit der einen oder anderen Seite verbünden, aber immer ge­
gen die Zentralregierung in Rangun. Und dann gibt es noch 
die Finanziers aller Rebellen, jene Stämme, die im >Goldenen 
Dreieck< Opium anbauen und dabei gut verdienen, wenn 
auch nicht soviel wie die Zwischenhändler, die den Rausch­
gifthandel mit Europa und Nordamerika betreiben. 

Der Kampf gegen diese verschiedenartigen Rebellen ist nicht 
Sache der ASEAN-Gemeinschaft. Sie ist kein Militärpakt 
und wi l l es nicht sein. Aber ASEAN hat dennoch die Metho­
den bilateraler Militärhilfe und Kooperation in den letzten 
Monaten weiter entwickelt und kämpft im Dschungel der 
thailändisch-malaysischen Grenze unter gemeinsamem Ober­
befehl in gemeinsamen Operationen gegen die Kommunisten. 
Nirgendwo ist dieser Krieg gegen die Rebellen, ob Kommu­
nisten oder einfach streitbare Minderheiten, ein Blitzkrieg. 
Es ist stets der schon klassisch gewordene langwierige Krieg< 
wie in Vietnam, der freilich anders enden soll als dort. Die 
Hoffnung der ASEAN-Staaten ist nicht einmal so sehr auf 
die Vernichtung der Rebellen, sondern auf ihre Eindämmung 
im Dschungel, bis der soziale und wirtschaftliche Fortschritt 
den Kommunismus ideologisch überrollt hat, gerichtet. Daß 
wie überall soziale Reformen nicht nur Besserung der Ein­
kommen der Armen, sondern auch Abschaffung der Korrup­
tion der Reichen und Mächtigen beinhalten sollten, ist ein 
Gemeinplatz. Aber der Staat hat nirgendwo in Südostasien 
das Geld für angemessene Beamtengehälter, und nur von 

Die Errichtung eines Palästinenser-Staates in den derzeit von Israel 
besetzten Gebieten wird von der neuen israelischen Regierung mit be­
sonderer Schärfe abgelehnt. Die Frage der palästinensischen nationa­
len Existenz stellt einen der Angelpunkte der Nahost-Problematik 
(s. S. 89 ff.) dar. — In Westjordanien wie in den anderen besetzten 
Gebieten haben die Israelis seit 1967 über 60 Siedlungen angelegt, die 
zum Teil als eine Art Wehrdörfer für Israel militärischen Wert be­
sitzen. Die Niederlassung Israelischer Siedler inmitten einer arabi­
schen Umwelt (so z. B. in der Nähe von Nablus) kann die Spannungen 
zwischen der israelischen Besatzungsmacht und den Arabern nur 
erhöhen. 
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selbstlosen Patrioten kann auch er nicht leben. In Asien hat 
Korruption und Vetternwirtschaft eine tausendjährige, selbst 
in religiösen Vorstellungen begründete Tradition. Sie ist nicht 
in einem Menschenalter abzuschaffen. 

Ausbalancierung der Großmächte 
Wenn man in Singapur den Shenton Way an den Hochhäu­
sern der internationalen Banken, in Manila auf dem Roxas 
Boulevard an den Hotelpalästen und am Konferenzzentrum 
vorbeiprominiert oder am Stadtrand von Kuala Lumpur oder 
Bangkok auf dem Weg vom Flughafen die modernen Fabrik­
anlagen passiert, liegt die Welt des Dschungelkrieges weitab. 
Das weite, flache Land ist weit hinter diesen Kristallisations­
punkten des Wirtschaftsfortschritts zurück. ASEAN muß 
klein anfangen, um die Kluft zu überbrücken, mit Giganto-
manie geht es nicht. ASEAN hat, weil die Wirtschaft aus we­
nigen Monokulturen das erübrigt und auch, weil man Rück­
schläge vermeiden wil l , ohnehin keine vergleichbaren Institu­
tionen errichtet wie die EG in Brüssel; ASEAN wil l schritt­
weise aufbauen. So hat man auf dem Gipfel in Bali 1976 fünf 
fast bescheiden anmutende >ASEAN-Projekte< beschlossen: 
einfache Industrieunternehmen, eines für jedes der fünf Län­
der, und jedes Land wird an jedem Projekt beteiligt sein. Es 
sind einfache Produktionen, Dieselmotoren für Singapur als 
technologische Spitze, Kunstdünger für Malaysia und Indo­
nesien als Vorläufer einer petrochemischen Industrie, Pott­
asche für Thailand, Superphosphat für die Philippinen. Die 
Produkte dieser Unternehmen und bestimmte andere Pro­
dukte aus den ASEAN-Ländern erhalten Präferenzzölle in der 
Gemeinschaft, man redet über schrittweisen, linearen Zoll­
abbau und verschiedene Arten der Kooperation. Das ist nicht 
viel, aber es ist realistisch. ASEAN versteht sich zudem als 
Rohstoffproduzent und ist daher, wenn auch ohne fanatische 
Attitüde, ein prospektiver Gewinne des Nord-Süd-Dialogs. Im 
übrigen bemüht sich ASEAN durch Verläßlichkeit in der F i ­
nanzpolitik und durch liberale Investitionsgesetze die Indu­
strieländer zur Partnerschaft zu animieren; die Partnerschaf­
ten, die angeboten werden, wahren dabei die eigenen Inter­
essen. Aber ASEAN fühlt sich auch als Teil jenes >Pazifi-

I. Erfolgreiche Konferenzdiplomatie 
Ein Verdienst war der Weltwasserkonferenz1 schon am letzten 
Tag gewiß: Sie hat gezeigt, wie sehr eine Fachkonferenz der 
Vereinten Nationen trotz ideologischer Gegensätze und poli­
tischer Konflikte, trotz entgegengesetzter Interessen von 
Staatengruppen und einander ausschließender Ansprüche von 
Einzelstaaten durch sachliche Zusammenarbeit und Bereit­
schaft zum Kompromiß geprägt sein kann. 
Solche Erfolge haben naturgemäß ihren Preis und einige allzu 
verwaschene Kompromißformeln werden noch zu kritisieren 
sein. Aber es ist leider wichtig geworden, der öffentlichen 
Meinung in den westlichen Industrieländern zu beweisen, 
daß Veranstaltungen der Vereinten Nationen funktionieren 
können, auch wenn der Westen dort nicht mehr Mehrheiten 
nach seiner eigenen Vorstellung organisieren kann. Das er­
fordert Übung bei der Minderheit der Industrieländer und bei 
der Mehrheit der Entwicklungsländer: Wenn die Minderheit 
die Interessen der Mehrheit ignoriert und wenn die dadurch 
provozierte Mehrheit im Vertrauen auf das Gewicht ihrer 
Stimmen den Erfolg einer Veranstaltung von der Annahme 
des gesamten Pakets ihrer z. T. annehmbaren, z. T. noch nicht 

sehen Beckens <, das in den letzten Jahren Wachstumsraten 
aufzuweisen hatte, wie kaum eine andere Region und das 
noch viele Reserven hat: es bietet Perspektiven. Die Wirt­
schaftsphilosophie der ASEAN-Länder ist nicht der Sozialis­
mus, auch wenn es oft, der Mode folgend, so heißt; sie ist 
auch nicht >marktwirtschaftlich<. Man neigt eher zu einer 
>mixed economy< — so wie man politisch nicht kommunistisch 
ist, aber auch nicht mehr >westlich-demokratisch<, sondern 
eher auf dem Kurs einer >gelenkten Demokratien 
Wie es weitergehen mag, hat der Botschafter der Bundesrepu­
blik Deutschland in Singapur, Hans J. Dietrich, so angedeutet: 
»Jetzt, da sich sozusagen der durch das amerikanische Deba­
kel in Vietnam aufgewirbelte Staub zu legen beginnt, scheint 
tatsächlich eine Periode relativer Sicherheit anzubrechen. 
China und die Sowjetunion sind darum bemüht, ihren Einfluß 
in der Region gegenseitig einzudämmen. Dabei müssen sie 
ständig ins Kalkül einbeziehen a) die wachsende Macht des 
vereinten Vietnam, b) das handfeste Interesse der USA an 
Südostasiens Sicherheit und Stabilität, c) die vitalen Wirt­
schaftsverflechtungen Japans mit der Region und d) die vor­
nehmlich historisch bedingte Hilfeleistung von Mitgliedern 
der Europäischen Gemeinschaft.«4 

Die Machtgewichte mögen sich verschieben. Europas Ein­
fluß geht politisch und wirtschaftlich zurück. Die Sowjet­
union mag machtpolitisch an Bedeutung gewinnen, wir t ­
schaftlich, außer für Indochina, sicher nicht. Japan ist noch 
weiter auf dem Vormarsch, vorerst nur wirtschaftlich. Chi­
nas Einfluß wird mit seinem Wirtschaftspotential wachsen. 
Die Vereinigten Staaten sind die große Supermacht, die alles 
kann —• und alles unterlassen kann. Die Maxime der ASEAN-
Länder ist es, sie alle in Balance zu halten, soweit es die Re­
gion betrifft. Man hat hier gelernt: So gut wie die unerreich­
bare, vielleicht nicht einmal wünschenswerte totale Abwesen­
heit aller Großmächte wäre, so gut ist allemal ihre totale 
Präsenz — nur das Vakuum ist gefährlich. 

Anmerkungen 
1 Mao Tse-tung, Ausgewählte Werke Bd. I I , 1968, S. 177—179. 
2 S. Anm. 1. 
3 So die >Bangkok-Deklaration<. 
4 In einem Vortrag vor deutschen Kaufleuten Anfang 1977. 

H E I N R I C H D E H N * 

annehmbaren und z. T. auch auf Dauer nicht annehmbaren 
Forderungen abhängig machen wil l , dann kommt es zu 
Kampfabstimmungen, die auf beiden Seiten Verbitterung 
hinterlassen — bei der majorisierten Minderheit wie bei der 
faktisch doch ohnmächtigen Mehrheit. Wo es um Prinzipien, 
um politisch-pädagogische Anstöße geht, wie etwa bei der 
Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staa­
ten oder bei den Beschlüssen über die Errichtung einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung, da haben solche Demonstrationen 
des Willens der Mehrheit der Entwicklungsländer durchaus 
einen Sinn. Wo es aber um praktisches Handeln auf einem 
bestimmten Fachgebiet, um die Notwendigkeit einer neuen 
Organisation geht oder um die eines neuen Fonds, zu dem 
alle beitragen sollen, da hat es sich auch aus der Sicht der 
Entwicklungsländer als wenig erfolgreich erwiesen, Mehr­
heitsbeschlüsse oder mit aktuellen politischen Kontroversen 
befrachtete Erklärungen durchzusetzen, durch die sich die 
Industrieländer nicht einmal moralisch zum Handeln ver­
pflichtet fühlen. 
Ob nun durch derlei Erfahrungen ernüchtert oder eher 
durch andere Veranstaltungen wie UNCTAD-Rat oder >Nord-
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Süd-Dialog< absorbiert, bei denen die großen Fragen einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung direkter angesprochen wer­
den konnten — auf jeden Fall verzichtete die Mehrheit der 
Entwicklungsländer auf der Wasserkonferenz in Mar del 
Plata darauf, die Industrieländer ernsthaft in politische Ver­
legenheit zu bringen, so daß (fast wider Erwarten) zumindest 
keine politischen Hindernisse für eine erfolgreiche Fachkon­
ferenz auftauchten. 

Umfassender Aufgabenkatalog 
Worum ging es fachlich auf dieser Folgekonferenz der Um­
weltkonferenz der Vereinten Nationen von 1972? Um das ge­
samte Wasser dieser Erde, soweit es nicht gerade in Meeren 
und Ozeanen enthalten ist, also um Grundwasser, Binnenge­
wässer und Niederschläge, um alle Arten der Nutzung dieses 
Wassers etwa für Bewässerung und Stromerzeugung, für Bin­
nenschiffahrt und Fischzucht, um Trinkwasser und Abwasser, 
um die Gefahren von Naturkatastrophen mit zu viel und zu 
wenig Wasser, um eine sinnvollere Bewirtschaftung sowie um 
den Schutz des ehemals von den klassischen Ökonomen als 
>freies Gut< vernachlässigten und heute an vielen Stellen 
schon kostbar knappen Nasses. Es handelte sich offenkundig 
um Fragen, die sowohl Industrie- als auch Entwicklungslän­
der betreffen, zumal eine rationellere Wasserwirtschaft für 
sehr viele Entwicklungsländer eine aktuelle Existenzfrage 
und nicht ein >Luxusproblem< des Umweltschutzes der Indu­
strieländer ist, das sie versucht sein könnten in Kauf zu neh­
men, um einige ihrer übrigen Nöte zu überwinden. Die Dür­
rekatastrophen im Sahel-Gürtel Afrikas und die Überschwem­
mungen in Bangladesh, die Versalzung von landwirtschaftli­
chen Bewässerungsflächen in Pakistan, die unzureichende 
Nutzung der Wasserkraft bei steigenden Ölpreisen und die 
Problematik großer Staudämme wie des Assuan-Dammes, 
die Tatsache, daß zwei Drittel der Menschen in den Entwick­
lungsländern nicht einmal über ein Mindestmaß an sauberem 
Trinkwasser und hygienischer Abwasserbeseitigung verfügen, 
aber auch die durch Haushalts- und Industrieabwässer, durch 
landwirtschaftliche Pestizide oder sogar durch grenzüber­
schreitende Luftverschmutzung und entsprechende Nieder­
schläge gefährdeten Gewässer der Industrieländer lieferten 
das Material. Daraus sollten für die einzelnen Staaten Grund­
züge der Wasserwirtschaftspolitik und -planung empfohlen, 
Prioritäten für Ausbildung, Forschung und Technologie ab­
geleitet und besondere Empfehlungen für eine rationelle Be­
wirtschaftung des Wassers in den einzelnen Sektoren formu­
liert werden. Da Wasser keine Staatsgrenzen anerkennt, sollte 
die regionale Zusammenarbeit der Anrainerländer gefördert 
werden. Schließlich ging es um weltweite institutionelle und 
organisatorische Fragen, um die geeigneten >UN-Kanäle< für 
Wasserfragen und um die nötige Finanzkraft, um das Wasser 
in der richtigen Qualität und Menge überall dorthin zu brin­
gen, wo es benötigt wird. Naturgemäß stand die Deckung des 
Fehlbedarfs der Entwicklungsländer an Investitionsmitteln 
und Fachwissen im Vordergrund, aber auch hier stimmen die 
alten Schablonen nicht mehr, weil es nicht nur devisenstarke 
Entwicklungsländer wie etwa Saudi-Arabien gibt, sondern 
auch Entwicklungsländer mit unzureichend genutztem hoch­
qualifiziertem Fachpersonal wie z. B. Indien, so daß der poli­
tisch motivierten Parole von der collective self-reliance<, also 
vom Vertrauen auf gemeinsame Eigenanstrengungen der Ent­
wicklungsländer gerade auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft 
einige konkrete Schritte folgen könnten. 

Gründliche Vorbereitung 
Um diesen großen Aufgabenkatalog inhaltlich aufzuarbeiten 
und für die Konferenz weitgehend beschlußreife Empfeh­
lungsvorschläge bereitzustellen, fanden im Jahr 1976 fünf 
vorbereitende regionale UN-Konferenzen statt. Ferner wurden 
insgesamt zwei Tagungen des Ausschusses des Wirtschafts­
und Sozialrats für Naturschätze angesetzt, der als vorberei­

tender Ausschuß der Wasserkonferenz fungierte. In bemer­
kenswert kurzer Zeit und mit sehr geringen Kosten leistete 
das Konferenzsekretariat unter dem Sudanesen Yahia Abdel 
Mageed das Menschenmögliche, um termingerecht brauch­
bare Konferenzdokumente vorzulegen. Außer den Berichten 
der Regionalkonferenzen (die Westasienkonferenz konnte auf­
grund des libanesischen Bürgerkrieges erst im Dezember 1976 
stattfinden) waren unter Federführung der UN-Sonderorga­
nisationen FAO und WHO auf Expertentreffen gesonderte 
Konferenzdokumente über landwirtschaftliche Wassernutzung 
sowie Siedlungswasserwirtschaft (Trinkwasser/Abwasser) aus­
gearbeitet worden. Gesonderte Papiere wurden auch über die 
Möglichkeiten der Technologie sowie über technische Zu­
sammenarbeit zwischen den Entwicklungsländern im Bereich 
der Wasserwirtschaft vorgelegt. Schließlich galt es auch noch 
aus rund 230 sogenannten Themenpapieren (also aus über die 
Nationalberichte hinausgehenden, von Mitgliedstaaten und in­
ternationalen Organisationen erstellten Fachpapieren über die 
verschiedensten Spezialthemen) die wichtigsten allgemein­
gültigen Erfahrungen in einem Übersichtspapier zusammenzu­
stellen. Ganz konnte diese Aufgabe angesichts der Terminnöte 
nicht gelingen: Auf der letzten Sitzung des Vorbereitenden 
Ausschusses konnten im Januar 1977 die noch nicht vollstän­
digen oder noch druckfrischen Dokumente nicht mehr inhalt­
lich beraten werden, weshalb für die Hauptkonferenz von 
Mar del Plata in Argentinien im März 1977 nur eine geordnete 
Aneinanderreihung sich teils wiederholender, teils wider­
sprechender Empfehlungen der Regionalkonferenzen als 
Hauptbeschlußdokument vorgelegt werden konnte, dazu eine 
Reihe von parallel entstandenen Dokumenten mit weiteren 
Empfehlungen — also eine schier unlösbare Aufgabe für eine 
von der Größe her auch in den Ausschüssen nicht für Redak­
tionsarbeit geeignete internationale Konferenz. Es war der sach­
lichen Atmosphäre der Konferenz sowie der guten Arbeit des 
Sekretariats und des Konferenzbüros zu verdanken, daß es 
dennoch zu einigermaßen systematischen Konferenzempfeh­
lungen kam. Nach wie vor bestehen jedoch Überschneidungen 
und Widersprüche, die dem späteren Leser des >Aktionsplans 
von Mar del Plata < die Ubersicht schwer machen und den zur 
Verwirklichung aufgerufenen Politikern das Ausweichen 
durch Berufung auf genehme Passagen erleichtern werden. 
Trotz solcher Schönheitsfehler läßt sich durchaus ein roter 
Faden unterschiedlich präziser Handlungsanweisungen er­
kennen. 

II. Empfehlungen für die nationale Politik 

Wasserpolitik 
Die Forderung nach einer nationalen Wasserpolitik als Be­
zugsrahmen für einzelne Programme zur Nutzung, Bewirt­
schaftung und Erhaltung des Wassers ist auch in den Indu­
strieländern noch keine Selbstverständlichkeit. Sicherlich ha­
ben sie einen hohen Stand bei der Feststellung des Wasser­
dargebots und bei den meisten Nutzungsarten erreicht. Aber 
bei der Steuerung der Nachfrage und der Sicherung der Er­
haltung des Wassers etwa durch wirklich kostendeckende Ta­
rife, die auch Umweltschutzkosten auf den Verursacher des 
Wasserverunreinigung umlegen, wird auch in Ländern wie 
der Bundesrepublik Deutschland derzeit noch steiniges Neu­
land beackert. Auch im Bereich des institutionellen Aufbaus 
und des Wasserrechts ist es nicht unbedingt einfacher, eine 
gewachsene Vielfalt von mehr oder minder getrennten Ein­
richtungen für einzelne, etwa den üblichen Ministerien ent­
sprechende Teilbereiche der Wasserwirtschaft zu einem ein­
heitlichen oder zumindest übersichtlichen Ganzen umzuge­
stalten, als ein weitgehend neues System aufzubauen. Bundes­
staaten wie die Bundesrepublik mußten zusätzliche Ein­
schränkungen gegenüber einer zentralistischen Tendenz der 
Empfehlungen zur Planung und Institutionalisierung anmel-
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den, die aus der finanziellen und personellen Engpaßsituation 
der Entwicklungsländer abgeleitet wurde. 
Keine systembedingten Meinungsverschiedenheiten ergaben 
sich hinsichtlich der Notwendigkeit einer planmäßigen Be­
wirtschaftung des Wassers unter maßgeblicher Kontrolle der 
öffentlichen Hand. Die Erkenntnis, daß Wasser ein zu knappes 
Gut ist, als daß man es der Willkür von Privatinteressen 
überlassen könnte, überwog. Ordnungspolitische Akzentvari­
anten wurden bei der Gewichtung von Preisen und anderen 
Instrumenten deutlich, mit deren Hilfe sicherzustellen ist, daß 
Wasser einerseits nicht verschwendet wird und andererseits 
nicht nur denen zur Verfügung steht, die genug Geld haben, 
um jeden Wassertarif zu zahlen. Das Problem tauchte sowohl 
bei der landwirtschaftlichen Bewässerung wie auch beim 
Trink- und Abwasser auf: auch Kleinstbauern und Slumbe-
wohner benötigen ein Minimum an Trink- und Brauchwasser, 
um gesund zu überleben und um ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen. Wenn aber die Mehrheit der Bevölkerung nur in 
sehr geringem Maße in der Lage ist, dafür zu zahlen, dann 
wird die Finanzierung von Investitionen und laufenden Ko­
sten zum Problem. Auf dieser Ebene trafen sich denn auch 
die Vertreter unterschiedlicher Wirtschaftsordnungen: Die F i ­
nanzierung von wasserwirtschaftlichen Vorhaben muß ge­
sichert sein, zunächst einmal unabhängig davon, wie weit 
Gebühren — sie können nach Wasserverbrauch und/oder Zah­
lungsfähigkeit progressiv gestaffelt sein — alleine oder auch 
nach Herkunft und Zweckbestimmung explizit festliegende 
staatliche Subventionen die Kosten decken. Die leidigen Er­
fahrungen in einer Vielzahl von Entwicklungsländern, in de­
nen teure Bewässerungs- und Wasserversorgungssysteme des­
halb mangelhaft genutzt verkommen, weil das Geld fehlt, um 
sie zu warten und zu unterhalten, haben die letztlich erfreu­
lich klaren Äußerungen zum Finanzierungssystem sicherlich 
beeinflußt. 
Die Erkenntnis, daß ohne direkte Mithilfe und Beteiligung 
der Nutznießer fast jeder Staat finanziell und personell über­
fordert wäre, wenn er innerhalb absehbarer Zeiträume von 
zehn bis fünfzehn Jahren die unversorgte Mehrheit der rasch 
wachsenden Bevölkerung mehr oder minder zentralistisch 
versorgen wollte, hat wohl eher aus praktischen Gründen als 
aus einer an der Partizipation der Massen orientierten Grund­
haltung heraus auf der Konferenz dazu geführt, die recht 
blassen Formulierungen der Entwurfsdokumente zu verbes­
sern. 
Nicht weniger wichtig als die Finanzierung ist die personelle 
Seite der Wasserwirtschaft. Wenn man die teilweise sehr lan­
gen Fristen für die Ausbildung von hochqualifiziertem Perso­
nal bedenkt, ist es berechtigt, Untersuchungen über den vor­
aussichtlichen Bedarf an administrativem, wissenschaftlichem 
und technischem Personal als vorrangig zu bezeichnen. Es 
fehlt ja nicht nur an Geld, sondern auch an zumindest ange­
lernten Hilfskräften zur Wartung von Anlagen der Bewässe­
rung und Wasserversorgung in ländlichen Gebieten. Für mitt­
lere technische und administrative Fachkräfte, von denen 
z. B. der sichere Betrieb von Wasserwerken oder die prak­
tische Wirksamkeit von guten Gebührenordnungen abhängen, 
werden meist nationale oder mehrere kleinere Nachbarländer 
umfassende Ausbildungsstätten auf- oder ausgebaut werden 
müssen. Für Akademiker und hochspezialisierte Fachkräfte 
hängt es sehr von der Größe und Finanzkraft des einzelnen 
Entwicklungslandes ab, ob eine Grundausbildung auf natio­
naler Ebene oder nur ein regionales Zusammenwirken meh­
rerer Entwicklungsländer rationell ist. Unter dem Eindruck 
des >brain-drain<, also der Abwanderung von Intelligenz aus 
den Entwicklungsländern, wird die Ausbildung in den I n ­
dustrieländern demgegenüber nur in verhältnismäßig weni­
gen Fällen, in denen eine Ergänzung der Kenntnisse unab­
dingbar ist, eine Rolle spielen können. 

Technologie und Forschung; sektorale Schwerpunkte 
Erfreulich differenziert sind die Empfehlungen zur Techno­
logie ausgefallen. Es wird nicht einfach ein möglichst um­
fangreicher Technologietransfer aus den Industrieländern 
gefordert, sondern deutlich gemacht, daß Auswahl und An­
passung sowie Standardisierung entsprechend der Lage und 
den Möglichkeiten der einzelnen Entwicklungsländer nottun. 
Dabei sind Arbeitskräfte und lokale Rohstoffe zu nutzen, 
aber nicht ohne Kosten-Nutzen- und Umweltschutzerwägun­
gen. Der Schwerpunkt soll auf der Entwicklung des technolo­
gischen Potentials der Entwicklungsländer liegen, sei es ein­
zeln oder durch regionale Zusammenarbeit. Nur so sind übri­
gens auch die nötigen Einsparungen bei den Investitionsko­
sten zu erzielen, wenn nicht mehr jede Leitung und jede 
Pumpe, nicht mehr jeder Filter und alle Chemikalien impor­
tiert werden müssen und wenn nicht mehr jede Routine­
dienstleistung für teure Devisen aus Europa oder den Ver­
einigten Staaten eingeflogen werden muß. 
Weniger überzeugend sind die Empfehlungen zur Forschung 
und somit auch zur Technologieentwicklung im einzelnen; es 
wird eine zu lange und nicht gewichtete Liste von in sich 
weiten Forschungsbereichen aufgestellt. Das reicht von der 
Wettervorhersage und -Veränderung über Fernerkundung 
und Erosionskontrolle, über die künstliche Anreicherung von 
Grundwasserspeichern, Anwendung der Systemanalyse zur 
wasserwirtschaftlichen Planung und Nutzungssteuerung und 
Entsalzung von Brackwasser bis hin zur Zucht salzverträgli­
cher Pflanzensorten und zur Aquakultur. Es entstand eine 
bloße Addition von Anregungen, die am ehesten dort über­
zeugen, wo sie aus den einzelnen Sektorabschnitten abgeleitet 
werden, so beispielsweise die Untersuchung der Einsparungs­
möglichkeiten von Wasser in industriellen Prozessen oder die 
Entwicklung von billigeren Alternativen zu den derzeitigen 
Pumpen, Trink- und Abwasseraufbereitungsverfahren für 
ländliche Gebiete. Unter den sektoralen Abschnitten, die alle 
unter dem Leitmotiv einer effizienteren Wassernutzung ste­
hen, wurden zu Recht die Landwirtschaft und die Siedlungs­
wasserwirtschaft (Trinkwasser/Abwasser) als vorrangig her­
vorgehoben und nicht nur durch ausführliche Kapitel im 
Hauptempfehlungskatalog, sondern auch durch detailliertere 
und präzise Forderungskataloge in Gestalt getrennter Resolu­
tionen bedacht. Dies wurde durch die gesonderten Konferenz­
dokumente zu diesen Bereichen ermöglicht, deren jeweiliger 
Empfehlungskatalog im wesentlichen von der Wasserkonfe­
renz gebilligt wurde. Dadurch sind allerdings Wiederholun­
gen und Interpretationsvarianten entstanden. Sowohl für die 
landwirtschaftliche Wassernutzung wie für die Siedlungswas­
serwirtschaft sollen bis 1980 detaillierte und finanziell durch­
kalkulierte Programme der einzelnen Länder auf internatio­
naler Ebene vorgelegt werden, nicht zuletzt, um die Mittel 
zu ihrer Finanzierung zu mobilisieren. In beiden Fällen geht 
es dabei nicht nur um den Umfang, sondern um die Bedin­
gungen der Finanzierung: Ein erheblich höherer Beitrag zur 
Finanzierung der Kosten in Landeswährung sowie größere 
Beiträge pauschalerer Art zu sorgfältig vorbereiteten größeren 
Programmen (Programmfinanzierung) werden nötig sein; man 
wird nicht mehr jedem Dollar und jeder D-Mark nachlaufen 
können, die für jeden der unzähligen Dorfbrunnen oder Be­
wässerungsgräben verwendet werden. 

Landwirtschaftliche Bewässerung und 
Siedlungswasserwirtschaft 
Im Bereich der Landwirtschaft wird die Größenordnung der 
Aufgabe über einen Zeitraum von fünfzehn Jahren mit 45 
Mi l l Hektar verbesserter und 22 Mil l Hektar zusätzlicher 
Bewässerungsfläche grob geschätzt. Dabei liegt der Akzent 
zu Recht zunächst auf der kurzfristiger möglichen Verbesse­
rung der Nutzung bestehender Be- und Entwässerungssyste­
me, bei denen zu viel Wasser vergeudet wird und zu viele 
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unerwünschte Schäden für den Boden entstehen. Auch beim 
unbewässerten Feldbau und bei der Weidewirtschaft liegen 
bei besserer Nutzung der Bodenfeuchtigkeit sowie Erschlie­
ßung bisher nicht genutzter Gebiete noch erhebliche Reser­
ven. Der Schutz vor Versalzung, Überflutung und Versump­
fung sowie die Fischzucht als ergänzende Wassernutzung bie­
ten weitere Möglichkeiten. Neue Bewässerungsvorhaben sol­
len diese Erfahrungen einbeziehen und vor allem nicht mehr 
ohne eine ausreichende Ausbildung von Fachkräften und oh­
ne den Ausbau von landesweiten Beratungsdiensten für die 
ländliche Bevölkerung betrieben werden. Die Bewässerung 
soll auch nicht mehr isoliert, sondern als Teil des Ausbaus der 
ländlichen Infrastruktur ausgeweitet werden. Besondere An­
reize und insbesondere die Sicherung der Wasserrechte der 
Kleinbauern werden für nötig gehalten, um landwirtschaft­
liche Bewässerungsvorhaben nicht mehr über die Köpfe die­
ser größten ländlichen Bevölkerungsgruppe hinweg zu för­
dern. Um eine sinnvollere Nutzung des Wassers zu gewähr­
leisten, ist nicht nur ein Gleichgewicht zwischen der nötigen 
Finanzierung der Betriebs- und Unterhaltskosten und sozia­
len Erwägungen bei der Festsetzung der Wassertarife nötig, 
sondern auch umfangreiche Motivations-, Bildungs- und So­
zialarbeit. Der Zusammenhang von rationellerer Nutzung von 
Boden und Wasser zur dauerhaften Steigerung der Produk­
tion von Nahrungmitteln und anderen landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen muß von Hunderten von Millionen Menschen 
erfaßt und praktiziert werden. 
Im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft wurde das Jahr­
zehnt von 1980 bis 1990 zum Jahrzehnt der Trinkwasserver­
sorgung und Abwasserwirtschaft erklärt, um möglichst bis 
1990 das 1976 auf der Konferenz der Vereinten Nationen über 
menschliche Besiedlungen (Habitat) vereinbarte Ziel zu er­
reichen, alle Menschen mit einem Minimum an gesundheit­
lich unbedenklichem Trinkwasser zu versorgen sowie zu ver­
hindern, daß der dadurch erwartete Rückgang der schmutz-
wasserbedingten Krankheiten wieder durch unhygienische 
Abwasser- und Müllbeseitigungspraktiken zunichtegemacht 
wird. Dieses Ziel dürfte schwer, aber nicht unmöglich zu er­
reichen sein: Eine Verdoppelung der jährlichen Investitionen 
von Entwicklungs- und Industrieländern im Zeitraum 1976 
bis 1990 gegenüber dem Ist der Jahre 1971 bis 1975 auf 8,87 
Mrd US-Dollar würde (zu Preisen von 1977) nach Schätzun­
gen der Weltgesundheitsorganisation ausreichen, um 1990 für 
alle Menschen in den Entwicklungsländern den Versorgungs­
stand sicherzustellen, den 1975 nur ein Drittel der Bevölke­
rung hatte. Danach müßten sich beispielsweise auch 1990 
noch 43 vH der Bevölkerung mit einer Wasserversorgung aus 
gemeinschaftlichen Zapfstellen begnügen. Obwohl die eher 
optimistischen Kostenschätzungen zur Vorsicht mahnen (es 
spricht vieles dafür, daß die Versorgung der bisher vernach­
lässigten Gebiete doch teurer kommt, als die der schon ver­
sorgten), wird doch bestätigt, daß mit relativ kleinen Pro­
Kopf-Investitionen von 31 US-Dollar in ländlichen Gebieten, 
wo die Unterversorgungsquote über 80 vH im Durchschnitt 
beträgt, sowie von 83 US-Dollar in städtischen Gebieten je­
nes Minimum an hygienischen Voraussetzungen geschaffen 
werden kann, ohne das alle Bemühungen auf dem Gesund­
heitssektor weitgehend nutzlos blieben. 

Das bisherige Verhältnis von Eigenanstrengungen der Ent­
wicklungsländer und Beiträgen der Industrieländer spricht 
nach den Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation für 
eine Vernachlässigung des gesamten Sektors, vor allem aber 
der ländlichen Wasserversorgung und der gesamten Umwelt­
hygiene durch die internationale Entwicklungspolitik. Die 
Gründe dafür liegen unter anderem im mangelnden Prestige­
wert kleinerer Vorhaben in ländlichen Regionen und in den 
geringen Exportchancen bei de: Finanzierung von Vorhaben, 
bei denen hauptsächlich Kosten in lokaler Währung der Ent­
wicklungsländer anfallen. Damit sich daran etwas ändert, 

Der Bonner Völkerrechtler Professor Dr. Kar l Josef Partsch ist neuer 
Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen. 
Die X I V . Ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft wählte am 
4. Juni 1977 in Stuttgart den neuen Vorstand (s. zweite Umschlagseite), 
der bei seiner konstituierenden Sitzung in Bonn aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen beide Stellvertreter wählte. Die Amtszeit des 
Vorstands läuft bis zur nächsten Hauptversammlung; eine derartige 
Mitgliederversammlung findet in jedem zweiten Kalenderjahr statt. — 
Karl Josef Partsch wurde 1914 in Freiburg geboren. Nach juristischen 
und volkswirtschaftlichen Studien an den Universitäten München, 
Frankfurt und Freiburg wurde er 1937 zum Dr. jur. promoviert. In den 
fünfziger Jahren war er im Auswärtigen Dienst tätig und nahm u. a. 
an den Verhandlungen um die Pariser Verträge teil. 1957 wurde er auf 
einen Lehrstuhl für öffent l iches Recht an der Universität Kiel berufen, 
lehrte später in Mainz und kam 1966 an die Universität Bonn, der er 
1968—69 als Rektor vorstand. E r ist Ordinarius für öffentl iches Recht 
und Direktor am Institut für Völkerrecht. Seit 1969 gehört er dem Aus­
schuß der Vereinten Nationen zur Beseitigung der Rassendiskriminie­
rung an. 

bedarf es einerseits einer Neuordnung der Prioritäten auf 
Seiten der Entwicklungsländer, zum anderen einer entspre­
chenden und nicht mehr auf Finanzierung von Devisenkosten 
bzw. von Exporten fixierten Politik der Industrieländer. Da 
die Beteiligungsraten der Industrieländer zwischen 12 vH bei 
der städtischen Wasserversorgung und 0,5 vH bei der ländli­
chen Umwelthygiene schwankten, würden ihnen zusätzliche 
Anstrengungen weitaus leichter fallen als den Entwicklungs­
ländern; auch bei einer durchschnittlichen Beteiligung von 
10 vH hätten sie zur Erreichung der gesteckten Ziele knapp 
900 statt derzeit rund 400 Mil l US-Dollar jährlich zu investie­
ren, während die Entwicklungsländer fast 8 Mrd US-Dollar 
anstelle der derzeitigen 4,2 Mrd aufzubringen hätten. 

Grundversorgung sicherstellen 
Den einzelnen Entwicklungsländern wird empfohlen, im Rah­
men ihrer Entwicklungsplanung und der oft noch fehlenden 
wasserwirtschaftlichen Gesamtplanung geeignete Ziele, Zwi­
schenschritte, Programme und Normen zu entwickeln sowie 
entsprechende personelle, organisatorische und finanzielle 
Voraussetzungen zu schaffen. Deutlich herausgearbeitet wur­
de der Vorrang, welcher dabei der Grundversorgung aller 
Siedlungen, d. h. vor allem der ländlichen Siedlungen und 
der Elendsviertel der Großstädte, gegenüber einer verbesser­
ten Versorgung der bereits angeschlossenen Gebiete einzu-
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räumen ist. Als Kriterium für die Finanzierungssysteme wird 
der Ausgleich zwischen den von Ort zu Ort oft sehr unter­
schiedlich hohen Produktionskosten und der nicht weniger 
weit streuenden Zahlungsfähigkeit der Nutznießer gefordert. 
Als Instrument werden revolvierende Fonds gesehen, welche 
in- und ausländische Finanzquellen, also z. B. auch Pro­
grammfinanzierungshilfen mobilisieren; die inländischen Mit­
tel würden teils aus Wassertarifen bestehen, welche eine so­
zial ausgewogene Belastung bringen, ohne die Wasservergeu­
dung zu ermutigen, andererseits auch aus Subventionen. Ein 
bedauerlicher Widerspruch zu diesen vernünftigen Finanzie­
rungsvorstellungen stellt die in Aussicht genommene organi­
satorische Trennung von städtischer und ländlicher Wasser­
versorgung dar, weil dadurch der nötige Finanzausgleich zu 
Lasten der relativ besser gestellten städtischen Wasserversor­
gung unterbleiben dürfte; dies war einer der Punkte, bei de­
nen es sich als nachteilig erwies, die Konferenzthematik im 
relativ unaufbreiteten Zustand der Konferenzdokumente auf 
zwei de facto kaum miteinander koordinierte Ausschüsse zu 
verteilen. Eine für alle Bereiche der Wasserwirtschaft uner­
läßliche Voraussetzung wurde zu Recht betont: Es müssen 
künftig wesentlich mehr finanzielle, personelle und techno­
logische Hilfsquellen in eine genauere Feststellung der ver­
fügbaren Wasservorräte investiert werden. Ohne umfassende 
meteorologische, hydrologische und hydrogeologische Be­
standsaufnahmen und Beobachtungsnetze ist keine rationelle 
Planung der Wasserwirtschaft und auch keine sparsame und 
schonende Nutzung der Wasservorräte möglich. Allzuoft ha­
ben sich grobe Schätzungen des Wasserpotentials als grobe 
Fehleinschätzungen erwiesen, auf denen dann Fehlinvestitio­
nen aufgebaut wurden. Das führte etwa zur Überbeanspru­
chung des Grundwassers, zur falschen Reihenfolge des Was­
serkraftwerkausbaus oder zu teurer Trinkwasserversorgung 
aus aufbereitungsbedürftigem Oberflächenwasser bei faktisch 
ausreichenden Grundwasservorräten, bei denen eine Aufbe­
reitung weitgehend entbehrlich zu sein pflegt. 
Die verschiedenen Sektorbereiche wurden in sehr unter­
schiedlicher Ausführlichkeit und Qualität behandelt. Die Ab­
schnitte über Wasserkraft, Binnenschiffahrt, Fischerei oder 
Umweltschutz genügen sicherlich nicht den Ansprüchen 
einer umfassenden fachlichen Orientierung. Dennoch ist eine 
Fülle von wichtigen Denkanstößen enthalten oder auch von 
Feststellung internationaler politischer Ubereinstimmung in 
Fragen, die den Spezialisten zwar bekannt waren, die aber 
von den Politikern und Verwaltern, von den Consultingunter­
nehmen und Einzelexperten ohne eine solche internationale 
Ermunterung noch allzuoft vernachlässigt werden. 
So wurde beispielsweise noch nicht überall in ausreichender 
Deutlichkeit darauf hingewiesen, daß eine der vielen Voraus­
setzungen für das Gelingen der Industrialisierungspläne der 
Entwicklungsländer genauere Untersuchungen über ihren in­
dustriellen Wasserbedarf und dessen Bereitstellung in aus­
reichender Menge und Qualität und zu vertretbaren Kosten 
sein dürfte. Auch die Möglichkeit, daß größere und sogar 
kleine Staumaßnahmen in tropischen Zonen zur Verbreitung 
wasserinduzierter Krankheiten, wie z. B. der Bilharzia, bei­
tragen, wurde vielfach übersehen oder es wurden zumindest 
ergänzende Maßnahmen zur Abwehr oder Milderung solcher 
Nebenwirkungen mangels Finanzierung unterlassen und auch 
bei der entscheidungsrelevanten Kosten-Nutzen-Erwägung 
ausgeklammert. 

III . Internationale Aspekte 

Politische Kontroversen 
Wenig erfolgreich war die Konferenz bei dem Bemühen, die 
Zusammenarbeit bei der Nutzung >internationaler< Gewässer 
anzukurbeln; schon diese Bezeichnung für Gewässer, welche 
das Hoheitsgebiet mehrerer Staaten berühren, blieb umstrit­
ten. An jedem zweiten Wort entzündeten sich die alten Ge­

gensätze von Unter- und Oberliegern, gleichgültig, ob es sich 
um Industrie- oder um Entwicklungsländer handelte. Man 
hatte den Eindruck, daß der jeweilige Unterlieger ablehnen 
mußte, was der jeweilige Oberlieger vorschlug, auch dort, wo 
dies gar nicht wesentlich war. Geradezu typisch war eine 
Kampfabstimmung darüber, ob im Falle der Nichteinigung 
über eine gemeinsame Nutzung wenigstens ein Informations­
austausch zu empfehlen sei, auf dem dann die einseitigen 
Nutzungsmaßnahmen der Anliegerstaaten aufbauen könnten: 
diese Empfehlung wurde mit nur 29 gegen 13 Stimmen bei 
48 Enthaltungen angenommen! Bei diesen von Fall zu Fall 
doch sehr unterschiedlich gelagerten und allenfalls unter 
den jeweils beteiligten Staaten in besonderer Form zu lösen­
den Fragen erwies sich eine weltweite UN-Fachkonferenz als 
ungeeignet für den sicherlich sinnvollen technischen und j u ­
ristischen Erfahrungsaustausch. Ohne eine derartige Vorbe­
reitung durch Spezialisten ist aber nicht mit größeren poli­
tischen Fortschritten zu rechnen. 
Eine andere erwartete Kampfabstimmung belastete die Kon­
ferenz erfreulich wenig: Die arabischen Länder bestanden 
zwar auf einer Entschließung über die Wasserpolitik in besetz­
ten Gebieten, in der »jede Politik oder Maßnahme der Kolo­
nial- und/oder beherrschenden Mächte, welche sich insbeson­
dere in Palästina, Namibia und Asania 2« gegen eine »sinnvolle 
Nutzung durch die einheimische Bevölkerung« richtet, ver­
urteilt wurde. Die darin implizierte Gleichstellung der Politik 
Israels mit dem südafrikanischen Rassismus konnte von den 
16 Delegationen, die die Resolution ablehnten, unter ihnen 
alle Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft, sowie von 
einigen der 21 Länder, die sich der Stimme enthielten, nicht 
akzeptiert werden. Die Resolution wurde mit 53 Ja-Stimmen 
durchgesetzt, aber das hatte eher den Charakter einer Pflicht­
übung ohne Schaden für den Gesamtablauf der Konferenz, 
weil die Resolution kein Junktim mit wirklich wesentlichen 
Anliegen der Mehrheit der Entwicklungsländer beinhaltete. 

Weder neue Institution noch neuer Fonds 
Bei der Frage der institutionellen Vorkehrungen für eine 
verstärkte internationale Zusammenarbeit im Bereich der 
Wasserwirtschaft blieben die ohnehin zaghaften Versuche 
zur Gründung neuer UN-Institutionen weitgehend auf der 
Strecke. Nicht zuletzt mit Blick auf die anstehende Gesamt­
reform des Wirtschafts- und Sozialbereichs der Vereinten Na­
tionen wurden eher Interimslösungen empfohlen. Auf der 
Ebene der Regierungsvertreter sollen weiterhin der Wirt­
schafts- und Sozialrat, der Ausschuß für Naturschätze und 
die Regionalkommissionen eine zentrale Rolle spielen. Dabei 
könnte sich eine gewisse Verstärkung der jeweiligen Sekre­
tariate mit Fachleuten als notwendig erweisen. Auch der 
Koordinationsmechanismus zwischen den verschiedenen, im 
Bereich der Wasserwirtschaft tätigen Organisationen im Ver­
band der Vereinten Nationen könnte möglicherweise aufge­
wertet werden, aber all dies wären nur kleinere Umgruppie­
rungen und keine neuen Institutionen. 
Bei den finanziellen Vorkehrungen für die internationale Zu­
sammenarbeit standen sich zunächst Forderung und Ableh­
nung eines besonderen Fonds für Vorhaben der Wasserwirt­
schaft schroff gegenüber. Daß der Plan wenig zusätzliche Mi t ­
tel versprach, wurde schon bei den Konferenzvorbereitungen 
deutlich: Am Vorabend der entscheidenden Runden im Nord-
Süd-Dialog wollten insbesondere die westlichen Industrie­
länder ihr weniges Pulver nicht schon auf einem >Neben-
kriegsschauplatz< verschießen. Nachdem auch die sozialisti­
schen Industrieländer neue Fonds, neue Organisationen und 
auch zusätzliche Mittel mit ungewöhnlicher Schärfe ablehn­
ten, ließen sich die Entwicklungsländer nach Rückzugsge­
fechten insbesondere der eigentlich an einem Trinkwasser­
fonds interessierten afrikanischen Länder schließlich mit 
recht vagen Versprechungen abspeisen. So wird dem UN-
Generalsekretär die Erstellung einer Studie über die Möglich-
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keiten zur verstärkten Finanzierung von Vorhaben der was­
serwirtschaftlichen Entwicklung empfohlen. Die Idee eines 
neuen Fonds erscheint in der verwaschenen Kompromißfor­
mel nur noch als Anlaß für die Studie, allenfalls als eine unter 
mehreren Alternativen. Ausdrücklich empfohlen wird da­
gegen, zusätzliche Mittel über bestehende multilaterale, re­
gionale, subregionale und bilaterale Programme, wie z. B. 
UNDP, Weltbank und Regionalbanken zu leiten, die gleich­
zeitig ihre Finanzierungsbedingungen für Vorhaben der Was­
serwirtschaft überprüfen sollen. 
Die Tendenz dieser Empfehlung ist insofern zu begrüßen, als 
jede weitere Zersplitterung der multilateralen Entwicklungs­
hilfe eher weniger und nicht mehr Aktivitäten in einem Be­
reich auslösen würde, der ohnehin von sehr vielen Finanzie­
rungsinstitutionen auf breiter Basis, insbesondere in den Teil­
gebieten Stromerzeugung und Bewässerung, gefördert wird. 
Andererseits stimmten die Entwicklungsländer diesem Kom­
promiß nur im Vertrauen auf den guten Willen der Industrie­
länder zu, auch ohne neuen Fonds größere, und das heißt aus 
der Sicht der Entwicklungsländer zusätzliche Anstrengungen 
zur Förderung des Ausbaus der Wasserwirtschaft der Ent­
wicklungsländer zu unternehmen. 
Auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Bewässerung könnte 
der neu gegründete Internationale Fonds für landwirtschaftli­
che Entwicklung (IFAD) 3 Aktivitäten finanzieren helfen, die 
bei einigem guten Willen als zusätzlich anerkannt werden 
könnten, obwohl die Größenordnung des Fonds in keinem 
Verhältnis zur Größenordnung der Aufgabe stehen dürfte. Im 
Bereich Trinkwasser/Abwasser fehlt es schon heute den >wei-
chen< Kreditfonds wie der Internationalen Entwicklungsor­
ganisation (IDA) an Mitteln für das derzeit vorliegende und 
offenkundig unzureichende Antragsvolumen. Hier dürften 
die Entwicklungsländer spätestens 1980 die für die Industrie­
länder relativ leicht aufzubringende Verdoppelung ihrer Bei­
träge erwarten, selbst wenn sicherlich noch nicht in allen 
Entwicklungsländern zu diesem Zeitpunkt fertig ausgearbei­
tete Programme vorliegen dürften, um die gesamte Bevölke­
rung bis 1990 zu versorgen. 
Es wäre zwar möglich, den Entwicklungsländern ihre Ver­
säumnisse und ihre unzulänglichen Planungen vorzuwerfen, 
aber es wäre weder klug noch sinnvoll. Sinnvoll wäre es viel­
mehr, die Zeit bis 1980 gemeinsam zu nutzen, um wenigstens 

einen Teil der Voraussetzungen vor Ort zu schaffen, um in den 
neunziger Jahren eine neue Dimension und eine neue Quali­
tät der Zusammenarbeit in der Siedlungswasserwirtschaft an­
zupacken. 

Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern 
Ein finanziell auf absehbare Zeit wenig aufwendiger, aber 
für die Entwicklungsländer psychologisch sehr wichtiger Zwi­
schenschritt dürfte die für 1978 angesetzte Konferenz der 
Vereinten Nationen über technische Zusammenarbeit zwi­
schen den Entwicklungsländern 4 sein, weil sie sich die Was­
serwirtschaft als Testfall dafür ausgesucht haben. Neben der 
wichtigen Bereitschaft zu intensiverer gegenseitiger Zusam­
menarbeit haben die meisten Entwicklungsländer keine freien 
Mittel für die Finanzierung dieser Zusammenarbeit. Hier 
könnten relativ geringe, aber gezielte Zuwendungen, etwa 
für Pilotprojekte des UNDP, aber auch über bilaterale Pro­
gramme geleitete Starthilfen große Wirkung haben. Einerseits 
gibt es eine Reihe sinnvoller Ansatzpunkte dafür, etwa re­
gionale oder subregionale Ausbildungsstätten, konkrete Pro­
jekte der gemeinsamen Nutzung von Gewässern durch meh­
rere Entwicklungsländer oder subregionale Produktion von 
bisher importierten Materialien zum Ausbau der Siedlungs­
wasserwirtschaft. Zum anderen würde die Bereitschaft der 
Entwicklungsländer zum sachgerechten Kompromiß auf der 
Weltwasserkonferenz honoriert. Auf jeden Fall sollte verhin­
dert werden, daß aus dem >Aktionsplan von Mar del Plata< 
(es handelt sich dabei nur um den Titel der gesammelten Kon­
ferenzempfehlungen und nicht um ein gesondertes Manifest, 
das nur als kurzer Spuk die Konferenz kurzfristig in Bedräng­
nis brachte) ein bloßer Deklamationsplan mit nachfolgender 
Verbitterung derjenigen wird, die für unabweisbare Grund­
bedürfnisse einen Beitrag der internationalen Gemeinschaft 
benötigen. 

Anmerkungen 
* Dieser Beitrag gibt die Meinung des Verfassers wieder, die nicht 

mit der des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit übereinzustimmen braucht. 

1 Die Weltwasserkonferenz fand vom 14. bis zum 25. März 1977 statt. 
Eine Ubersicht über die Thematik der Konferenz findet sich in 
VN 1/1977 S. 26, ein erster Uberblick über ihren Verlauf in VN 2/1977 
S. 55. 

2 Südafrika. 
3 Vgl. VN 1/1977 S. 25 f. 
4 Vgl. VN 1/1977 S. 26. 

Die erdrückende Ubermacht 
wirtschaftlicher Leistungs­
fähigkeit liegt bei den In­
dustrieländern, die zu den 
Wohlhabenden und Reichen 
auf der Stufenleiter des 
Welteinkommens zählen. In 
diesen Ländern erzeugt und 
verbraucht ein Viertel der 
Menschheit, knapp eine Mil­
liarde Menschen, vier Fünf­
tel der Welt-Wirtschaftslei­
stung. Weit in der Uberzahl 
sind die Armen und Ärm­
sten; sie zählen 2,4 Mrd, 
61 vH der Weltbevölkerung, 
und haben lediglich ein 
Zehntel des Welteinkom­
mens zur Verfügung. Die 
Schicht des Welt->Mittel-
standes< ist mit 540 Mill 
Menschen vergleichsweise 
dünn. Hierzu zählen über­
wiegend >Aufsteiger< wie 
Brasilien, Mexiko, Spanien, 
die Türkei, Jugoslawien und 
der Iran. 

Welt zwischen Armut und Reichtum 

Weltwirtschaftsleistung 
5 3 1 0 Milliarden $ 
Anteile 

Die 'Ärmsten 
Jahreseinkommen pro Kopf 
bis200$ 

Die Armen 
pro Kopf 200-500$ 

Der Mittelstand 
pro Kopf 500-2000$ 

Weltbevölkerung 
3 9 0 3 Millionen 

Anteile 

150Mrd.$ darunter:Indien,Indonesien,Bangla Desh, Pakistan 
tttmimmih 

i i 7 i M i i i . r 

1205Mil l .r |370Mrd.$ darunter:China,Nigeria,Korea,Philippinen,Thailand, Ägypten 

590Mrd.$ darunter:Brasilien, Mexiko, Spanien,Türkei, Jugoslawien,Iran S40MHI, P 
Die Wohlhabenden 
pro Kopf 2000-5000$ 

Die Reichen 
pro Kopf über 5000$ 

|2Q90Mrd.$ darunter: UdSSR, Japan, England, Italien, Frankreich, DDR 665Mill. f 
2110Mrd.$ darunter: USA, BR Deutschland, Kanada, Schweden, Schweiz 322MHI. 

Vereinte Nationen 3/77 79 



Die Vereinten Nationen im Politischen Unterricht 
Eine Übers icht über den gegenwär t i gen Stand J E N S N A U M A N N • B R I G I T T E R E I C H 

Von den unterschiedlichsten Seiten — kleinen und großen 
politischen Gruppierungen, Glaubensgemeinschaften, gesell­
schaftlichen Funktionsgruppen wie Gewerkschaften oder I n ­
dustrie- und Handelskammern, den verschiedenen Fachwis­
senschaften und dergleichen — sieht sich das Bildungswesen 
einem beständigen Druck ausgesetzt, die spezifischen Belange, 
die besonderen Probleme der jeweiligen Interessengruppe an­
gemessen im Unterricht zu berücksichtigen. Diesem Druck 
wird von Kultusbürokratie und Pädagogik mit begründetem 
Widerstand begegnet: Nicht jede Thematik, nicht jede Pro­
blematik, so wichtig und relevant sie sein mag, muß oder 
darf aufgenommen werden1. Die Gründe hierfür liegen einer­
seits in der praktischen Begrenzung der für Bildungszwecke 
verfügbaren Zeit (am Tag, im Jahr, in der gesamten >Bil-
dungskarriere<), andererseits in den je nach Alter des Schü­
lers und seinen vorher bereits erworbenen Kenntnissen und 
Fertigkeiten unterschiedlichen Möglichkeiten, Neues hinzuzu­
lernen. Die Folge ist ein immer bestehender systematischer 
Bruch zwischen dem, was in der Schule bzw. in den Schul­
fächern angeboten wird, und der sie umgebenden komplexen 
Lebenswelt. Nur bestimmte Themen und Lerninhalte haben 
eine Chance, mehr als ein kurz aufflackerndes >Modethema< 
zu sein und in den >Kanon< aufgenommen und beibehalten zu 
werden: Solche Gegenstände und Inhalte nämlich, die Schlüs­
selkonzepte, Basiswissen oder verallgemeinerungsfähige Bei­
spiele darstellen. 
Somit dürfte auch deutlich sein, daß eine schulische Behand­
lung des Aufbaus und der Funktionen des Systems der Verein­
ten Nationen durchaus nicht selbstverständlich war oder ist. 
Vielmehr treffen Forderungen nach einer Verbesserung und 
Intensivierung der schulischen Beschäftigung mit den Verein­
ten Nationen noch immer häufig auf eine Mauer von Skepsis 
und Desinteresse bei Pädagogen und Schulverwaltung. Wich­
tige Bausteine dieser Mauer sind herrschende Pädagogik<, 
genauer die Fachdidaktiken der Fächergruppe Geschichte/So­
zialkunde/Politische Weltkunde, in denen es bisher noch kei­
nen gesicherten Platz<, also eine im Rahmen dieser wissen­
schaftlichen Disziplinen begründete und legitimierte Veror-
tung dieses Lerninhalts gibt. Solange dies aber nicht gesichert 
ist, hat das System der Vereinten Nationen aus pädagogischer 
Sicht nur den Status eines >Faktums der Lebenswelt<, von de­
nen es viele — für die pädagogische Praxis zu viele — gibt. 
Solange diese didaktische Verortung nicht gesichert ist, be­
steht die Möglichkeit, daß bei den periodisch erfolgenden 
>Entrümpelungen des Lehrplans< auch dieser Themenkom­
plex entfällt. 
Wo stehen wir nun heute? Wie hoch ist die erwähnte pädago­
gische Mauer? Gibt es Anzeichen dafür, daß sie an einzelnen 
Stellen für die uns hier interessierende Thematik durchlässig 
geworden ist? Oder fällt das Thema >Vereinte Nationen< gar 
einer didaktischen Entrümpelungsaktion zum Opfer? 

I. Die Vereinten Nationen 
im Wandel der didaktischen Diskussion 

Ein kurzer Rückblick auf einige wichtige Diskussionstrends in 
der Didaktik der Politischen Bildung bzw. der Sozialkunde 
erscheint an dieser Stelle angebracht, um die gegenwärtige 
Situation angemessen zu charakterisieren. Zunächst muß dar­
an erinnert werden, daß das Fach >Politische Bildung< oder 
>Sozialkunde< vergleichsweise jung ist. Seine Anfänge in den 
fünfziger Jahren (damals unter den Namen >Staatsbürger-<, 
>Gemeinschafts-<, oder >Gegenwartskunde<) waren stark von 
einer normativen Demokratielehre geprägt, die sich auf die 

Darstellung der politischen Verfahren und Institutionen des 
demokratischen Staates konzentrierte. In anderen westlichen 
Industriestaaten war diese Situation ganz ähnlich, in der Bun­
desrepublik Deutschland erhielt sie allerdings ihre spezifische 
Variante durch die Bewältigung des Nationalsozialismus und 
die deutsche Teilung. Das erneute Aufflackern des Antisemi­
tismus im Jahre 1960 und der Mauerbau im Jahr darauf t ru­
gen dazu bei, diese Akzentsetzung noch bis weit in die sech­
ziger Jahre hinein zu erhalten. 
Diese Faktoren bedingten die thematische Hervorhebung der 
Probleme und Institutionen des eigenen staatlich-gesellschaft­
lichen Kollektivs sowie die Abgrenzung gegenüber der Ver­
gangenheit und dem östlichen Kontrahenten. Das Konzept 
einer >Erziehung zur Völkerverständigung^ ein wichtiger Pro­
grammpunkt der frühen Nachkriegszeit, spielte schon bald 
nur noch in der außerschulischen (Jugend-)Bildungsarbeit 
eine Rolle, nicht aber in der didaktischen Diskussion über 
schulische Erziehungsprinzipien und -ziele2. Etwa seit Mitte 
der sechziger Jahre erhielt die Diskussion eine Reihe neuer 
Impulse, die dann im Laufe der Zeit an verschiedenen Stellen 
des Bildungswesens (Lehrerbildung, Schulbücher, Lehrpläne 
usw.) auch zu Veränderungen führten. Wichtige Diskussions­
anstöße kamen aus der Lernpsychologie und der Sozialisations-
theorie. Sie führten einerseits zu einer erheblichen Skepsis 
gegenüber den älteren Hypothesen über eine direkte Verbin­
dung zwischen der >Staatsbürgerkunde< und dem Verhalten 
sowie Kenntnisstand eines >guten Staatsbürgers^ Anderer­
seits zeigten sie die Notwendigkeit, verallgemeinerungsfähige 
Grundkonzepte zu vermitteln und nicht unbedingt breites und 
detailliertes Faktenwissen. Ein weiterer Diskussionsanstoß er­
gab sich aus der Etablierung der Sozialwissenschaften, vor 
allem der politischen Ökonomie und der Soziologie, sowie aus 
dem institutionellen Ausbau und der sozialwissenschaftlichen 
Öffnung der Politologie, die sich von einer Demokratielehre 
und Institutionenkunde zur normativ neutralen und über 
weite Bereiche empirisch verfahrenden Politikwissenschaft 
entwickelte. 
Ein erstes Ergebnis der stärkeren Orientierung der Politik­
didaktik an den Sozialwissenschaften war etwa die seit Mitte 
der sechziger Jahre diskutierte >Konfliktdidaktik< 3 , die durch 
Vergleich von Anspruch und Wirklichkeit gleichsam eine b r i ­
tische Institutionenkunde < forderte und in weiten Bereichen in 
Schulbüchern und Lehrplänen auch durchsetzte. Zu dieser 
Richtung gehört beispielsweise die Schulbuchanalyse von 
Nitzschke4, die 1966 durchgeführt wurde und sich auf Schul­
bücher der späten fünfziger und der frühen sechziger Jahre 
bezieht. Sie untersuchte anhand von Kriterien wie > sachliche 
Richtigkeit^ >Vollständigkeit< und >Ausgewogenheit< die Dar­
stellungen politisch-sozialer Realität (vor allem der Institu­
tionen und Verfahren der Willensbildung und Entscheidungs­
findung in der Bundesrepublik Deutschland) in Sozialkunde­
büchern. Nitzschke kritisierte vor allem die ideologisch ein­
seitigen und wissenschaftlich nicht legitimierten Darstellun­
gen. 
Die damit schon geforderte Perspektive wurde seitdem be­
behalten: die Unterscheidung zwischen Strukturen (Organisa­
tionen, Institutionen, Verfahrensregelungen) einerseits und 
Prozessen und Funktionen (unter anderem politische, wir t ­
schaftliche, kulturelle/wissenschaftliche Prozesse) anderer­
seits, sowie die Analyse ihrer gegenseitigen Abhängigkeiten, 
Bedingtheiten und Friktionen. Mit der damit bezeichneten 
Orientierung der Politikdidaktik an den Strukturen der aka­
demischen Sozialwissenschaften verlor das Schulfach Politik/ 
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Sozialkunde seinen in den fünfziger und frühen sechziger Jah­
ren noch bestehenden Makel des politisch-ideologischen Vo­
luntarismus, mehr noch: die über die Politikdidaktik erfolgen­
de Rezeption sozialwissenschaftlicher Positionen führte zu einer 
erheblichen Kri t ik der vormals etablierten Fächer Geschichte 
und Geographie, eine Kritik, die in verschiedene Versuche zu 
ihrer Verschmelzung in einem sozialwissenschaftlichen Inte­
grationsfach Politische Weltkunde< oder doch zumindest zu 
stärkerem Bezug aufeinander mündete. 
Neben diesen Impulsen aus den theoretischen Strukturen der 
Sozialwissenschaften müssen zwei thematische Impulse ge­
nannt werden. Erstens das Ende der sechziger Jahre vor allem 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gesetzte Signal zur stärkeren pädagogischen Beschäftigung mit 
den Problemen der Entwicklungsländer 5 und zweitens die mit 
starker politischer und finanzieller Unterstützung auch in der 
Bundesrepublik eingeführte >Friedensforschung< und >Frie-
denspädagogik<. 
Die zunehmend wissenschaftliche Orientierung der Politik­
didaktik, die thematischen Impulse >Entwicklungsländer< 
und >Friedensforschung< sowie die inzwischen recht häufig 
verwendete neue anspruchsvolle Fachbezeichnung Po l i t i ­
sche Weltkunde< scheinen günstige Rahmenbedingungen für 
die Darstellung der Aufgaben und des Aufbaus des Systems 
der Vereinten Nationen darzustellen. Dabei könnte ent­
sprechend der Kri t ik an abstrakter Institutionenkunde und 
unverbundenem Detailwissen, wie sie im Hinblick auf die 
Darstellung des nationalen politischen Systems seit langem 
erfolgreich vorgetragen wird, von der Schilderung wichti­
ger Weltprobleme ausgegangen werden und das System der 
Vereinten Nationen in seinen institutionellen und verfah­
rensmäßigen Aspekten zur Thematisierung und ansatzwei-

>Anspruch und Wirklichkeit der Weltorganisation stellte die Vize­
präsidentin des Deutschen Bundestages, Frau Annemarie Renger, in 
ihrem Festvortrag zum 25jährigen Jubiläum der Deutschen Gesell­
schaft für die Vereinten Nationen einander gegenüber. Auszüge aus 
der Rede sind auf S. 88 wiedergegeben. Frau Renger ist der Arbeit 
der DGVN seit langer Zeit eng verbunden. 

sen Lösung dieser Weltprobleme durchaus etwas in den 
Hintergrund rücken. Zu den wichtigen Problemen« einer 
>kleiner werdenden Welt< würde nicht nur eine Schilderung 
> der militärisch abgesicherten Macht- und Drohsysteme von 

Einzelstaaten gehören, 
sondern auch die Diskussion 
> weltweiter ökonomischer Abhängigkeiten, ihrer positiven 

und negativen Folgen sowie Versuche zu ihrer politischen 
Veränderung, wobei auch die Rahmenbedingungen und 
Basisfaktoren wie (Welt-)Bevölkerungswachstum, Umwelt­
belastung und dergleichen eingeführt werden könnten; 

> weltweiter Verbreitung bestimmter normativ-ideologischer 
Orientierungen und Erwartungen (z. B. bürgerliche und 
wirtschaftlich-soziale Menschenrechte), moderner Um­
gangssprachen, moderner Wissenschaften und Technolo­
gien; 

> der Verrechtlichung immer breiterer Problembereiche der 
internationalen Politik (z. B. Entwicklungs-, Meeres-, Welt­
raum-, Währungsrecht) wie auch der stärkeren verfahrens­
mäßigen Strukturierung der Politik selber (zentrales Bei­
spiel: Wachstum des Systems der Vereinten Nationen). 

Vor dem Hintergrund dieser Skizze einer uns möglich und 
sinnvoll erscheinenden didaktischen Zuwendung zum Thema 
>Weltprobleme und Vereinte Nationen« kann der gegenwärti­
ge Diskussionsstand in der Fachdidaktik der Politik sowie in 
der davon indirekt und mit einer Zeitverzögerung von etwa 
drei bis fünf Jahren beeinflußten >Praxis< der Lehrpläne und 
der tatsächlich verwendeten Schulbücher wie folgt charakteri­
siert werden. 
Erstens hat die Fachdidaktik inzwischen das Thema Entwick­
lungsländer« sowie einige zentrale Begriffe der Friedensfor­
schung, vor allem das Konzept des >positiven Friedens« und 
der >strukturellen Gewalt«6, akzeptiert und übernommen. In 
Abgrenzung gegenüber dem megativen Frieden«, dem bloßen 
Fehlen manifester militärischer Konflikte, verweist das Kon­
zept des >positiven Friedens« auf das Ziel, extreme Ungleich­
heiten in wirtschaftlichen, sozialen, humanitären und kultu­
rellen Bereichen als potentielle Konfliktquellen abzubauen. 
Der Begriff der >strukturellen Gewalt« soll ausdrücken, daß 
nicht nur >rohe Gewalt« und >physischer Zwang« zu Un­
gerechtigkeit und Unterdrückung führen können, sondern 
nicht akzeptable Verhältnisse auch in der anscheinend 
»sauberen«, legitimen und geordneten Form des Rechts, der 
überkommenen Besitzverhältnisse, des tradierten Bewußtseins 
festgeschrieben sein können. Die Verbindung zu bestimmten 
Weltproblemen und speziell zur Entwicklungsländerproblema­
tik ist hier ganz offensichtlich und wird auch hergestellt7. 
Trotzdem bleibt ein immer noch bemerkenswerter Bruch er­
halten zwischen der Art und Weise, in der Strukturen und 
Prozesse einzelstaatlicher/einzelgesellschaftlicher Art einer­
seits und die Weltprobleme sowie die entstehenden Lösungs­
ansätze andererseits diskutiert werden: Dort die recht weit 
fortgeschrittene Rezeption der Denk- und Argumentationsfi­
guren der Sozialwissenschaften, hier die unvermittelte Über­
nahme einiger Konzepte und Schlüsselbegriffe der >Friedens-
forschung«. Noch hat die >Friedensforschung< ihre Katalysa­
torfunktion im Bereich der Didaktik nicht voll entfaltet; wäh­
rend sie in ihrem Verhältnis zu den etablierten akademischen 
Disziplinen (politische Ökonomie, Soziologie usw.) ihre Sen-
sibilisierungs- und Innovationsfunktion im Sinne der thema­
tischen Öffnung dieser Disziplinen im Hinblick auf die Welt­
probleme recht weitgehend erfüllt hat (und damit theoretisch 
überflüssig« wird), hinkt die Fachdidaktik8 noch hinterher. 
Das wiederum bedeutet, daß die Sensibilität für Fragestel­
lungen der Friedensforschung« noch immer kein Verständnis 
für die theoretische und systematische Darstellung des Sy­
stems der Vereinten Nationen produziert hat. 
Gleichwohl gibt es in der bisher skizzierten politikdidakti­
schen Rezeption von Friedensforschung an einzelnen Stellen 
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Hinweise auf eine Überwindung der begrifflichen und theo­
retischen Eigenheiten (und Ungereimtheiten) der Friedens­
forschung durch eine Annäherung an die etablierten inzwi­
schen thematisch erheblich offeneren Disziplinen (politische 
Ökonomie, Soziologie, Politikwissenschaft, Internationales 
Recht). 
Nicht unerwähnt bleiben sollte allerdings eine ebenfalls 
recht einflußreiche politikdidaktische und friedenspädagogi­
sche Richtung, die eine ganz andere theoretische Orientie­
rung aufweist. In einer Mischung aus entwicklungspsycholo­
gischen sozialisations- und motivationstheoretischen Argu­
menten, verbunden mit der Entdeckung struktureller Ge­
walt < in den Organisations- und Autoritätsstrukturen von 
Schule, gerät Politikdidaktik hier zur Emanzipationsstrategie 
für die Schüler in ihrer unmittelbaren Lebenswelt und Erfah­
rungswirklichkeit, also in Schule, Familie und (künftiger) 
Arbeitswelt9. Für diese didaktische Richtung sind Weltpro­
bleme folglich weniger relevant. 
Verlassen wir zweitens die Ebene der akademischen Diskus­
sion und betrachten die der Festschreibung von Stoffen und 
Inhalten in Lehrplänen, so zeigt sich, daß die Mehrheit der 
Lehrpläne (noch) eine starke institutionelle Orientierung auf­
weist, in der die Vereinten Nationen regelmäßig als >Inhalt< 
erscheinen. Die (noch) in der Minderheit befindlichen neuen 
Lehrpläne weisen eine überwiegend funktionale und problem­
orientierte Gliederung auf10. Ein Teil dieser Funktionen und 
Probleme übergreift den nationalen, einzelstaatlichen Kontext: 
So werden neben sicherheits- und militärpolitischen Proble­
men beispielsweise ökologische Fragen, die (Welt-)Bevölke-
rungsexplosion, Entwicklungsländerprobleme, internationale 
Handelsprobleme und die Konsequenzen moderner Verkehrs­
und Kommunikationstechnologien angesprochen. In einigen 
Fällen deuten die in den Lehrplänen gegebenen Kurzbeschrei­
bungen dieser funktional definierten Lerninhalte (wie auch 
einige der an diesen Lehrplänen orientierten inzwischen ver­
öffentlichten Unterrichtseinheiten/Unterrichtsmaterialien) je­
doch an, daß die Gefahr besteht, das Kind mit dem Bade aus­
zuschütten: nämlich bei der Schilderung und Diskussion die­
ser Funktionen und Probleme auf der rein technischen, öko­
logischen, biologischen usw. Ebene zu verharren und die Exi­
stenz (oder potentielle Existenz) problembezogener sozialer 
Mechanismen nicht zu reflektieren, d. h. nichts anderes als 
Organisationen, Institutionen, Verfahren, auf weltweiter Ebe­
ne also das UN-System, unberücksichtigt zu lassen11. 
Der Umfang und die Art der Darstellung des Themas Ver­
einte Nationen auf der Ebene der gegenwärtig verbreiteten 
und verwendeten Schulbücher schließlich ist Thema der fol­
genden Darstellung. 

II . Die Vereinten Nationen im Schulbuch 
Schulbücher sind nur ein Faktor im Unterricht, der zum Er­
folg oder Mißerfolg von Lernprozessen beiträgt. Sie sind je­
doch wichtig, weil sie eine starke Steuerungs- und Orientie­
rungsfunktion für Lehrer und Schüler haben, da sie die eher 
allgemein gehaltenen Lehr- und Rahmenpläne didaktisch und 
inhaltlich präzisieren. Da Schulbücher andererseits auch 
einem Genehmigungsverfahren unterliegen, in dem geprüft 
wird, ob sie der in Lehr- und Rahmenplänen getroffenen Se­
lektion von Lernzielen und -inhalten entsprechen, können 
sie als ein Indikator für die in einem bestimmten Zeitraum 
und (Bundes-)Land allgemein akzeptierten pädagogisch-in­
haltlichen Vorstellungen angesehen werden. 
Den beiden Analysen, die 1971/7212 und 197613 im Rahmen der 
Arbeit der Forschungsstelle der Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen entstanden, lag die Frage zugrunde, 
welche institutionell-organisatorischen Aspekte und welche 
Aufgaben und Tätigkeitsbereiche der Weltorganisation vorge­
stellt werden. Weiterhin sollte geprüft werden, ob die Ver­
einten Nationen eher in Form einer >Institutionenkunde< ab­
gehandelt werden oder ob Struktur und Funktion der Orga­
nisation auch vor dem Hintergrund der sich wandelnden in­
ternationalen Beziehungen seit 1945 geschildert werden. 

1. Auswahl der Schulbücher 
Die Rahmenpläne der verschiedenen Bundesländer weisen das 
Thema Vereinte Nationen sowohl für den Geschichts- als 
auch für den Sozialkunde-/Gemeinschaftskunde-/Politische 
Weltkunde-Unterricht in der Sekundarstufe I (5.—10. Klasse) 
und in der Sekundarstufe I I (11.—13. Klasse) aus. In die Ana­
lyse wurden daher Schulbücher für diese Fächer und Stu­
fen aufgenommen. Als zweites Auswahlkriterium diente ihre 
Zulassung zum Schulgebrauchi4

 u n ( j a i s drittes die beiden 
Veröffentlichungszeiträume 1967—1971 und 1971—1975 für das 
Erscheinen der Bücher als Erst- oder Neuauflagen. Aus ar­
beitstechnischen Gründen (Personal- und Finanzmangel) 
konnten nur Schulbücher untersucht werden, die im Schul­
bucharchiv des Pädagogischen Zentrums Berlin und anderer 
Berliner Bibliotheken zugänglich waren. Vollständig wurden 
somit alle Bücher berücksichtigt, die für den Schulgebrauch 
im Land Berlin zugelassen sind, von denen aber rd. 80—90 
vH auch in anderen Bundesländern Verwendung finden. Da­
mit ergab sich für die erste Schulbuchanalyse eine Gesamt­
menge von 28 Büchern (11 für das Fach Sozialkunde/Politische 
Weltkunde; 17 für das Fach Geschichte) und für die zweite 
Untersuchung eine Gesamtmenge von 31 Büchern (20 für das 
Fach Sozialkunde/Politische Weltkunde; 11 für das Fach Ge­
schichte). 

Tabelle I : Gesamtumfang der Abschnitte über die Vereinten Nationen in Sozialkunde- und Geschichtsbüchern 
(Zahl der Seiten) 

Gesamtseitenzahl 

Untersuchungszeitraum 
1967—1971* 

Sozialkunde Geschichte 

Sek. I I Sek. I I | Sek. I | Sek. I I 

Untersuchungszeitraum 
1971—1975 

Sozialkunde Geschichte 

Sek. I I Sek. I I | Sek. I | Sek. I I 

0 < 1 Seite 

1 < 2 Seiten 

2 < 3 Seiten 

über 3 Seiten 

Anzahl der Bücher 10 10 10 

In der ersten Untersuchung wurde der Gesamtumfang in Zeilen ausgezählt; um eine Vergleichbarkeit zu den Ergebnissen der zweiten 
Untersuchung herzustellen, wurde angenommen: 0—50 Zeilen = 0 < 1 Seite; 51—100 Zeilen = 1 < 2 Seiten; 101—150 Zeilen = 2 < 3 Seiten; 
über 150 Zeilen = mehr als 3 Seiten. 
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Tabelle I I : Darstellung der Tätigkeitsbereiche der Vereinten Nationen 
(Anzahl der Nennungen) 

Aktivitätsbereiche 

Untersuchungszeltraum 
1967—1971 

Sozialkunde Geschichte 

Sek. I I Sek. I I | Sek. I | Sek. I I 

S S » 
rt (H 3 c; cu 
N CO C 0) bfl 

Untersuchungszeitraum 
1971—1975 

Sozialkunde 

Sek. I I Sek. I I | 

Geschichte 

Sek. I I Sek. I I 

ro M 3 C a> 
N <u c o 
C O C M™ 

Militärische Konflikte 59 11 19 5 94 27 25 32 8 92 

Aktivitäten zum Aufbau 
eines >positiven Friedens« 14 7 8 6 35 9 24 13 3 49 

2. Ergebnisse der Schulbuchuntersuchungen 
a) Gesamtumfang der Abschnitte über die Vereinten Natio­

nen im Schulbuch — einige quantitative Charakteristika 
Der Gesamtumfang für die Behandlung der Vereinten Na­
tionen variiert von einer halben Seite bis zu 7,5 Seiten (Klein, 
Demokratien und Diktaturen«, ein Sozialkundebuch für die 
Sekundarstufe II) . Der Durchschnitt liegt jedoch bei zwei bis 
drei Seiten, wobei sich in den Schulbüchern für die Sekun­
darstufe I I des Faches Politische Weltkunde die Tendenz ab­
zeichnet, den Vereinten Nationen zunehmend mehr Platz ein­
zuräumen. 6 von 10 untersuchten Büchern des zweiten Zeit­
raumes lagen mit 3 und mehr Seiten über dem Durchschnitt 
(s. Tabelle I). Diese Seitenangaben umfassen sowohl Lesetexte 
als auch Photos, Organogramme oder Tabellen. Am häufig­
sten werden Organogramme über die Vereinten Nationen an­
geboten; als Photomotive werden vor allem das UN-Gebäude 
in New York, Portraits von Generalsekretären oder >Blau-
helme in Aktion« ausgesucht; Tabellen zeigen zumeist den 
Stand der Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen an. 
Die bevorzugte Darstellungsform ist die wörtliche oder sinn­
gemäße Wiedergabe von Chartabestimmungen und Präambel­
text. Hierfür werden in den Schulbüchern beider Zeiträume 
50—60 vH der Gesamtseitenzahl verwendet. 

b) Die Darstellung institutioneller Merkmale der Vereinten 
Nationen 

Die Organisationsform der Vereinten Nationen wird durch 
eine Benennung der Hauptorgane, ihre Zusammensetzung und 
ihre generellen, in der Charta festgelegten Kompetenzen vor­
gestellt. Andere Gremien, wie die Sonderorganisationen, Kom­
missionen und Programme finden nur in zwei Dritteln der 
Schulbücher durch die Aufzählung einiger Namen Erwäh­
nung. Am häufigsten werden UNESCO, UNICEF, FAO, WHO 
und IAO genannt, aber nur in Ausnahmefällen werden Bei­
spiele ihrer konkreten Arbeit vorgestellt. Alle Angaben be­
ziehen sich eher auf formale Organisationskriterien wie Mit­
gliedschaft, Wahl- und Abstimmungsmodi und Sitzungsperio­
den. Diese werden zudem noch häufig falsch oder unvollstän­
dig wiedergegeben. Die beiden Änderungen in der Erhöhung 
der Mitgliederzahl im Sicherheitsrat und im Wirtschafts­
und Sozialrat wurden weder in den älteren noch in den neu 
überarbeiteten Schulbüchern aufgenommen. Im ersten Zeit­
raum gaben 80 vH und im zweiten Zeitraum 66 vH der So­
zialkunde- und Geschichtsbücher den veralteten Stand an; 
aktuelle Angaben waren eher in neu geschriebenen als in 
überarbeiteten Neuauflagen zu finden. 
Kenntnisse über Struktur und satzungsmäßige Kompetenzen 
der einzelnen Organe sind in gewissem Umfang wichtige 
Vorbedingungen zur Beurteilung der Tätigkeiten und Mög­
lichkeiten der Vereinten Nationen, reichen aber nicht aus. 
Die Interdependenz zwischen Strukturen und Möglichkeiten 
der konkreten Arbeit kann nur einsichtig werden durch das 
Aufzeigen möglicherweise konfligierender politischer Inter­
essen und Ziele der Mitgliedstaaten, ihrer Durchsetzungs­
möglichkeiten, der Probleme der Entscheidungsfindung in­
nerhalb der einzelnen Gremien, des Zusammenwirkens zwi­

schen den Gremien. Die in der Didaktik der politischen Bi l ­
dung lange geführte und negativ entschiedene Diskussion 
über formale Institutionenkunde findet weder ihre Auswir­
kungen in den Schulbüchern von 1967—1971 noch kaum in 
denen, die Anfang der siebziger Jahre geschrieben wurden. 
Die Organisation steht immer noch eher als >Lernziel an sich«. 
Formale organisatorische Aspekte werden nicht als notwendi­
ge Grundkenntnisse für die Burteilung des Organisationsbei­
trages zur Lösung verschiedener funktionaler Probleme ver­
mittelt. Die Diskussion über Beziehungen zwischen Struktur­
aspekten und Problemen der konkreten Tätigkeiten der Ver­
einten Nationen wird nicht geführt. 

c) Die Darstellung von Tätigkeitsbereichen der Vereinten 
Nationen 

Bei der Vorstellung von Tätigkeitsfeldern der Vereinten Na­
tionen überwiegt eindeutig die Behandlung militärischer Kon­
flikte und der Einsatz von Friedenstruppen in Krisengebieten. 
Vernachlässigt werden dagegen andere Bereiche wie die so­
ziale, wirtschaftliche und finanzielle Hilfe der Sonderorgani­
sationen, der Kampf für die Durchsetzung und Einhaltung 
der Menschenrechte, Entkolonialisierungsbestrebungen, die 
zunehmende völkerrechtliche Regelung des Zugangs und der 
Nutzung des gemeinsamen Erbes der Menschheit (Meere und 
Weltraum). Diese Tendenz läßt sich mit den folgenden Zah­
lenangaben verdeutlichen. So konnten in der ersten Schul­
buchanalyse in allen Büchern insgesamt 94 Nennungen von 
Krisen, in denen die Vereinten Nationen erfolgreich oder we­
niger erfolgreich eingegriffen hatten, gezählt werden und nur 
35 Nennungen anderer Aktivitäten. In der zweiten Schul­
buchanalyse ergab sich ein ähnliches Verhältnis: 102 Nennun­
gen von Krisen standen 49 Nennungen von Bemühungen der 
Vereinten Nationen gegenüber, die auf die Konstitutionsbe­
dingungen eines >positiven Friedens« zielen. Besonders trifft 
eine solche Konzentration auf die militärische Friedenssiche­
rungsfunktion in den Sozialkundebüchern für die Sekundar­
stufe I zu (erste Schulbuchanalyse: 59 zu 14 Nennungen; zwei­
te Schulbuchanalyse: 27 zu 9 Nennungen). Genannt werden 
vor allem die erfolgreichen Einsätze der Friedenstruppe in 
Korea, im Kongo, im Nahost-Konflikt (1948 und 1956) und 
auf Zypern; als Mißerfolge werden der Ungarn-Auf stand, der 
Bau der Berliner Mauer und der Einmarsch von Truppen 
des Warschauer Paktes in die Tschechoslowakei angeführt. 
Bis auf wenige Ausnahmen, in denen an anderer Stelle im 
Schulbuch ausführlicher auf einzelne Krisen eingegangen 
wird, beschränken sich die Darstellungen auf die Nennung 
des Konflikts und der Jahresdaten des Ausbruchs bzw. der 
Beendigung. »Die Vereinten Nationen erwirkten im israelisch­
arabischen Krieg 1948/49 einen Waffenstillstand und über­
wachten mit internationalen UN-Beobachtern seine Einhal­
tung . . . zwangen beim israelisch-englisch-französichen Über­
fall auf Ägypten in der Suezkrise durch Beschluß der Voll­
versammlung den Angreifer zum Rückzug auf seine Aus­
gangsposition«, schreibt Hilligen in dem Sozialkundebuch für 
die Sekundarstufe I >sehen — beurteilen — handeln«. Hin­
weise auf andere Tätigkeitsbereiche bezogen sich in den älte-
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ren Schulbuchtexten auf kurze Äußerungen über den Kampf 
der Vereinten Nationen gegen Hunger und Armut, auf den 
Beitrag zur Lösung des durch den Zweiten Weltkrieg entstan­
denen Flüchtlingsproblems in Europa und auf die morali­
schen Leistungen als weltweites Diskussionsforum der Völker. 
Nähere Erläuterungen oder Beispiele fehlen in den Texten, 
allenfalls werden in diesem Zusammenhang noch Fragen zur 
Selbsterarbeitung an die Schüler gestellt. 
In den Schulbüchern des Zweiten Zeitraumes ist zu bemer­
ken, daß die Probleme des Nord-Süd-Konfliktes schon häufi­
ger angesprochen und in Verbindung zur Arbeit der Verein­
ten Nationen gebracht werden. So zielen 22 (von insgesamt 
49) Äußerungen auf die Beeinflussung des Welthandels (z. B. 
UNCTAD-Verhandlungen) und auf Hilfsmaßnahmen für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Länder der Drit­
ten Welt (Arbeit der Sonderorganisationen und der Finanz­
institutionen). 

d) Die Beurteilung der Vereinten Nationen 
in den Schulbüchern 

Die Beurteilung der Vereinten Nationen durch die Schulbuch­
autoren wurde in beiden Untersuchungen daran gemessen, 
welche Tätigkeitsbereiche oder Strukturaspekte als Erfolge, 
Mißerfolge, Mängel oder Probleme eingeschätzt und explizit 
genannt werden. Das am häufigsten verwendete Kriterium 
zur Bewertung der Weltorganisation ist eine Bilanz zwischen 
der erfolgreichen Schlichtung und dem erfolglosen Einsatz 
von Vermittlungsbemühungen in >heißen< Krisen und Kriegen. 
Dabei verbinden sich die Bewertungen zumeist mit einer im­
pliziten Parteinahme der Autoren in den Ost-West-Ausein­
andersetzungen. Diese als eurozentrisch-pro-westlich zu be­
zeichnenden Stellungnahmen kennzeichnen die ideologische 
Tendenz der Mehrzahl der Schulbuchtexte im ersten und im 
zweiten Untersuchungszeitraum. Inhaltlich macht sich diese 
Position fest an einer einseitigen Auswahl von Krisenbei­
spielen, in denen die Sowjetunion oder andere sozialistische 
Staaten zum Angreifer abgestempelt werden können; die 
umstrittene Rolle der Vereinigten Staaten in Korea, in Gua­
temala oder in Vietnam, die Rolle Frankreichs im algerischen 
Befreiungskampf, die Kriege in den damaligen portugiesi­
schen Kolonien usw. finden dagegen keine Erwähnung. Die 
Anwendung des Veto-Rechts im Sicherheitsrat durch die 
Sowjetunion wird zum >Mißbrauch< erklärt ohne auf die 
Gründe und Interessen einzugehen, aus denen die Sowjet­
union heraus verstärkt in der ersten Zeit (oder auch die Ver­
einigten Staaten seit Beginn der siebziger Jahre) ihr Veto-
Recht einsetzte. Diese Position führt dann auch zu verzerren­

den Behauptungen wie der, daß (allein) die Sowjetunion am 
Veto-Recht interessiert sei. 
»Die Sowjetunion hatte ihren Beitrag zur UNO davon abhängig 
gemacht, daß bei wichtigen Entschlüssen die Einstimmigkeit der 
fünf ständigen Mitglieder erforderlich sei. Jede der fünf Groß­
mächte hat also das Einspruchsrecht (lat. = ich verbiete). Dieser 
Vorbehalt entsprang dem tiefen Mißtrauen der Sowjetregierung, 
damals besonders Stalins, gegen die übrigen Staaten. In der Fol­
gezeit hat sich dann das fortgesetzte Veto des sowjetischen Ver­
treters (zwischen 1945 und 1960 neunzigmal!) als das größte Hin­
dernis erwiesen, von Seiten der UNO wichtigste Beschlüsse 
durchzuführen.« So Ebeling und Birkenfeld 1973 in Band 4 von 
>Die Reise in die Vergangenheit^ 

Da es den Vereinten Nationen nicht gelungen ist, Probleme 
des Ost-West-Konfliktes nur im Sinne westeuropäischer In ­
teressen zu lösen, werden sie aus dieser Perspektive heraus 
insgesamt eher als einflußlos und wenig erfolgreich einge­
schätzt. Andere Aktivitätsbereiche der weltweiten Organisa­
tion werden als Kriterium kaum herangezogen. Die Leistun­
gen der Sonderorganisationen werden beispielsweise in den 
Sozialkundebüchern für die Sekundarstufe I im ersten Zeit­
raum nur einmal als Erfolg genannt, in den entsprechenden 
Büchern des Zweiten Zeitraums überhaupt nicht. Hierzu 
einige Textbeispiele: 

»Warum war die UN ohnmächtig, als der Aufstand in Ungarn im 
Jahre 1956 ausbrach, in Berlin im Jahre 1961 die Mauer errich­
tet wurde, im August 1968 die Tschechoslowakei völkerrechts­
widrig von der Sowjetunion besetzt wurde? . . . Warum ist es 
schwierig, unter Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker die Wiedervereinigung Deutschlands zu erreichen?... 
Diskutieren Sie über das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
in West- und Osteuropa! Denken Sie hierbei an die europäische 
Einigungsbewegung, an nationale Minderheiten wie z. B. die 
Bevölkerung des Sudetenlandes in der Tschechoslowakei, an die 
Situation der Völker hinter dem >Eisernen Vorhänge und an die 
Vertreibung von zwölf Millionen Menschen nach dem Zweiten 
Weltkrieg.« So Deuschle und Gönner 1972 in Gesellschaft — 
Staat — Politik<. »Was die UNO erreichte: Waffenstillstand zwi­
schen Israel und den Arabern 1948/49; raschere Beendigung der 
Kämpfe in Korea, erfolgreiche Vermittlung im Kaschmirstreit 
zwischen Pakistan und Indien... Was sie nicht verhindern 
konnte: das Wettrüsten der Weltmächte; das Niederkämpfen frei­
heitlicher Bewegungen in Ungarn und in der DDR durch Truppen 
der Sowjet-Union; die Besetzung Tibets durch Rotchina.« So Seltzer 
1971 in >Einer und alle. Staat, Gesellschaft, Arbeit, Wirtschafte. 

Diese eurozentrisch-pro-westliche Einschätzung der Wirksam­
keit der Vereinten Nationen und ihrer Tätigkeitsbereiche wird 
vor allem in Sozialkunde- und Geschichtsbüchern für die 
Sekundarstufe I deutlich (s. Tabelle I I I ) . Ein ausgewogeneres 
Bild über die Vereinten Nationen versuchen die Sozialkunde­
bücher für die Sekundarstufe I I zu vermitteln. Nicht nur Er­

Tabelle I I I : Einschätzung der Tätigkeitsbereiche der Vereinten Nationen als Erfolge oder Mißerfolge 
(Anzahl der Nennungen) 

Erfolge/Mißerfolge 

Untersuchungszeitraum 
1967—1971 

Sozialkunde Geschichte 

Sek. I I Sek. I I | Sek. I | Sek. I I 

S S " a u 3 c u 
N OJ C <U 

< g B 

Untersuchungszeitraum 
1971—1975 

Sozialkunde | Geschichte 

Sek. I I Sek. I I | Sek. I | Sek. I I 

2 S A 
N aj c cu tj) 

< % s 

Erfolge: 
Beilegung militärischer Konflikte 39 7 15 5 66 19 21 17 8 65 

Aktivitäten zum Aufbau eines 
>positiven Friedens< 8 6 7 6 27 3 11 3 2 19 

Mißerfolge: 
Keine Beilegung militärischer 
Konflikte 20 3 5 _ 28 13 3 4 1 21 

Andere Mißerfolge 5 1 1 — 7 4 9 3 4 20 
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folge und Mißerfolge bei der Beilegung von Krisen werden 
angeführt, sondern auch Bemühungen der Weltorganisation 
als »wichtigstes Forum für eine rechtliche Beschränkung der 
Machtpolitik« (so Hartwich, Horn, Grosser, Scheffler 1974 in 
Poli t ik im 20. Jahrhundert«), als »Brücke zwischen Völkern« 
(so Amann, Kellner, Pauly 1974 in >Im Spannungsfeld der Po­
litik«), ihr »Einsatz für die Freiheit unabhängiger Völker und 
für die Beachtung der Menschenrechte« (so Ritscher 1972 in 
>Welt der Politik II«). Die Tätigkeitsbereiche und Probleme 
der Weltorganisation werden in Sozialkundebüchern für die 
Sekundarstufe I I eher unter dem Aspekt struktureller Rah­
menbedingungen und politischer Interessenkonstellationen 
diskutiert. 
e) Die Vereinten Nationen vor dem Hintergrund einer sich 

wandelnden Welt: statische versus dynamische Darstellung 
Ferner versuchte die Analyse festzustellen, ob die weltweiten 
Veränderungen und ihre Auswirkungen auf Strukturen und 
Prozesse der Vereinten Nationen diskutiert werden: Die poli­
tischen Umweltkonstellationen der Gründungszeit werden in 
zwei Dritteln der Bücher recht ausführlich thematisiert. Vor 
allem Geschichtsbücher räumen der Schilderung der Grün­
dungskonferenzen und der Interessen und Ziele der dort ver­
sammelten Politiker großen Raum ein: 
»Die UN waren gedacht als eine internationale, überstaatliche 
Weltorganisation, die die Völker der Erde zusammenfassen sollte, 
damit der Friede und die Sicherheit in der Welt gewahrt blieben. 
Roosevelts Ziel, die Schaffung einer weltumspannenden Organi­
sation, die die Herrschaft des Völkerrechts in der >einen Welt« 
garantiere, schien erreicht. Der einstimmigen Annahme der 
Charta waren allerdings heftige Auseinandersetzungen zwischen 
der amerikanischen und der russischen Delegation vorausgegan­
gen. Stalin hätte die Welt lieber in Macht- und Einflußgebiete 
der Sowjetunion, der USA und Großbritanniens aufgeteilt.« (So 
Dittrich-Gallmeister, Dittrich, Herzfeld 1972 in >Grundriß der 
Geschichte für die Oberstufe der Höheren Schulen. Ausgabe B. 
Von 1850 bis zur Gegenwart«.) 

Der Ausbruch des Ost-West-Konflikts und seine Auswirkun­
gen auf die Arbeit der Vereinten Nationen wird in 50 vH 
der Bücher im Rahmen einer Diskussion über das Veto-Recht 
im Sicherheitsrat thematisiert. Darüber hinaus werden vor 
allem Krisen und Konflikte per Namen genannt, die die welt­
politische Situation in den fünfziger Jahren und bis Anfang 
der sechziger Jahre kennzeichnen (Korea, Kongo, Suez-Krise, 
Ungarn, Berliner Mauer); die weltpolitischen oder regionalen 
Interessenkonstellationen, die zu den einzelnen Konflikten 
führten, werden nicht explizit vorgestellt; die Interpreta­
tionsfolie bietet der (an anderen Stellen dargestellte) Ost-
West-Gegensatz. Weitere Entwicklungen der Weltorganisa­
tion, vor allem in den sechziger Jahren bis hin zu aktuellen 
Problemen und Aufgaben, können nur noch — mit Vorkennt­
nissen und Phantasie — aus dem Hinweis auf das Ansteigen 
der Mitgliederzahl geschlossen werden. Daher konnten für 
den ersten Zeitraum lediglich 3 Sozialkunde- und 2 Ge­
schichtsbücher unter die Kategorie >dynamische Darstellung« 
eingeordnet werden, d. h. diese Bücher beschränkten sich 
nicht nur auf eine >Momentaufnahme< der Vereinten Natio­
nen, sondern zeichneten in Ansätzen ihre verschiedenen Ent­
wicklungsstufen nach. Im Zweiten Zeitraum diskutierten 
2 Sozialkundetexte und 2 Geschichtsbücher die veränderte 
regionale Zusammensetzung in der Mitgliedschaft und Rück­
wirkungen auf die Arbeit der Vereinten Nationen in etwa 
der folgenden Form: »Innerhalb der Vereinten Nationen be­
finden sich heute die Staaten mit weißer Bevölkerung schon 
in der Minderheit. Die sogenannten Entwicklungsländer« 
stellen die Mehrheit, so daß den zahlreichen Hilfsprogram­
men große Bedeutung zukommt« (so Klein 1971 in Demokra­
tien und Diktaturen«). 
Drei neuere Sozialkundebücher für die Sekundarstufe I I stell­
ten Überlegungen über Entwicklungen, Möglichkeiten und 
Chancen der Vereinten Nationen an, zukünftige Probleme 
einer zunehmend interdependenter werdenden Welt zu lösen: 

»Zu den territorialen Veränderungen in der Welt kamen struk­
turelle von nicht geringerer Bedeutung. Trotz der Blockbildung 
ist die Interdependenz der Staaten erheblich angewachsen. Sie 
unterliegen geradezu einem Zwang, zentrale Weltprobleme mitten 
im Gegeneinander doch zusammen zu lösen. An erster Stelle steht 
das der Bannung der atomaren Bedrohung, und das der Entwick­
lungsländer folgt« (So Mickel, Kampmann.Wiegand 1972 in Politik 
und Gesellschaft«). 
Diese Schulbücher stellen jedoch die Ausnahme dar und 
nicht die Regel; die Mehrzahl der Schulbücher siedelt die 
Vereinten Nationen vor dem Hintergrund der ersten Nach­
kriegsjahre an und allenfalls aus abschließenden Arbeitsfra­
gen kann auf die heutige Existenz der Organisation geschlos­
sen werden. Weder werden strukturelle Veränderungen aus­
reichend berücksichtigt noch werden aktuelle Aufgabenge­
biete vorgestellt. Nur in den neueren Sozialkundebüchern 
für die Sekundarstufe I I kann eine Tendenz festgestellt wer­
den, die seit den sechziger Jahren wachsende Bedeutung des 
Nord-Süd-Konfliktes für die Arbeit der Vereinten Nationen 
zu erwähnen. 

3. Bilanz und Zukunftsperspektiven 
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, daß die Vereinten Natio­
nen im Schulbuch zwar behandelt werden, aber — dieser 
Eindruck drängt sich auf — häufig nur deshalb, weil sie als 
Thema in den Rahmenplänen aufgeführt sind und dadurch 
für die Schulbuchautoren Verbindlichkeit erlangen. Die über­
wiegend institutionell orientierten Darstellungen ermöglichen 
kaum Einsichten in die Bedeutung dieser Organisation für 
die vergangenen, gegenwärtigen und zukünftigen Entwick­
lungen internationaler Beziehungen und für die Interdepen­
denz von staatlicher Politik und der entstehenden Weltpoli­
tik. Veränderungen können sich in der Zukunft aus der 
wachsenden Einbeziehung der Bundesregierung in die viel­
fältigen Formen des Nord-Süd-Dialogs ergeben, die vor allem 
durch die wissenschaftliche Beschäftigung mit Problemen 
der Dritten Welt und das Engagement nichtstaatlicher ent­
wicklungspolitischer Gruppierungen vermittelt wird. 
Schon in den vergangenen Jahren haben vor allem kirchliche 
Gruppen und an Hochschulen angesiedelte Arbeitsgruppen 
zunehmend pädagogische Konzepte und Unterrichtsmateria­
lien über Entwicklungsländer/Dritte Welt publiziert1 5. Aber 
auch in diesen Materialien wird ebenso wie in den Schulbuch­
texten die Dritte-Welt-Problematik zumeist isoliert von den 
inzwischen entstandenen Formen der Institutionalisierung 
überstaatlicher und häufig weltweiter Konfliktartikulations­
und Konfliktlösungsmechanismen behandelt. Es gibt hier die 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme der Welt 
— es gibt dort das System der Vereinten Nationen. Die 
Hauptaufgabe für die nächsten Jahre besteht darin, die D i ­
daktik der politischen Bildung dahingehend zu beeinflussen, 
die Probleme der Welt und der Weltinnenpolitik in eine kon­
sistente sozialwissenschaftliche Perspektive zu integrieren. 
Nur dann ist eine von politischen und thematischen sowie 
innenpolitischen (Vor-)Urteilswellen und Moden unabhängige 
Behandlung des Themas >Das System der Vereinten Nationen« 
gewährleistet 1 6. 
Anmerkungen 

1 Das Problem der Auswahl von Inhalten der schulischen Bildung 
und Erziehung erhielt Ende der sechziger Jahre seine zentrale 
Stellung, als von dem Bildungsforscher Robinsohn eine Reform des 
Bildungswesens »von den Inhalten her« gefordert wurde; vgl. hier­
zu Robinsohn, Bildungsreform als Revision des Curriculum, 1967. 
Seitdem wird die Diskussion über Lehrpläne, Curriculumerstellung 
und -revision in starkem Maße von der Frage nach der Kontrol­
lierbarkeit der Auswahlentscheidungen und der Legitimität von 
Lernzielen und -inhalten beherrscht. 

2 Forderte die Direktive 54 über die Schulen im besetzten Deutsch­
land des alliierten Kontrollrats am 25. Juni 1947 noch, daß »Lehr­
pläne . . . die Förderung von Verständnis und Achtung gegenüber 
anderen Nationen zum Ziel haben« sollten, so orientierten sich 
die Lehrpläne der fünfziger Jahre für das Fach Gemeinschafts­
kunde« zunehmend an Zielsetzungen wie der >Ausbildung eines 
gesunden Staatsgefühls«, >Hinführung zur Partnerschaft und Ge­
meinschaftssinn« und dem Vermitteln von Kenntnissen über die 
staatlichen Institutionen und deren Verfahrensweisen in der Bun­
desrepublik Deutschland; vgl. hierzu das Gutachten zur politi-
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sehen Bildung und Erziehung des Deutschen Ausschusses für das E r -
ziehungs- und Bildungswesen vom 22. Januar 1955. Dagegen spielten 
Konzeptionen zur Völkerverständigung durch direkte Begegnung 
von Jugendlichen verschiedener Nationen weiterhin eine große 
Rolle innerhalb kirchlicher Gruppierungen, in internationalen 
Bildungsstätten wie dem Internationalen Haus Sonnenberg und in 
bilateralen Jugendaustauschprogrammen wie denen mit Israel und 
mit Frankreich (Gründung des Deutsch-Französischen Jugend­
werkes). 

3 Als bekannteste Vertreter dieser fachdidaktischen Diskussion sind 
Giesecke, Fischer und Hilligen zu nennen, die den Konflikt zur 
zentralen Kategorie politischen Unterrichts erhoben (im wesentli­
chen rezipierten sie einige soziologische Arbeiten Dahrendorfs). 

4 Vgl. hierzu Nitzschke, Zur Wirksamkeit politischer Bildung. Teil I I , 
Analyse der Max-Traeger-Stiftung, 1966. 

5 Vgl. hierzu die vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit herausgegebene Reihe >Schule und Dritte Welt< und die 
von ihm geförderte großangelegte Schulbuchanalyse des Instituts 
für Sozialforschung: Fohrbeck, Wiesand, Zahar, Heile Welt und 
Dritte Welt. Medien und politischer Unterricht, 1971. 

6 Vgl. hierzu Galtung, Violence, Peace, and Peace Research, Journal 
of Peace Research, 3/1969. 

7 Vgl. hierzu den Abschnitt IV . (Friedensforschung und Dritte Welt. 
Ihr Beitrag zur Friedenserziehung) in Wulf (Hrsg), Friedenserzie­
hung in der Diskussion, 1973. 

8 Dies trifft selbst zu auf den ansonsten bemerkenswerten didakti­
schen Entwurf von Calliess, Edelstein u. a., Sozialwissenschaft für 
die Schule. Umrisse eines Struktur- und Prozeßcurriculums, 1974. 

9 Vgl. hierzu Esser, Kritische Friedenstheorie und Möglichkeiten zur 
Friedenspraxis. E i n Beitrag zur erziehungswissenschaftlichen 
Grundlagendiskussion zum Anwendungsbereich Schule, 1976. 

10 Vgl. hierzu die Hessischen Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre, 
die Rahmenrichtlinien für das Fach Politik an Gesamtschulen in 
Hamburg, und die Richtlinien Politik in Nordrhein-Westfalen. 

11 »Wie Wolfgang Hug bereits 1971 feststellte, ist die inhaltlich-the­
matische Konkretion der globalen Intention des entwicklungspoli­
tischen Unterrichts problematisch. In der Reihenfolge der Häufig­
keit werden die folgenden vier Wege beschritten: das Problem der 

Dritten Welt wird in der Hälfte aller Fälle generalisierend ange­
gangen (mit Hilfe einiger Merkmale und ohne Berücksichtigung 
internationaler Abhängigkeiten. D. Verf.); 20% wählen den länder­
kundlichen Ansatz; fast gleich häufig wird über mitmenschliche 
Identifizierung das verhaltensändernde Lernziel Solidarität mit den 
Menschen der Dritten Welt angestrebt; nur 5 % konkretisieren die 
Probleme mit Hilfe struktureller Gesichtspunkte, z. B. Hunger, 
Technische Zusammenarbeit u. ä.« Werner, Unterrichtsmodelle — 
Tendenzen der Jahre 1969—1977, Dritte-Welt-Problematik im Schul­
unterricht, GEP-Dokumentation, 1977. 

12 Vgl. hierzu Reich et al, Die Vereinten Nationen Im Schulbuch, 
Schule und Dritte Welt Nr. 42, 1973. 

13 Detaillierte Ergebnisse, Auswertungsbögen und die Liste der ana­
lysierten Schulbücher bei Reich, Die Vereinten Nationen als Ge­
genstandsbereich einer kritischen Friedenserziehung im Unter­
richt, unveröffentlichte Diplom-Arbeit an der P H Berlin, Sommer­
semester 1976, und bei Reich, Die Vereinten Nationen in den Lehr­
plänen und Schulbüchern der Länder der Bundesrepublik — eine 
kritische Bilanz, erscheint im Herbst 1977 in dem von der Deut­
schen UNESCO-Kommission herausgegebenen Tagungsbericht Die 
Vereinten Nationen im Unterricht. 

14 Vgl. hierzu Naumann, Medien-Märkte und Curriculumrevision in 
der BRD (vor allem Kapitel 3.2, Der Schulbuchmarkt — Die Nach­
frageseite), 1974. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß der 
Katalog der für das Schuljahr 1976/77 an den Berliner Schulen zu­
gelassenen Schulbücher für die Fächer Sozialkunde/Politische 
sehen UNESCO-Kommission herausgegebenen Tagungsbericht: Die 
Weltkunde zeigt, daß das Erscheinungsdatum von über 50 vH der 
(23 Bücher erschienen vor 1965, 50 zwischen 1966 und 1970 und 66 
der zugelassenen Bücher erschienen nach 1971). Daraus kann ge­
schlossen werden, daß viele der in der ersten Untersuchung aus­
gewählten Schulbücher noch heute in der Schule verwendet 
werden. 

15 Vgl. hierzu vor allem die Unterrichtsmaterialien bei Meueler 
(Hrsg), Unterentwieklung Bd. 1, 1974. 

16 Vgl. hierzu auch die Schülerarbeitshefte von Beyer, Metto, Reich, 
Krieg und Frieden in deiner Welt; Konflikte — Gewalt oder Zu­
sammenarbeit?, 1977. 

Im Weißen Saal des Neuen Schlosses in Stuttgart fand der Festakt anläßlich des 25jährigen Bestehens der Deutschen Gesellschaft für die Ver­
einten Nationen am 3. Juni 1977 statt. Neben Mitgliedern der DGVN aus allen Teilen des Bundesgebiets nahmen zahlreiche Vertreter des öffent­
lichen Lebens an der Feierstunde teil. Unser Bild zeigt in der ersten Reihe v.r.n.l.: Robert Gleichauf (etwas verdeckt), Finanzminister des 
Landes Baden-Württemberg; Karl-Hans Kern (mit Brille), damaliger Vorsitzender der DGVN; Bischof D. Helmut Class, Vorsitzender des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland; Dr. Herbert Czaja, MdB; Frau Annemarie Renger, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages; 
Professor Dr. Kar l Josef Partsch; Professor Dr. Martin Löffler; Dr. Walter Gorenflos, Vortragender Legationsrat I . Klasse, Auswärtiges Amt; 
Professor Dr. Helmut Debatin, Beigeordneter Generalsekretär der Vereinten Nationen; Dipl. rer. pol. Günther Häbich, Geschäftsführer des 
Landesverbandes Baden-Württemberg der DGVN. 
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25 Jahre Deutsche Gesellschaft fur die Vereinten Nationen 
Auf 25 Jahre des Wirkens für die Ziele der Weltorganisation kann die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
(DGVN) zurückblicken; sie wurde am 10. Mai 1952 in Heidelberg gegründet. In Stuttgart beging sie am 3. Juni 1977 ihr Jubi­
läum mit einem Festakt. Die Bedeutung, die der DGVN im internationalen wie im nationalen Rahmen beigemessen wird, geht 
aus den nachstehend wiedergegebenen Grußbotschaften von UNO-Generalsekretär Kurt Waldheim, Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher und Oppositionsführer Helmut Kohl hervor. Das Grußwort des 
Generalsekretärs überbrachte der zu diesem Zweck nach Stuttgart entsandte Beigeordnete Generalsekretär der Weltorgani­
sation, Professor Dr. Helmut Debatin; er ist der ranghöchste deutsche UNO-Beamte. Namens der baden-württembergischen 
Landesregierung entbot Finanzminister Robert Gleichauf Glückwünsche zum Jubiläum. Den Festvortrag hielt nach einer Ein­
führung durch den damaligen Vorsitzenden der DGVN, Karl-Hans Kern, die Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages 
und frühere Vorsitzende der DGVN, Frau Annemarie Renger. 

Grußwort des Bundeskanzlers 

Zum 25jährigen Bestehen sende ich der Deutschen Gesell­
schaft für die Vereinten Nationen meine herzlichen Grüße 
und Wünsche. 
Der Festakt, zu dem sich Mitglieder und Freunde der Gesell­
schaft heute versammelt haben, gibt Anlaß, die großen Ver­
dienste in Erinnerung zu rufen, die sich die Deutsche Ge­
sellschaft für die Vereinten Nationen in einem Viertel jahr-
hundert um die deutsche Mitarbeit in den Vereinten Nationen 
und um das Bild der Vereinten Nationen in der deutschen 
Öffentlichkeit erworben hat. Die DGVN hat durch ihre Arbeit 
das Interesse und Verständnis der deutschen Bevölkerung für 
die weltweite multilaterale Zusammenarbeit entscheidend ge­
fördert. Sie hat damit auch dazu beigetragen, uns geistig aus 
der Enge unserer eigenen Probleme der Nachkriegszeit in 
weltweites Mitdenken und schließlich auch in die Mitverant­
wortung hinausführen. 
Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den Ver­
einten Nationen vor vier Jahren hat einen Höhepunkt der 
Arbeit der DGVN gebracht und hat ihr zugleich neue Auf­
gaben gegeben: Die Mitwirkung der Bundesrepublik Deutsch­
land bei den weitverzweigten Aufgaben der Weltorganisation 
erhöht die Bedeutung einer sachgerechten Unterrichtung un­
serer Öffentlichkeit über die Möglichkeiten und Leistungen 
der Vereinten Nationen. 
Ich wünsche der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen für ihre künftige Arbeit viel Erfolg. 

Helmut Schmidt 

Grußwort des Bundesministers des Auswärtigen 

Der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen sende 
ich herzliche Glückwünsche zum heutigen 25jährigen Jubi­
läum. 
Die DGVN hat es verstanden, in der deutschen Öffentlichkeit, 
vor allem bei jungen Menschen, für die Ziele und Grundsätze 
der Vereinten Nationen und das breite Spektrum ihrer Auf­
gaben überzeugend zu werben. In der weitgespannten Infor­
mationsarbeit der Gesellschaft kommt der von ihr heraus­
gegebenen Zeitschrift VEREINTE NATIONEN ein besonderer 
Platz zu. In den fast zwei Jahrzehnten vor unserem VN-Bei­
tri t t war die DGVN ein wichtiges Bindeglied zur Weltorga­
nisation. 
In den Vereinten Nationen wird heute um die Lösung der 
großen weltweiten Aufgaben: Sicherung des Friedens, Durch­
setzung der Menschenrechte, wirtschaftliche und soziale Ge­
rechtigkeit gerungen. Seit unserem Beitritt zu den Vereinten 
Nationen im Jahre 1973 ist uns dabei ein zunehmendes Maß 
an Mitsprache und Mitverantwortung zugewachsen. So müs­
sen wir im Sicherheitsrat zu Krisen und Konflikten in allen 
Teilen der Welt Stellung nehmen. 
Ich halte es deshalb für besonders wichtig, daß unsere Mit­
arbeit in den Vereinten Nationen vom Verständnis und der 
Unterstützung unserer Mitbürger getragen wird. Dazu kann 
die DGVN maßgeblich beitragen. 
Ich danke der DGVN, ihrem Vorstand und ihren Mitgliedern 
für ihre Arbeit im Dienste einer weltweiten friedlichen Zu­
sammenarbeit der Völker und wünsche weiterhin allen Erfolg. 

Hans-Dietrich Genscher 

Grußwort des Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion 

Der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen über­
mittle ich zur Feier ihres 25jährigen Bestehens namens der 
CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages herzliche 
Grüße. 
Dieses Jubiläum erinnert daran, daß die Bundesrepublik 
Deutschland sich lange vor dem UNO-Beitritt der beiden Teil­
staaten Deutschlands auf vielfältige ideelle und materielle 
Weise den Grundsätzen, Zielen und Aufgaben der Vereinten 
Nationen verbunden gefühlt hat. Wenn die Weltorganisation, 
die für viele Menschen und Völker einmal als ein Zeichen der 
Hoffnung auf endgültigen Frieden durch universale Herr­
schaft von Recht und Menschlichkeit entstand, ihre Glaub­
würdigkeit beibehalten und ihre Wirksamkeit stärken soll, 
wird auch hierzulande mehr als bisher das Interesse für die 
Möglichkeiten und Aufgaben der UNO geweckt werden müs­
sen. Da das Selh=tbe«timmungsrecht eines der tragenden 
Prinzipien der UNO-Charta ist und da die internationalen 
Menschenrechtspakte auf der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen beruhen, müssen ge­
rade wir Deutschen als gewaltsam geteiltes Volk auf allen 
UNO-Ebenen beharrlich an die universelle Geltung aller 
Menschenrechte erinnern. 
Möse es in diesem Sinne Ihrer Gesellschaft gelingen, auch in 
den kommenden Jahren das Bewußtsein von der Bedeutung 
der Vereinten Nationen zu stärken. Dr. Helmut Kohl 

Botschaft des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
Ich bedaure, an Ihrer Jubiläumsveranstaltung nicht persön­
lich teilnehmen zu können und übermittle Ihnen daher auf 
diesem Wege meine besten Glückwünsche anläßlich des 25. 
Gründungstages der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen. 
Ihr Land wurde vor vier Jahren als Mitglied in die Vereinten 
Nationen aufgenommen. Dies bedeutete einen wichtigen 
Schritt in den Bestrebungen, der Weltorganisation zu echter 
Universalität zu verhelfen. Die Bundesrepublik hat in diesen 
Jahren im Rahmen der Vereinten Nationen eine überaus 
fruchtbare Tätigkeit ausgeübt und damit die Bemühungen 
der Staatengemeinschaft, eine Lösung der großen anstehenden 
Probleme durch die Politik internationaler Kooperation und 
Verständigung herbeizuführen, tatkräftig unterstützt. Ich 
möchte hier nicht nur die Beiträge der Bundesrepublik zu den 
humanitären und friedenserhaltenden Tätigkeiten der Ver­
einten Nationen erwähnen, sondern besonders auch die wich­
tige Rolle, die sie als Mitglied des Sicherheitsrates seit An­
fang dieses Jahres spielt. 
Die Vereinten Nationen benötigen für eine wirkungsvolle 
Tätigkeit jedoch nicht nur die Mitarbeit der Regierungen; 
eine Grundvoraussetzung ist die aktive Unterstützung der 
Öffentlichkeit. Es ist nicht zuletzt der Beitrag jedes einzelnen 
Bürgers, der die Verwirklichung der Ziele der Vereinten 
Nationen ermöglicht. Hierin liegt ein wichtiger Aufgabenbe­
reich für die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Natio­
nen. Ich möchte Ihnen deshalb für die wertvolle Unterstüt­
zung, die Sie der Weltorganisation in den vergangenen 25 
Jahren gegeben haben, aufrichtig danken und wünsche Ihnen 
für Ihre zukünftige Arbeit alles Gute. Dr. Kurt Waldheim 
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Die Vereinten Nationen - Anspruch und Wirklichkeit 

Unter dieses Motto stellte Frau Annemarie Renger, Vize­
präsident™ des Deutschen Bundestages, ihren Festvortrag am 
3. Juni 1977, aus dem nachstehend einige Auszüge wieder­
gegeben sind: 

Es wäre ganz und gar vermessen, auch nur einen Augenblick 
die Illusion zu haben, als ob die hohen Ideale der Vereinten 
Nationen schon annähernd der Wirklichkeit in der Welt ent­
sprächen. Wie kann das auch anders sein! Hatten sich die 
Gründungsmitglieder der Vereinten Nationen am 26. Juni 
1945 gegen die Aggressoren des Zweiten Weltkrieges zusam­
mengeschlossen in der Hoffnung, damit künftige Kriege un­
möglich zu machen, so hat sich diese Welt in drei Jahrzehnten 
so vollkommen verändert und neue Konflikte, Krisenherde 
und Gegensätze sind entstanden. Friedenssicherung, Schutz 
der Menschenrechte und die Förderung des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts sind das Gebot der Stunde. Mit dem 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur Organisation 
der Vereinten Nationen am 18. September 1973 ist für uns die 
aktive politische Einflußnahme in dieser universalen poli­
tischen Vereinigung gefordert. 
Trotz des klaren und eindeutigen Bekenntnisses zum Frieden 
und der Unterzeichnung der Charta sind die großen Konflikte 
durch kleine und bürgerkriegsähnliche Konfrontationen abge­
löst worden, die an Härte und Grausamkeit den großen Krie­
gen nicht nachstehen. Jedoch sind Weltkriege vermieden wor­
den. Auch das ist schon ein Erfolg. Die Friedenssicherungs­
pflicht ist heute die Hauptaufgabe der souveränen Staaten. 
Gewaltverbot und Friedenssicherungspflicht zeigen deutlich, 
daß sich das Völkerrecht der Gegenwart in einem Umbruch 
befindet. Zur Sicherung des Friedens widmeten die Vereinten 
Nationen der Abrüstung und Rüstungskontrolle von Anfang 
an ihre besondere Aufmerksamkeit. Ihre Wirkungsmöglich-
keiten sind jedoch beschränkt, weil hier die machtpolitischen 
Interessen der Großmächte die Möglichkeiten der Vereinten 
Nationen überlagern. Dennoch hat sich der Sicherheitsrat in 
zahlreichen Fällen, teilweise in sehr frühem Stadium, in be­
stehende oder aufkommende Konflikte einschalten können, 
wie z. B. durch die Entsendung von Friedenstruppen, die (wie 
im Falle des Nahen Ostens) zumindest den ausgehandelten 
Waffenstillstand sichern halfen. 
Friedenssicherung und Menschenrechte sind unteilbar. Wir 
erleben in diesen Tagen den letzten Abschnitt der Entkolo­
nisierung, nämlich die Überleitung der politischen Herrschaft 
in den Staaten des Südlichen Afrika auf die schwarze Mehr­
heit der Bevölkerung. Bei diesem schmerzlichen Prozeß haben 
wir erneut erfahren, daß das Hinauszögern politisch not­
wendiger Veränderungen keinen politischen und auch keinen 
humanen Gewinn bringt. Im Gegenteil hat die Verhinderung 
der Selbstbestimmung dieser Völker und die Unterdrückung 
ihrer Rechte Befreiungsbewegungen entstehen lassen und 
Guerillakämnfe heraufbeschworen, die die Probleme nur noch 
erschwert haben. Es war deshalb hohe Zeit, daß die west­
lichen Staaten, unter ihnen auch die Bundesrepublik als Si­
cherheitsratsmitglied, sich vermittelnd eingeschaltet und auf 
unverzüglichen Vollzug der demokratischen Rechte gedrängt 
haben. Nur so kann Blutvergießen und Zerstörung der wir t ­
schaftlichen Grundlagen verhindert sowie der Schutz der 
weißen Minderheit und ihre mögliche Beteiligung an der 
Wirtschaft und Verwaltung dieser Länder noch gesichert 
werden. Im übrigen sollten wir uns erinnern, daß es Pro­
bleme der Friedenssicherung neuerer Art nicht nur in den 
jetzt selbständig gewordenen Staaten Afrikas gibt. 
Mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 
10. Dezember 1948 haben sich die Vereinten Nationen ein 
hohes Ziel gesteckt. Zwischen diesem Anspruch und seiner 
Realisierung besteht eine große Kluft. Dennoch muß man an­
erkennen, daß die Vereinten Nationen hier viel geleistet 
haben, wenn man die Schwierigkeiten in Betracht zieht, die 
der Erarbeitung eines international verbindlichen Rechts­
systems entgegenstehen. Die Anschauungen über Rechte und 
Inhalte beruhen auf unterschiedlichen kulturellen und sozia­

len Grundlagen. Dennoch ist es gelungen, neben den beiden 
Menschenrechtspakten eine Vielzahl von Konventionen und 
anderen Rechtsinstrumenten zu verabschieden, mit denen ein­
zelne Menschenrechte konkreter umschrieben und geschützt 
werden: wie die Rassendiskriminierungs-Konvention, die 
Konvention über die politischen Rechte der Frau oder die 
Konvention über die Diskriminierung im Unterrichtswesen, 
um nur einige zu nennen. 
Immerhin ist über diesen Katalog ein Konsens erzielt wor­
den, wenn dies auch keineswegs bedeutet, daß sich die Staa­
ten der Vereinten Nationen über ihre Qualität und ihre I n ­
halte einig wären. Das zeigt sich schon darin, daß diese 
Rechte vorwiegend als Staatenverpflichtung und nicht als 
Individualrechte, die der einzelne unmittelbar geltend ma­
chen kann, konzipiert sind. 
Viel schwieriger noch als bei der materiellen Garantie die­
ser Rechte ist die Situation bei den Mechanismen, mit denen 
sie durchgesetzt werden sollen. Dieses System der Durch­
setzung der Menschenrechte im Sinne einer Kontrolle ihrer 
Einhaltung durch die staatliche Gewalt ist nur schwach aus­
gebildet. Zwar besteht ein umfassendes Berichtssystem über 
die Durchführung dieser Rechte in den einzelnen Staaten; 
der Rassendiskriminierungs-Ausschuß, die Menschenrechts­
kommission sowie neuerdings auch der Menschenrechts-Aus-
schuß prüfen auch Einzelbeschwerden, allerdings ohne irgend­
eine Sanktion gegen den verletzenden Staat zur Verfügung 
zu haben. Die Schwäche dieses Systems ist in der Charta 
selbst angelegt, die den Grundsatz der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Staaten enthält. Dies hat 
zur Folge, daß viele Mitgliedstaaten, z. B. der gesamte Ost­
block, aber auch westliche und Dritte-Welt-Staaten eine 
internationale Kontrollinstanz ablehnen. Doch sollte man 
dies nicht nur den Vereinten Nationen anlasten. Tatsache ist 
auch, daß unser europäisches Menschenrechtsschutz-System 
Lücken aufweist, insofern, als neben einigen kleineren Län­
dern auch Frankreich sich bis heute nicht dem Individual-
beschwerdeverfahren vor der Europäischen Menschenrechts­
kommission und dem Europäischen Gerichtshof für Men­
schenrechte unterworfen hat, und daß ferner eine Reihe von 
Europarats-Staaten auch nicht alle Zusatzprotokolle ratifi­
ziert und damit die nachträglich eingefügten Menschenrechte 
anerkannt haben. Der wirksamste Menschenrechtsschutz muß 
in erster Linie durch eine funktionierende rechtsstaatliche 
Ordnung der Einzelstaaten gesichert werden. Damit ist auch 
am besten gewährleistet, daß die jeweiligen sozialen, wir t ­
schaftlichen und kulturellen Eigenheiten der Staaten berück­
sichtigt werden und sie nicht an Maßstäben gemessen wer­
den, die ihrer Mentalität fremd sind. Ein internationaler 
Menschenrechtsschutz muß auch das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und ihre kulturellen und religiösen Eigenheiten 
tolerieren und darf nicht einfach westliche Rechtsmaßstäbe 
bei der Auslegung dieser Rechte anwenden. Andererseits 
allerdings muß ein Mindestmaß an Menschenrechten welt­
weit anerkannt sein und auch seitens der internationalen 
Gemeinschaft von den Mitgliedstaaten verlangt werden kön­
nen. Sicher müssen wir zäh weiterarbeiten an dem Aufbau 
eines wirksamen verfahrensrechtlichen Schutzes im Sinne 
einer internationalen Kontrolle der Einhaltung von Men­
schenrechten, um Auswüchse und Verletzungen künftig wirk­
samer zu verhindern. Die wirksamste Förderung der Men­
schenrechte besteht aber darin, die wirtschaftlichen und so­
zialen Menschenrechte vorrangig zu verwirklichen, d. h. die 
sozialen Vorbedingungen für ein menschenwürdiges Leben zu 
schaffen. Die Beseitigung der absoluten Armut, die Freiheit 
von Hunger und Obdachlosigkeit, die Milderung der sozialen 
Gegensätze innerhalb der einzelnen Gesellschaften, aber auch 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern ist die wirk­
samste und sicherste Garantie für die Anerkennung und 
Durchsetzung der Menschenrechte. Nirgends zeigt sich so gut 
wie hier, daß Gleichheit nicht der Gegensatz, sondern die 
Voraussetzung von Menschenwürde und Freiheit ist. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tät igke i ten • Nachr ichten • Me inungen 

Politik und Sicherheit 
Nahost: Bemühungen um eine neue Friedens­
konferenz — Sondierungen und Bericht Wald­
helms — Stellungnahmen der Konfliktparteien 
und der Weltmächte — Israel kontra Palästinen­
sische Befreiungsorganisation (PLO) — Noch 
große Hindernisse für einen Zusammentritt der 
Konferenz — Vertane Jetzige Chancen bringen 
neuen Nahost-Krleg näher (26) 

I. Die Nahost-Fr iedenskonferenz sol l te so­
bald w ie i rgend mögl ich wieder zusam­
mentreten. Ihr messe man al lsei ts e ine be­
sondere Bedeutung bei , wenn Mög l i chke i ­
ten gesucht würden, d ie Verhandlungen 
über eine letzt l ich er fo lgre iche Gesamtlö­
sung des Nahost-Problems wieder in 
Gang zu br ingen. Bestehe über diese Auf­
fassung al lgemeines Einverständnis, so a l ­
lerdings auch über d ie Einsicht, daß vor 
der Wiedere inberufung der Konferenz star­
ke Gegensätze überwunden werden müß­
ten. Die Haltung al ler Parteien müsse in 
gewissen Punkten eine Änderung er fah­
ren. Das geschehe notwendigerweise 
langsam und schmerz l ich. Es sei deshalb 
äußerst w ich t ig , n icht entmut igt zu wer­
den, sondern mit al ler Energie wei terzu­
machen. Für eine er fo lgre iche Friedens­
konferenz müßten gewisse Grundvoraus­
setzungen geschaffen sein. Anderersei ts 
bestehe eine dr ingende Verpf l ichtung, die 
gegenwär t igen günst igen Verhäl tnisse zu 
nutzen, um def in i t ive Fortschri t te in R ich­
tung auf eine Regelung des Nahost-Pro­
blems zu er re ichen. Weder die betei l igten 
Parteien noch die Völkergemeinschaf t 
könnten s ich wei terh in einen Sti l lstand le i ­
sten. Es sei wesent l ich, al le Anst rengun­
gen zur Wiederaufnahme zu unternehmen. 
Ein Unter lassen führe for t von der Suche 
nach einer gerechten und dauerhaften Lö­
sung des gefähr l ichen Konf l ikts. 

Mit d iesen Über legungen führte General­
sekretär Waldheim seinen Bericht im Si ­
cherhei tsrat ein (25. März 1977), den er bis 
Ende Februar gemäß einer Resolut ion der 
Generalversammlung zu erstel len hatte (A/ 
Res/31/62 vom 9. Dezember 1976; deut­
scher Text s. S. 99 dieser Ausgabe). Die 
Resolut ion ersucht u. a. den Generalsekre­
tär, Kontakte mit al len am Nahost-Konf l ik t 
betei l igten Parteien und mit den gemein­
schaf t l ichen Vorsi tzenden (Ko-Präsiden-
ten) der ersten Runde der Nahost-Fr iedens­
konferenz vom Dezember 1973 zur Vorbe­
rei tung eines mögl ichst baldigen Wieder-
zusammentretens aufzunehmen und über 
d ie Ergebnisse seiner Bemühungen bis 
zum 1. März 1977 dem Sicherhei tsrat zu 
ber ichten. 
II. Waldheim hat diesem Bericht (S/12290) 
zufo lge Ende Dezember 1976 und im Ja­
nuar 1977 Beratungen mit den Vertretern 
der betei l igten Parteien und mit den be i ­
den Ko-Präsidenten geführt und in der er­
sten Februarhäl f te (31. Januar — 12. Fe­
bruar 1977) Ägypten, Syr ien, Saudi-Arabi ­
en, L ibanon, Jordanien und Israel be­
sucht. Er sprach mit den Spi tzenpol i t ikern 
dieser Länder und in Damaskus auch mit 
dem PLO-Vorsi tzenden Arafat. Die Ko-Prä­
sidenten wurden über d ie Mögl ichke i ten 
der Wiederaufnahme der Genfer Nahost-

Fr iedenskonferenz laufend unterr ichtet. 
Hauptziel der Bemühungen Waldheims 
war es, den besten Weg für e ine Wieder­
aufnahme des Verhandlungsprozesses 
herauszuf inden sowie festzustel len, we l ­
che Hindernisse ihr im Weg stünden und 
w ie sie zu überwinden seien. Darüber h in­
aus sol l ten d ie Beratungen dazu bei t ra­
gen , das Nahost-Problem im Sinne einer 
umfassenden Regelung, also über d ie Ein­
berufung led ig l ich der Konferenz hinaus, 
zu erör tern. Al le angesprochenen Parteien 
sprachen s ich für e ine ba ld ige zweite 
Runde der Nahost-Fr iedenskonferenz aus. 
Das Problem bestand also dar in , d ie Be­
d ingungen und Voraussetzungen hierfür 
festzustel len. 

III. Die unmit te lbarste Schwier igkei t l iegt 
in der Zusammensetzung des Teilnehmer­
kreises der Konferenz. Die arabischen 
Staaten vertreten die Auf fassung, daß die 
Palästinensische Befreiungsorganisation 
(PLO) an jeder zukünft igen Nahost-Fr ie­
denskonferenz betei l igt sein müsse. Die 
israel ische Regierung verlangt, d ie Te i l ­
nahme müsse auf die Zusammensetzung 
der ersten Konferenz beschränkt b le iben 
(vgl. UN-Doc. S/11161 vom 18. Dezember 
1973). Die arabischen Staaten sehen die 
PLO als die einzige rechtmäßige Vert re­
tung der Paläst inenser an, Israel ist dazu 
nicht bereit, wohl aber zu Verhandlungen 
mit Jordanien über d ie Paläst ina-Frage. 
Die Auffassung der PLO selbst besteht in 
der Forderung, von Anfang an g le ichbe­
recht igt mit den anderen Parteien und als 
einziger Vertreter der Paläst inenser an der 
Konferenz te i lzunehmen: es g inge auf 
ihr schl ießl ich um das Schicksal des palä­
st inensischen Volkes. Die PLO-Einstel lung 
wi rd von al len arabischen Staaten getei l t , 
besonders auch, was d ie Frage einer ge­
sonderten Einladung an die PLO zur Kon­
ferenz anbetr i f f t . 

Diese unterschiedl ichen Auffassungen sind 
noch nicht überbrückt , und auch Ver­
suche, mit Verfahrensregelungen zu einer 
Annäherung der Standpunkte zu kommen, 
mußten angesichts der Tiefe der Di f feren­
zen schei tern, so d ie Über legungen, d ie 
Konferenz in der alten Zusammensetzung 
einzuberufen und dann als ersten Punkt 
d ie Mögl ichkei t einer gemeinsamen arabi ­
schen Delegat ion oder andere Formen der 
Tei lnahme erörtern zu lassen. Es zeigte 
s ich, daß die gegenwärt igen Standpunkte 
noch viel zu weit voneinander entfernt 
s ind, als daß sie sich durch Verfahrens­
methoden annähern l ießen. 
Auch die Teilnahme des Libanon kam ins 
Gespräch. Dieses Land war an der ersten 
Nahost-Fr iedenskonferenz nicht betei l igt 
gewesen. Die l ibanesische Regierung 
drückte jetzt gegenüber dem Generalse­
kretär ihr Interesse an einer Tei lnahme 
aus, ohne berei ts abschl ießend Stel lung 
zu nehmen. 

IV. Bezügl ich des Zeitpunktes einer zwei ­
ten Nahost-Konferenz bestehen zur Zeit 
keine Probleme. Das heißt nicht, daß nicht 
Verzögerungen eintreten können, wenn 
die Schwier igkei t wegen der Zusammen­

setzung des Tei lnehmerkre ises nicht über­
wunden ist. So könnte es durchaus im In­
teresse Israels l iegen, durch Hinausschie­
ben der Konferenz wei ter Zei t zu gewin­
nen, da ihm seine je tz ige Situat ion f rag los 
angenehmer ist, als durch d ie Konferenz 
voraussicht l ich energisch gedrängt zu 
werden, die von ihm besetzten arabischen 
Gebiete zu räumen und einen paläst inen­
sischen Staat zuzulassen. 
In der erwähnten Resolut ion der General ­
versammlung ist als letzter Zei tpunkt für 
d ie Einberufung der Konferenz Ende März 
1977 genannt. Dieser Termin ist über­
schr i t ten. Er war für die Parteien nicht 
b indend, wei l Resolut ionen der Genera l ­
versammlung (mit Ausnahmen) nur emp­
fehlende Wirkung haben. Die PLO erklärt , 
solange keine Einladung an sie vor läge 
und die Tagesordnung der Konferenz 
nicht bekannt sei, könne sie s ich über 
ihre Zei tvorste l lungen bezügl ich der Ein­
berufung nicht äußern. Eine grundsätz l i ­
che Terminschwier igke i t konnte Waldheim 
nicht feststel len. 

V. Erhebl iche Meinungsverschiedenhei ten 
sind schon jetzt über d ie Frage der The­
men zu erkennen, we lche d ie Konferenz 
zu behandeln hätte. Auch hier besteht die 
Mögl ichkei t , daß die e ine oder andere 
Seite eine Tei lnahme ablehnt, wenn über 
Punkte gesprochen werden sol l , über d ie 
die Gegenparte i von vornherein nicht spre­
chen wi l l (z. B. Israel über Jerusalem). 
Der ersten Runde der Nahost-Fr iedens­
konferenz von 1973 lag der Inhalt der 
Resolut ion des Sicherhei tsrats 338 (1973) 
zugrunde (deutscher Text s. VN 6/1973 
S. 206). Sie ver langte außer der sofor t igen 
Feuereinstel lung des Oktoberkr iegs von 
1973 ledig l ich, unverzügl ich Verhand lun­
gen zwischen den betref fenden Parteien 
unter geeigneter Schi rmherrschaf t mit 
dem Ziel zu beginnen, einen gerechten 
und dauerhaften Frieden im Nahen Osten 
zu erre ichen. Gleichzei t ig bezieht s ich die 
Resolut ion auf d ie vorangegangene, inzwi­
schen berühmt gewordene Resolut ion des 
Sicherhei tsrats 242 (1967) (deutscher Text 
s. VN 2/1970 S. 45), wei l d iese d ie beiden 
Grundsätze nennt und ihre Beachtung ver­
langt, d ie nach Auffassung des Sicher­
heitsrats al le in einen gerechten Frieden 
für den Nahen Osten begründen können: 
Abzug der israel ischen Besatzungsmacht 
aus (allen) arabischen Gebieten einersei ts 
und Existenzrecht Israels in s icheren und 
anerkannten Grenzen anderersei ts. 

V I . Da die PLO keine off iziel l betroffene 
Partei des Oktoberkr iegs im Sinne der Re­
solut ion 338 (1973) war, ist ihre Tei lnahme 
an der Nahost-Fr iedenskonferenz impl iz i t 
abgelehnt. So ist einerseits Israel, dem 
Bericht Waldhe ims zufolge, mit der Reso­
lution 338 als Verhandlungsbasis noch für 
die neue Runde der Konferenz einver­
s tanden; Israel hält sie für die al le in ige 
Grundlage, auf der d ie neue Runde legi t i ­
merweise einberufen werden könne. Auch 
die betroffenen arabischen Staaten erken­
nen diese Resolut ion als Grundlage der 
Einberufung der neuen Konferenz an, we i ­
sen jedoch darauf hin, daß die General ­
versammlung sei tdem bezügl ich der Kon­
ferenz eigene Resolut ionen angenommen 
hat, die j a Berücks icht igung f inden müß­
ten. Die Vertreter der PLO dagegen sehen 
die Resolut ionen des Sicherhei tsrats 242 
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(1967) und 338 (1973) nicht als legale 
Grundlage für d ie Themat ik einer Nahost-
Fr iedenskonferenz an ; sie seien durch die 
Resolut ionen der Generalversammlung 3236 
(XXIX) und 3376 (XXX) vom 22. November 
1974 (deutscher Text s. VN 6/1974 S. 186) 
bzw. 10. November 1975 (deutscher Text s. 
VN 6/1975 S. 190) ersetzt bzw. ergänzt wor­
den. 
Die grundsätz l iche Haltung der PLO ist, 
daß sie an jeder Nahost-Konferenz, unge­
achtet der Themat ik , als unmit te lbar be­
trof fene Partei betei l igt werden wi l l , wei l 
sie das paläst inensische Volk, um das es 
untrennbar dabei gehe, al lein vertrete. Die 
letzte Entscheidung über ihre Tei lnahme 
behalte sie s ich vor, bis d ie Tagesordnung 
der Konferenz bekannt sei. 
VI I . Die beiden von der PLO angezogenen 
Resolut ionen der Generalversammlung ge­
hen in Umfang und Inhalt weit über die 
a l lgemein gehaltene Resolut ion des Si ­
cherhei tsrats 338 hinaus. Beide Resolut io­
nen der Generalversammlung beschränken 
s ich nicht auf e ine Regelung des Nahost-
Problems generel l , sondern gelten im be­
sonderen der Regelung der Paläst ina-Fra­
ge und dem Recht der Palästinenser. 
Der Vorspruch der Resolut ion 3236 aus 
dem Jahre 1974 bezieht s ich unter ande­
rem auf d ie in der Generalversammlung 
abgegebene Ste l lungnahme der Paläst i­
nensischen Befre iungsorganisat ion, die 
ausdrück l ich als die Vertreter in des palä­
st inensischen Volkes bezeichnet w i rd , fer­
ner auf das noch immer offene Paläst ina-
Problem, auf d ie h ierdurch entstehende 
Gefahr für den Welt f r ieden und die inter­
nat ionale Sicherhei t (ein Hinweis auf die 
Verpf l ichtung des Sicherheitsrats), auf das 
Selbstbest immungsrecht des paläst inensi­
schen Volkes gemäß der Charta der Ver­
einten Nat ionen und darauf, daß dieses 
Volk noch immer an der Wahrnehmung 
seiner unveräußerl ichen Rechte, insbeson­
dere seines Selbstbest immungsrechts, 
durch Israel gehindert w i rd . 
Der ausführende Tei l der Resolut ion be­
stätigt vor al lem die Rechte auf Selbstbe­
st immung sowie auf nat ionale Unabhän­
gigkei t und Hoheit, aber auch das unver­
äußerl iche Recht der vert r iebenen, ent­
wurzel ten Palästinenser, zu ihren Heim­
stätten und ihrem Eigentum zurückkehren 
zu können. Das paläst inensische Volk 
w i rd ausdrück l ich als Hauptbetei l igter an 
der Schaffung eines gerechten und dauer­
haften Friedens im Nahen Osten genannt, 
was im Hinbl ick auf eine Tei lnahme an e i ­
ner Nahost-Konferenz zu sehen ist. Und 
schl ießl ich räumt die Resolut ion dem pa­
läst inensischen Volk das Recht ein, bei 
der Wiedergewinnung der genannten 
Rechte al le Mittel anzuwenden, d ie mit 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen in Einklang stehen. (Diese Be­
schränkung der Mi t te lanwendung im Rah­
men des durch die Charta Erlaubten ist in 
der öf fent l ichen Auseinandersetzung oft 
unterschlagen worden, man wol l te damit 
der UNO nachsagen, sie gestatte die An ­
wendung al ler bel iebigen Mit tel , etwa 
auch von Terrorakten.) 
Die Resolut ion der Generalversammlung 
3376 aus dem Jahre 1975 bestätigt diese 
Rechte erneut, bedauert, daß das Paläst i­
na-Problem nach wie vor den Welt f r ieden 

gefährde, entspr icht im wesent l ichen der 
vorangegangenen Resolut ion, unterschei­
det s ich von ihr jedoch in zwei Punk­
ten : 
1. Die Generalversammlung setzt mit ihr 
einen aus 20 Mitgl iedstaaten bestehenden 
Paläst ina-Ausschuß ein, der ein Programm 
der Realisierung der genannten Rechte er­
örtern und zum I . J u n i 1976 empfehlen 
sol l . 
2. Diese Empfehlungen bzw. der vom 
Ausschuß zu erstel lende Ber icht seien 
dem Sicherhei tsrat zuzulei ten und dieser 
sol le auf dieser Grundlage das Paläst ina-
Problem erneut behandeln. Die of fensicht­
l iche Tendenz geht dahin, den Sicher­
heitsrat zu härteren und detai l l ier teren 
Maßnahmen gegen Israel zu veranlas­
sen. 
Aus all dem ist zu ersehen, weshalb Israel 
die von der PLO geforderte Hinzuziehung 
der beiden Resolut ionen der Generalver­
sammlung mit telbar ablehnt und auf der 
al leinigen Grundlage der Resolut ion des 
Sicherhei tsrats 338 beharrt , und wie ande­
rerseits d ie arabischen Staaten und vor 
al lem die PLO aus ihrer Interessenlage 
heraus den umgekehr ten Standpunkt e in­
nehmen. 
VII I . Die Schwier igkei ten, die sich schon 
anläßl ich der Frage des Zustandekom­
mens der Konferenz stel len, ganz abgese­
hen von denen, d ie auf ihr selbst auftre­
ten werden, werden auch an den mit der 
Organisation der Konferenz zusammen­
hängenden Problemen deut l ich. Hängt v ie­
les von dem noch ungeklär ten Tei lneh­
merkreis ab, so sind andere Probleme 
jetzt schon erkennbar. Zum Beispiel be­
vorzugt d ie arabische Seite d ie Form von 
Arbei tsgruppen zu Einzelfragen, an denen 
al le Tei lnehmer der Konferenz s ich bete i l i ­
gen können, und sie l iefern für diese 
Form der Konferenz-Organisat ion das Ar­
gument, daß alle Probleme des Nahen 
Ostens al le Tei lnehmer angingen, wei l das 
Nahost-Problem nur durch eine Gesamtlö­
sung geregelt werden könne. Israel bevor­
zugt entschieden die Form der Verhand­
lungen von Regierung zu Regierung, also 
zweisei t ige Verhandlungen Israels mit je ­
der einzelnen betei l igten arabischen Re­
g ierung. Dahinter steht die Hoffnung, mit 
je einer arabischen Regierung eher d ie e i ­
genen Ziele durchsetzen oder ihnen we­
nigstens näher kommen zu können als bei 
Verhandlungen mit einer geschlossenen 
arabischen Front. Israel sieht d ie Konfe­
renz ferner mehr als einen wei tergehen­
den Prozeß an, in dessen Rahmen Ver­
handlungen in unterschiedl ichen Formen 
und wenn nöt ig auch an verschiedenen 
Orten statt f inden können, ganz, w ie es 
das jewei l ige Tei lprob lem angebracht er­
scheinen läßt. Deshalb ist Israel ungeach­
tet seines Wunsches nach einer umfas­
senden Lösung des Nahost-Problems be­
reit, auch begrenzte Vereinbarungen im 
Rahmen der Genfer Konferenz auszuarbei­
ten . Auch die arabische Seite wünscht, 
sogar ganz entschieden, eine Gesamtrege­
lung durch die Konferenz, aber unter 
der Schirmherrschaf t der Vereinten Natio­
nen und in enger Verb indung mit der 
Wel torganisat ion, wobei sie vorrangig die 
Lösung des Nahost-Konf l ik ts mit dem Ab­
zug der Israelis aus den besetzten arabi ­
schen Gebieten verlangt. 

IX. Die Haltung der beiden Supermächte 
Sowjetunion und Verein igte Staaten, be­
kannt l ich d ie gemeinschaf t l ichen Vorsit­
zenden (Ko-Präsidenten) der ersten Nah­
ost-Konferenz von 1973, zur Einberufung 
einer neuen Nahost-Konferenz und zu e i ­
ner Gesamtlösung des Nahost-Problems 
überhaupt hat gemeinsame und voneinan­
der abweichende Züge. 
Die Sowjetunion (vgl. UN-Doc. S/12208) 
hält unter den vielsei t igen internat ionalen 
Problemen, die eine Lösung im Interesse 
der Erhaltung und Stärkung des Friedens 
er fordern, d ie Besei t igung des Nahost-
Konf l ik ts für besonders dr ing l ich . Der 
hochgrad ige Spannungszustand in der Nah­
ost-Region bestehe unverändert for t ; die 
Lage sei äußerst bedrohl ich und ungewiß. 
Der Ausbruch neuer Kampfhandlungen 
könne jederzei t er fo lgen und die Völker 
des Nahen Ostens lebten in einem Zu­
stand ständiger Unsicherhei t . Daher könn­
ten sie nicht ihre Kräfte einem f r ied l ichen 
Aufbau und der Verbesserung ihrer Le­
bensbedingungen w idmen. Dazu gebe es 
Versuche, das paläst inensische Volk in 
d ie Situat ion eines für immer vert r iebenen 
Volkes zu versetzen. Al le Ereignisse im 
Nahen Osten in den letzten Jahren bewie­
sen eine Tatsache: In dieser Region kann 
und wi rd nicht Friede sein, bis die Ursa­
chen beseit igt s ind, die den Nahost-Kon­
f l ik t erzeugt haben, näml ich die Besetzung 
der arabischen Gebiete durch Israel, die 
Verweigerung der unveräußerl ichen Rech­
te für das arabisch-paläst inensische Volk 
und das Fortbestehen des Kr iegszustan­
des. Nur jene, die um kurzfr ist iger Erfolge 
wi l len versuchten, den gegenwärt igen Z u ­
stand im Nahen Osten zu erhal ten, könn­
ten einer umfassenden pol i t ischen Lösung 
entgegenstehen oder entgegenarbei ten. 
Die Sowjetunion habe eine Fortsetzung 
der Genfer Fr iedenskonferenz über den 
Nahen Osten berei ts vorgeschlagen, wei l 
dieses Forum von al len interessierten Par­
te ien im Grundsatz als geeignet angese­
hen werde. Die Sowjetunion dränge ange­
sichts der gefähr l ichen Lage im Nahen 
Osten auf ein mögl ichst f rühzei t iges Zu ­
sammentreten der Konferenz (sie hatte im 
vergangenen Herbst einen Termin für Ok­
tober /November 1976 vorgeschlagen) . 
Die Tagesordnung der Konferenz sol l te 
fo lgende Themen enthal ten: 

1. Abzug der israel ischen Truppen aus a l ­
len 1967 besetzten arabischen Gebie­
ten. 

2. Verwi rk l ichung der unveräußerl ichen 
Rechte des arabisch-paläst inensischen 
Volkes, e inschl ießl ich seines Rechts 
auf Selbstbest immung und Gründung 
eines eigenen Staates. 

3. Erhaltung des Rechts auf eine unab­
hängige Existenz und auf Sicherhei t a l ­
ler am Nahost-Konf l ik t betei l igten Staa­
ten : Der an Israel grenzenden Staaten 
einerseits und des Staates Israel ande­
rerseits sowie der Gewährung geeigne­
ter internat ionaler Garant ien an beide 
Seiten. 

4. Beendigung des zwischen den betrof­
fenen arabischen Staaten und Israel 
bestehenden Kriegszustands. 

Die Sowjetunion sieht in diesen Punkten 
al le Schlüssel themen für eine umfassende 
Lösung des Nahost-Problems enthal ten: 
näml ich d ie Rechte und Interessen al ler 
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betei l igten Parteien (der arabischen Staa­
ten, des paläst inensischen Volkes und des 
Staates Israel). 
Bezügl ich der Organisat ion, Betei l igung 
und Form einer neuen Nahost-Konferenz 
schlägt die Sowjetunion zwei Phasen vor, 
unter g le ichberecht ig ter Betei l igung der 
Befre iungsorganisat ion (PLO) von Anfang 
an. Die zweite, e igent l iche Sachkon­
ferenz sol l te dann eine Verständigung 
über eine Nahost-Regelung zustandebr in­
gen. Der Abschluß der Konferenz sol le in 
der Annahme eines internat ionalen, von 
den Parteien angenommenen Übere inkom­
mens bestehen. 
Die Sowjetunion ist von der Mögl ichkei t 
überzeugt, dieses Ziel zu erre ichen, wenn 
die Betei l igten die dem Konf l ikt zugrunde­
l iegenden Ursachen erkennen und besei t i ­
gen. 
X. Die Hal tung der Vereinigten Staaten 
und ihre Ste l lungnahme zum Nahost-Kon­
f l ikt ist keineswegs von derselben Klarheit 
und Genauigkei t wie die sowjet ische, 
ganz abgesehen von ihrem Inhalt. Sie hält 
s ich mehr im al lgemeinen, vermit tel t eher 
den Eindruck des Lavierens und vermei ­
det es vol lends, auf die Ursachen des 
Konf l ikts e inzugehen, deren Besei t igung 
von der Sowjetunion als Voraussetzung 
und als Mögl ichkei t einer umfassenden 
Regelung angesehen w i rd . 
Cyrus Vance, der amer ikanische Außenmi­
nister, fand nach Abschluß seiner Nahost-
Reise Ende Februar 1977 eine erkennbare 
Entschlossenheit al ler Parteien zu einer 
ernsten Fr iedensanstrengung. Auch stel l te 
er fest, daß sie alle nach Genf zu gehen 
bereit seien, um die entscheidenden 
Sachfragen ohne Vorbedingungen zu be­
handeln, wenn vorher d ie Verfahrensfra­
gen gelöst wären. Die Parteien st immten 
darin überein, daß die entscheidenden 
Sachthemen fo lgende se ien: d ie Natur 
des Friedens, der Abzug der Truppen, die 
Frage der Grenzen und das Paläst ina-Pro­
b lem. Das herausragende Verfahrenspro­
blem wi rd von Vance in der Tei lnahme 
der Palästinenser an der Konferenz gese­
hen. A ls Zei tpunkt der Konferenz werde 
zwar von der zweiten Hälfte 1977 gespro­
chen, und alle Parteien seien s ich einig, 
daß man hierfür tät ig werden sol le, aber 
das bleibt z ieml ich belanglos, wei l jede 
Nennung eines Termins solange wenig 
Sinn hat, wie er nach wie vor entschei ­
dend davon abhängt, ob die Vorbed ingun­
gen, spr ich die Tei lnahme der Paläst inen­
ser in d ieser oder jener Form, erfül l t 
s ind. 

Eindeut iger hatten die Vereinigten Staaten 
ihre Einstel lung zur Wiedereinberufung 
der Nahost-Fr iedenskonferenz jedoch am 
20. Februar 1976 in einem Schreiben des 
damal igen Außenministers Kissinger in 
seiner Eigenschaft als Ko-Präsident der 
ersten Genfer Konferenz an Generalsekre­
tär Waldheim ausgesprochen (A/31/54-S/ 
11991). Die Verein igten Staaten seien 
nicht der Meinung, daß der (seit Jahren 
anhaltende) St i l ls tand annehmbar oder un­
vermeid l ich sei. Jedoch bestünde keine 
Aussicht auf Fortschri t t , wenn der Ver­
handlungsrahmen (der ersten Nahost-Kon­
ferenz), ohnedies mühevol l zustandege­
bracht, zerr issen würde. Dieser Rahmen, 
beruhend auf den Grundgedanken der Re­
solut ionen des Sicherhei tsrats 242 (1967) 

und 338 (1973), sei genügend dehnbar 
und bewegl ich, um die Grundlage für d ie 
Ausarbei tung gerechter und dauerhafter 
Lösungen für al le anhängigen Fragen b i l ­
den zu können, einschl ießl ich der Fragen 
des Rückzugs aus den besetzten Gebie­
ten, der Beendigung des Kriegszustands, 
der Verpf l ichtung beider Parteien zum 
Frieden und des Rechts, in s icheren und 
anerkannten Grenzen zu leben. Außerdem 
hätten d ie Vereinigten Staaten schon wie­
derhol t ihren Standpunkt bestätigt, daß es 
im Nahen Osten keinen dauerhaften Frie­
den geben könne, wenn er nicht zugleich 
die berecht igten Interessen des paläst i ­
nensischen Volkes berücks icht ige. H in­
s icht l ich des Verfahrens schlug Kissinger 
eine Vorberei tungskonferenz mit Betei l i ­
gung der jenigen vor, die bereits bisher an 
den Verhandlungen über die Lösung der 
Nahost-Frage im Rahmen der ersten Kon­
ferenz betei l igt waren. 
Aus den Hinweisen Kissingers auf die Re­
solut ionen des Sicherhei tsrats 242 und 
338 sowie aus seinen wei teren Ausführun­
gen geht hervor, daß die Verein igten Staa­
ten einer selbständigen Tei lnahme der Pa­
läst inensischen Befreiungsorganisat ion an 
einer neuen Genfer Runde, zumindest 
von Anfang an, ablehnend gegenüberste­
hen. Damit vertreten sie den g le ichen 
Standpunkt w ie Israel und stehen im Ge­
gensatz zu den arabischen Staaten und 
der PLO, da diese, wie gesagt, die Beach­
tung auch der Resolut ionen der General ­
versammlung 3236 und 3376 mit einer Ein­
beziehung der Paläst inenser in neue Nah­
ost-Verhandlungen berücks icht ig t sehen 
wol len. 

XI . Generalsekretär Waldheim sieht als 
Haupthindernis das Fehlen ausre ichenden 
Vertrauens auf beiden Seiten und die Be­
fürchtungen über d ie Folgen von Kompro­
missen und Zugeständnissen an. Er g laubt 
zwar ein wachsendes Bewußtsein bei den 
Parteien darüber feststel len zu können, 
daß gegenwärt ig eine relativ günst ige Ge­
legenheit für die Wiederaufnahme von be­
deutsamen Verhandlungen gegeben sei, 
weist aber zugle ich unüberhörbar darauf 
hin, daß große Gefahren heraufziehen, 
wenn sich d ie Lage wieder verschlechter t , 
d. h. wenn die je tz ige Ruhe ungenutzt 
bleibt, mit al len unberechenbaren Folgen 
für den Nahen Osten und für die Völker­
gemeinschaf t insgesamt. 
In der Sache selbst sieht auch Waldheim 
die Tei lnahme oder wenigstens die Betei­
l igung der Paläst inensischen Befreiungs­
organisat ion und damit die unmit te lbare 
Vertretung der Interessen und Rechte des 
paläst inensischen Volkes als das erste 
Problem für das Zustandekommen der 
neuen Nahost-Fr iedenskonferenz an. Um 
dieses zu erre ichen, bedür fe es gewisser 
Änderungen in der Haltung al ler Seiten. 
Sie seien in der Anerkennung von berech­
t igten Ansprüchen der jewei ls anderen 
Seite und in einer größeren Klarheit über 
die tatsächl ichen Vorstel lungen einer 
schl ießl ichen Fr iedensregelung zu sehen. 
Dazu zählten vorrangig e indeut ige Antwor­
ten auf die Fragen, ob die PLO Israel als 
Staat anerkenne, d ie Haltung Israels ge­
genüber der PLO sowie die Natur und 
Form einer paläst inensischen Existenz im 
Rahmen einer zukünft igen Gesamtrege-
iung. 

XI I . Das war d ie Ausgangslage für die Ta­
gung des Sicherhei tsrats, die vom 25. bis 
29. März 1977 statt fand und die von Ägyp­
ten am 23. März ver langt worden war. 
Ägypten stützte s ich hierbei auf die e in­
gangs erwähnte Resolut ion der General ­
versammlung 31/62 Ziff. 3, die den Sicher­
heitsrat ersucht, den Ber icht des General ­
sekretärs zu behandeln. Die Nahost-Län­
der Ägypten, Israel, Jordanien und später 
noch Syr ien, Jemen und Saudi-Arabien 
beantragten beim Rat und erhiel ten von 
ihm die Erlaubnis, an den Verhandlungen 
ohne St immrecht te i lzunehmen, da sie zur 
Zeit nicht dem Sicherhei tsrat angehö­
ren. 

Ägypten stel l te anschl ießend den Ant rag, 
die PLO gle ichfal ls , in Übere inst immung 
mit f rüheren Beschlüssen des Rats, an 
den Ratssitzungen te i lnehmen zu lassen. 
Der Ratspräsident für den Monat März, 
der amer ikanische Chefdelegier te Young, 
sah keine Mögl ichkei t , den Antrag auf die 
Regeln 37 oder 39 der Geschäf tsordnung 
des Sicherhei tsrats zu stützen. (Regel 37 
läßt eine Einladung zur Tei lnahme an Mit­
g l ieder der Vereinten Nationen zu. Regel 
39 besagt u. a., daß der Rat Personen e in­
laden kann, ihm Informat ionen zur Ver fü­
gung zu stel len oder ihn auf sonst ige Wei ­
se bei der Prüfung der in seine Zustän­
d igkei t fa l lenden Angelegenhei ten zu un­
terstützen.) Sol l te der Rat jedoch die Te i l ­
nahme der PLO beschl ießen, sagte Young, 
so erfo lge sie mit den g le ichen Rechten, 
wie die e ingeladenen Mitg l iedstaaten sie 
hätten. In seiner Eigenschaft als Delegier­
ter der Verein igten Staaten erklärte Bot­
schafter Young sodann, daß seine Regie­
rung sich nicht imstande sehe, den Antrag 
auf Tei lnahme der PLO mit den g le ichen 
Rechten wie sie ein Mitg l iedstaat habe, zu 
unterstützen, so wie die Auffassung der 
USA bei g le icher oder ähnl icher Gelegen­
heit auch in der Vergangenhei t gewesen 
sei. Deshalb beantrage er e ine Abst im­
mung. Er nahm sie dann anschl ießend in 
seiner Eigenschaft als Präsident vor, ohne 
daß sich noch ein wei teres Ratsmitg l ied 
oder einer der geladenen Tei lnehmer zu 
Wort gemeldet hätte. 

Die Abst immung ergab 10 posit ive St im­
men (Benin, China, Indien, Libyen, Maur i ­
t ius, Pakistan, Panama, Rumänien, Sowjet­
union, Venezuela), eine Gegenst imme 
(Vereinigte Staaten), vier Enthal tungen 
(Bundesrepubl ik Deutschland, Frankreich, 
Großbr i tannien, Kanada). Damit war der 
Antrag angenommen, und die PLO konnte 
te i lnehmen. HH 

Wirtschaft und Entwicklung 
Naturschätze: Viel Sacharbelt und etwas Politik 
im Ausschuß — Ägyptische Gedanken zum G e ­
meineigentum der Menschheit« — Energiefragen 
im Vordergrund der Beratungen (27) 

I. Das Thema der arabischen, durch Israel 
bese tz ten Gebiete< gehört mi t t lerwei le 
zum ständigen Repertoire von UN-Gre­
mien. Nachdem es kürzl ich auf der Welt­
wasserkonferenz Anlaß zu einer Ause in­
andersetzung gegeben hatte (s. VN 2/1977 
S. 55), spaltete es auch wenig später den 
Ausschuß des Wir tschaf ts- und Sozialrats 
(ECOSOC) für Naturschätze, auf dessen 
fünfter Tagung (9.—19. Mai 1977) es dar­
über zur ersten Abst immung durch Staa-
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tenaufruf in der Geschichte des Ausschus­
ses kam. Gegenstand des Streits war ein 
Resolut ionsentwurf für eine Empfehlung an 
den ECOSOC (eingebracht von Bangla­
desch, Indien, Jugoslawien, Kenia, Paki­
stan und dem Sudan) zum Tagesordnungs­
punkt >Ständige Souveränität über natür­
l iche Ressourcen^ Nach dem Entwurf 
würde der ECOSOC auf v ier e insch läg i ­
ge Resolut ionen der Generalversamm­
lung Bezug nehmen, »sein Interesse an 
den natür l ichen Ressourcen von Gebie­
ten unter Fremdherrschaft , Kolonialherr­
schaft, f remder Besetzung, Apartheid 
oder Rassendiskr iminierung« äußern, den 
Wunsch bekräf t igen, »die unveräußerl i ­
chen Rechte von Völkern und die Souve­
ränität von Staaten über ihre natür l ichen 
Ressourcen in Gebieten jensei ts ihres 
Herrschaf tsbereichs zu schützen und de­
ren Recht auf Wiedergutmachung und vo l ­
le Entschädigung für die Ausbeutung und 
Beschädigung von diesen natür l ichen Res­
sourcen zu gewährleisten« sowie den Ge­
neralsekretär um Ber ichterstat tung über 
entsprechende Akt iv i täten ersuchen. Die 
vier Resolut ionen der Genera lversamm­
lung betreffen ausnahmslos die »ständige 
Souveränität über natür l iche Ressourcen 
in den besetzten arabischen Gebieten« 
(A/Res/3175(XXVIII), 3336(XXIX), 3516(XXX), 
31/186). Von den 40 anwesenden von ins­
gesamt 54 Ausschußmitg l iedern st immten 
28 mit Ja (unter ihnen Gr iechenland und 
Japan) und eines mit Nein (Vereinigte 
Staaten); elf übten St immenthal tung (au­
ßer der Bundesrepubl ik Deutschland neun 
wei tere west l iche Staaten sowie Para­
guay). Der amer ikanische Delegierte be­
zeichnete die Ausschußempfehlung, mit 
der s ich der ECOSOC auf seiner 63. Ta­
gung wi rd befassen müssen (6. Jul i b is 
5. August 1977), als unannehmbar, wei l un­
genau und ober f läch l ich. Die meisten an­
deren west l ichen Sprecher hoben demge­
genüber darauf ab, das Thema gehöre in 
andere, näml ich pol i t ische Gremien der 
Vereinten Nat ionen, nicht aber in den 
Ausschuß, der für technische Fragen zu­
ständig sei. Der ind ische Vertreter etwa 
vertrat dagegen den Standpunkt, der Aus­
schuß überschrei te seine Kompetenzen 
keineswegs, wenn er auf die Ausbeutung 
natür l icher Ressourcen durch rassist ische 
Regimes und durch die >Besatzungsmäch-
te< in Südafr ika und Nahost e ingehe. In 
d iesem Zusammenhang sei hinzugefügt, 
daß die Resolut ion, mit der der ECOSOC 
den Ausschuß 1970 einger ichtet hat 
(E/Res/1535(XLIX) vom 27. Jul i 1970), zwar 
in ihrer Präambel an das Recht eines je ­
den Landes er innert , seine natür l ichen 
Reichtümer und Ressourcen frei auszubeu­
ten, dies in dem eigent l ichen Ausschuß­
mandat aber nicht aufgreift , dort v ie lmehr 
technische und organisator ische Anwe i ­
sungen ertei l t . Die Vertreter der Mi tg l ied­
staaten sol len überdies mögl ichst Sach­
verständige für Fragen der natür l ichen 
Ressourcen sein. 

Schl ießl ich sei noch nachgetragen, we l ­
che sachl ichen Gründe für den Entwurf 
ins Feld geführt wurden. Für die Ant rag­
stel ler hielt Pakistan fest, d ie >ständige 
Souveränität über natür l iche Ressou rcen 
stel le einen Hauptaspekt der Neuen Welt­
wi r tschaf tsordnung dar, und d ie Frage 

dieser Souveränität habe in der jüngeren 
Vergangenhei t zahl re iche internat ionale 
Konf l ik te sowie Kr iege ausgelöst. Der Aus­
schuß würde mithin der Sache des Frie­
dens d ienen, wenn er auch den hier spe­
zi f isch angesprochenen Gesichtspunkt 
aufgri f fe. Demgegenüber hatte der ägypt i ­
sche Delegierte, der e igent l iche Init iator, 
der s ich den Antragste l lern dann aber in ­
teressanterweise nicht anschloß, eine nu-
ancier tere Ste l lungnahme abgegeben. Er 
hatte versichert , seine Demarche ziele auf 
kein best immtes Land ab und sei rein 
techn ischer Art. Die apostrophier ten Herr­
schaftssysteme t rügen notwendigerweise 
vorübergehenden Charakter, woh ingegen 
die natür l ichen Ressourcen gemeinschaf t ­
l iches Eigentum der Menschhei t seien und 
vor wi lder Ausbeutung durch solche Regi­
mes geschützt werden müßten. Unklar 
bleibt danach, inwieweit s ich die Konzep­
t ionen von Gemeineigentum und souverä­
ner Verfügungsgewal t mi te inander vere in­
baren lassen. 
II . Die Renaissance der Kohlenenergie 
hält an. Nachdem diesem klassischen 
Energieträger beispie lsweise die Leontief-
Studie >The Future of the Wor ld Econo-
my< sowie US-Präsident Carter mit seinem 
Energ ieprogramm vom 20. Apr i l 1977 (Stei­
gerung der Kohleförderung um fast 70 vH) 
Reverenz erwiesen hatten, gesel l te sich 
nunmehr auch der nur al le zwei Jahre zu 
ordent l ichen Tagungen zusammentretende 
Ausschuß für Naturschätze zu den Wieder­
entdeckern. 
Der Ausschuß bekannte s ich, einem Vor­
schlag Venezuelas fo lgend, zu der Lage­
einschätzung, d ie Welt bef inde sich in e i ­
ner Phase des Übergangs von der gegen­
wär t igen, vorwiegend erdölgeprägten 
Energiepalet te zu einer in erster Linie 
durch dauerhaftere, al ternat ive, neue und 
erneuerbare Energiequel len gekennzeich­
neten, sowie von einer Wirtschaft , in we l ­
cher Erdöl und Gas vorwiegend der Ener­
gieerzeugung dienen, zu einer Wirtschaft , 
in der Erdöl und Gas vorwiegend außer­
halb des Energiesektors und ohne Subst i ­
tu t ionsmögl ichkei t eingesetzt werden. Der 
Ausschuß äußerte d ie Hoffnung, d ie Über­
gangsphase möge genügend kurz sein, 
dergestal t daß der Wandel ohne weiteres 
vor Erschöpfung der Erdölvorräte abge­
schlossen werden könne. 
Unter der Sammelbezeichnung >neue und 
erneuerbare< Energiequel len war nament­
l ich an Sonne, Wind, Gezeiten und Erd­
wärme gedacht. In den Ausschußdoku­
menten und in der Aussprache wurde w ie ­
derhol t hervorgehoben, daß insoweit spe­
ziell auch d ie Entwick lungsländer keinen 
Mangel l i t ten. Die vom Zentrum der Ver­
einten Nat ionen für Naturschätze, Energie 
und Transportwesen für die Tagung aus­
gearbei teten Studien hatten deren Lage 
als besonders kr i t isch bezeichnet, und 
zwar nicht nur mit Bl ick auf Verknap­
pungserscheinungen und Engpässe in der 
Versorgung, sondern gerade auch wegen 
der durch d ie Erdölpre iserhöhung bed ing­
ten Zahlungsbi lanzdef iz i te (Erdöl import ­
rechnung derzeit 1 6 M r d Dol lar gegenüber 
3,7 Mrd im Jahre 1973). Diese Arbei tsun­
ter lagen wurden von Venezuela und dem 
Irak, beide OPEC-Mitgl ieder, mit der Be­
gründung angegr i f fen, sie würden der Erd­

ö lpre iserhöhung insofern nicht gerecht, 
als deren nutzbr ingende Effekte zu kurz 
kämen, näml ich d ie St imulat ion von wel t ­
wei ter Forschungstät igkei t zugunsten der 
Energieersparnis und -erhal tung sowie der 
Erschl ießung neuer Energiequel len. Im üb­
rigen seien fast ausschl ießl ich OECD-Da­
ten verwendet worden, also Angaben e i ­
ner schwer l ich als unparte i isch zu be­
zeichnenden Organisat ion, während die 
Zahlenwerke von OPEC und UNCTAD kei ­
ne Berücks icht igung erfahren hätten (in 
d iesem letzteren Sinne vor al lem der 
Irak). 
Zu der Perspekt ive neuer Energiequel len 
faßte der Ausschuß schl ießl ich keine fe­
sten Beschlüsse. Das UN-Sekretar iat sol l 
abk lären, ob es sinnvol l erscheint , eine 
Wel tkonferenz über neue und erneuerbare 
Energiequel len abzuhal ten. Die west l ichen 
Marktwi r tschaf ts länder und die sozial ist i ­
schen Staaten Osteuropas äußerten sich 
dazu einstwei len zurückhal tend, ohne j e ­
doch grundsätz l iche Bedenken anzumel­
den. 
In der Übergangsphase von der >Petro-
leumwirtschaft< zum Einsatz neuer Ener­
gieträger sol l die Kohle aushel fen. So 
stand es in den Arbei tsunter lagen des 
UN-Zentrums für Naturschätze, Energie 
und Transpor twesen, und das war auch 
der Standpunkt , den dessen Direktor 
Baum einnahm. Er t rug vor, e ine Kohleför­
derste igerung koste etwas weniger als 
eine g le ich erg iebige Erdö lmehrproduk­
t ion. Auf Antrag der sozial is t ischen Staa­
ten Osteuropas empfahl der Ausschuß 
dem ECOSOC, s ich für e ine stärkere Nut­
zung der Kohle einzusetzen und vor al lem 
den Aussichten für die Gewinnung von 
f lüssigen und gasförmigen Brennstof fen 
aus Kohle nachzugehen. In d iesem Zu­
sammenhang wurde auch in der Ausspra­
che wiederhol t ein internat ionales Kohle­
symposion angesprochen, das spätestens 
1979 in Polen stat t f inden und Probleme 
der Geologie, des Über- und Untertage­
baus, des Transpor ts sowie neuer Nut­
zungsarten zum Gegenstand haben sol l . 
Über Kernenergie wurde im Ausschuß 
nicht debatt ier t . Man respekt ierte die Spe-
z ia lkompetenz der IAEA. NJP 

UNCTAD: Zucker-Konferenz gescheitert — Einst­
weilen kein neues Zucker-Abkommen (28) 

I. Der Fehlschlag der neunten UN-Zucker-
Konferenz (18. April—27. Mai 1977) über­
rascht nicht. Denn wenn der pre ispol i t i ­
sche Zweck eines Rohstof fabkommens 
nur sein kann, Stabi l i tät auf e inem festzu­
setzenden Niveau zu begünst igen, dann 
war der Konferenz eine überaus schwer 
zu lösende Aufgabe gestel l t . Von der 
zwei ten Hälf te der sechziger Jahre bis 
1974 st ieg der Zuckerpre is von 1,93 
US-Cents je lb (453 Gramm) (Mittel 
1965-1968; Tiefpunkt 1967: 1,18 Cents) 
auf 65,71 Cents (Londoner Börse, 21 . No­
vember 1974). War er 1976 berei ts auf e i ­
nen mit t leren Betrag von 11,51 Cents ge­
sunken, so betrug er im ersten Tr imester 
1977 nur noch etwa 8,75 Cents. Deut l icher 
als durch d ie ta tsäch l iche Preisentwick­
lung kann auch der Mißerfolg des interna­
t ionalen Zucker -Abkommens von 1968 
(ISA 68) kaum dokument ier t werden. Wäh­
rend der fünf jähr igen Laufzeit des Abkom-
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mens (1969-1973) hatte der Zuckerpre is 
zwischen 2,55 Cents (September 1969) 
und 14,03 Cents (27. Dezember 1973) ge­
schwankt (kalkul iert nach Maßgabe von 
Art. 33 des ISA 68; Zahlenangaben auf­
grund der Jahresber ichte der Internat iona­
len Zucker-Organisat ion) . Das Abkommen 
hatte zwar keine Höchst- und Mindestpre i ­
se festgesetzt, j edoch best immte Refe­
renzpreise eingeführt , d ie sich in der rela­
t iv engen Marge von 3,25 bis 5,25 Cents 
— dazu eine >Notbremse< bei 6,5 Cents 
- bewegten (Art. 30,48 ISA 68). Der Regu­
l ierungsmechanismus beruhte darauf, daß 
den einzelnen Erzeugerstaaten Basisex­
por t tonnagen zugewiesen wurden . Diese 
Exportquoten konnten an d ie Entwick lung 
von Markt und Preis angepaßt werden. Ein 
Ausgle ichs lager w ie e twa beim Zinn-Ab­
kommen gab es also nicht. 
I I . Ais 1973 das auslaufende Zuk-
ker -Abkommen durch ein neues ersetzt 
werden sol l te (zu einer Zeit stark ste igen­
der Rohstof fpreise und wei tergehender 
Veruns icherung durch Währungsinstabi l i tät 
im Gefo lge sukzessiver Dol larabwertun­
gen), g ingen d ie Vorste l lungen der Ver­
handlungste i lnehmer weit auseinander. 
Während d ie Export länder für e ine Preis­
spanne von 6 bis 9 Cents eintraten (Jah­
resdurchschni t t 1973: 9,45 Cents), setz­
ten s ich d ie Import länder schl ießl ich für 
eine Schere von 4,5 bis 7 Cents ein. Die 
UNCTAD-Konferenz (7 . -30 . Mai , 10. Sep-
t e m b e r - 1 3 . Oktober 1973) mußte sich mit 
dem Abschluß eines rein inst i tut ionel len 
Abkommens zufr iedengeben, das wen ig ­
stens den Bestand der Internat ionalen 
Zucker-Organisat ion als Einr ichtung mit 
Verwal tungs- und Beratungsfunkt ionen s i ­
cher te (UN-Doc.TD/SUGAR.8/4). Zu den 
zentralen Aufgaben des Wel tzuckerrats 
sol l te d ie Vorbere i tung eines neuen Regu­
l ierungsabkommens gehören (Art. 31 des 
ISA 73). 
I I I . Die neue UN-Konferenz vom Frühjahr 
1977 fand auch insofern große Aufmerk­
samkeit , als Zucker in die Rohstoff l iste 
der UNCTAD-Resolut ion 93(IV) vom 
30. Mai 1976 zum Integr ierten Rohstof fpro­
gramm aufgenommen worden war. Der 
Entwurf, den der Wel tzuckerrat der Konfe­
renz vor legte, or ient ier te s ich an dem Vor­
bi ld des ISA 68 (Preisschere mit Export­
quotensystem sowie nat ionale Höchst-
und Mindestvorräte). Während die USA, 
die den bisher igen Abkommen ferngebl ie­
ben waren, im Einsatz von Vorra ts lagem 
das beste Regul ierungsinstrument sahen 
und Exportquoten nur als Not lösung bei 
Preisverfal l h innehmen wol l ten, sperr te 
s ich d ie EG gegen das System einer Aus­
fuhrkont ingent ierung überhaupt. Sie setzte 
s ich für d ie Einr ichtung eines Ausgle ichs­
lagers von 4,5 Mil l Tonnen ein, also einen 
für den Zuckermark t völ l ig neuen Abkom­
menstyp (Preisschere 8 bis 20 Cents). 
Die Konferenz vertagte s ich zunächst e in­
mal s ine die, nachdem ihr Vorsi tzender 
(der Exekut ivdi rektor der Internat ionalen 
Zucker-Organisat ion) einen Kompromiß­
vorschlag unterbrei tet hat te: Preisspanne 
11 bis 21 Cents, Exportquoten zur Preisab-
stützung am unteren Ende, Einr ichtung 
von Mindest- und Sondervorräten ( insbe­
sondere zur Preiskontro l le am oberen 
Ende). NJP 

Transnationale Gesellschaften: Bei Verhaltens­
kodex noch vieles offen — Verurteilung von In­
vestitionen Im Südlichen Afrika (29) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Ber icht in VN 1/1977 S. 26 fort.) 
I. Der komment ier te Grundriß (annotated 
out l ine) für einen Verhal tenskodex für 
t ransnat ionale Gesel lschaften l iegt vor. In­
wiewei t er seine Bezeichnung verdient, 
mag dahinstehen. Bei den Anmerkungen 
handel t es s ich zumeist um f ragmentar i ­
sche, untert i telhafte, fast not izenart ige 
Spezif iz ierungen zu den w i c h t i g e n Grund­
sätzen und/oder Fragen<, d ie d ie für den 
Kodex zuständige Arbe i tsgruppe der ECO­
SOC-Kommiss ion für t ransnat ionale Unter­
nehmen auf ihrer ersten Tagung im Ja ­
nuar 1977 in einer Liste zusammengefaßt 
hatte. 

Bei der zweiten Tagung der Arbe i tsgruppe 
(18. April—4. Mai 1977) waren erstmals 
auch die sechzehn pr ivaten Ratgeber an­
wesend, d ie d ie Kommiss ion im März ge­
wähl t hatte. In jenem Kreis s ind d ie west­
l ichen Marktwir tschaf ts länder mit s ieben 
Angehör igen eindeut ig überrepräsent iert . 
Unter ihnen bef inden s ich drei Vertreter 
von Großunternehmen, näml ich von IBM 
(G. Jones, Verein igte Staaten), Siemens 
(G. Tacke, Bundesrepubl ik Deutschland) 
und Uni lever (J. Goudswaard, Nieder lan­
de). Die sechzehn Berater dürfen an den 
Plenarsi tzungen der 48köpf igen Arbei ts­
gruppe sowie an so lchen Sitzungen te i l ­
nehmen, zu denen Beobachter Zutr i t t ha­
ben ; im übr igen wi rd über ihre Hinzuzie­
hung von Fall zu Fall entschieden. Sie 
sol len auch schr i f t l iche Ste l lungnahmen 
abgeben können; d ie Arbe i tsgruppe kann 
um ergänzende Ausführungen bi t ten. 
Der Vorsi tzende der Arbei tsgruppe (S. N i -
klasson, Schweden) warnte zu Beginn der 
Tagung davor, d ie Z ie le für d ie Session 
zu weit zu stecken. Die Anmerkungen so l l ­
ten zu den einzelnen Überschr i f ten der 
Januar-Liste wei tere Einzelheiten beisteu­
ern und darüber hinaus verdeut l ichen, 
weshalb d ie jewei l igen Punkte für eine 
Aufnahme in den Verhal tenskodex in Be­
tracht gezogen würden. Die Gruppe sol le 
sich hingegen nicht d ie Aufgabe stel len, 
genaue Best immungen zu formul ieren. 
Das Unterorgan hielt s ich an diese Emp­
fehlung und unterstr ich in seinem Ber icht 
an die Kommiss ion, man sei s ich nicht 
immer einig gewesen, so daß der Grund­
riß vorerst auch verschiedene Anmerkun­
gen enthalte, d ie in Widerspruch zueinan­
der s tünden. Der Vors i tzende präzisierte 
in seinem Resümee, d ie Haltung der e in­
zelnen Tei lnehmerstaaten werde durch 
den vorgelegten Text n icht p rä jud iz ie l l . 
Die anschl ießende Darstel lung der Bera­
tungen in der Arbe i tsgruppe und von de­
ren Ergebnissen fo lgt der Liste wicht iger 
Grundsätze und/oder Fragen vom Januar 
1977 (s. VN 1/1977 S. 26), ohne dabei auf 
sämt l iche Einzelpunkte e inzugehen. 
Die Präambel sol l über Ziel und Zweck 
des Kodex Auskunft geben. Großbr i tanni ­
en griff eine recht vage f rühere Kommiss i ­
onsformul ierung auf, wonach der Kodex 
für d ie Akt iv i täten t ransnat ionaler Gesel l ­
schaften wi rksame internat ionale Vorkeh­
rungen treffen sol l , d ie darauf abzielen, 
deren Beitrag zur Entwick lung und zum 
Wel twi r tschaf tswachstum zu verbessern 
bei g le ichzei t iger Besei t igung negat iver 

Begle i terscheinungen. Mehrere Entwick­
lungsländer hiel ten dem entgegen, die 
Präambel müsse auf die Err ichtung einer 
Neuen Wel twi r tschaf tsordnung und die 
e inschlägigen UN-Resolut ionen ausdrück­
l ich Bezug nehmen. Die Sowjetunion 
schloß s ich dem an und hob außerdem 
das Schutzbedürfn is der Staatensouveräni­
tät hervor. 
Definitionen: Hier war eine brei te Mehrhei t 
der Meinung, man sol le zumindest in der 
Anfangsphase der Kodexausarbei tung f le ­
xibel sein und eine vorzei t ige restr ikt ive 
Fest legung auf eine präzise Formul ierung 
vermeiden. Zahl re iche Delegat ionen, unter 
ihnen die der Bundesrepubl ik Deutsch­
land, sahen eine zufr iedenste l lende Ar­
bei tsgrundlage in der jenigen Best immung 
des Begri f fs Mu l t i na t i ona le Gesel lschaf-
ten<, we lche 1974 die >Group of Eminent 
Persons to study the Impact of Mul t inat io­
nal Corporat ions on Development and on 
Internat ional Relations< gegeben hat te: 
»Mult inat ionale Gesel lschaften sind Unter­
nehmen, in deren Eigentum oder unter 
deren Kontro l le Produkt ions- oder Dienst­
le istungsbetr iebe stehen, we lche s ich au­
ßerhalb des Sitz landes bef inden. So lche 
Unternehmen bestehen nicht immer in 
Form einer Gesel lschaft und sind nicht 
immer in privater Hand ; s ie können auch 
genossenschaf t l icher Art oder staatseigen 
sein.« (UN-Doc. E/5500/Rev. 1) I. D. Iwa­
now, sachverständiger Berater aus der So­
wjetunion und vormals Mi tg l ied der >Group 
of Eminent Persons<, bemühte s ich, diese 
Def ini t ion mit der Begründung herunter­
zuspie len, sie sei seinerzeit n icht einver­
nehml ich für best immt genug und insge­
samt nicht für zufr iedenstel lend gehal ten 
worden, stieß damit j edoch auf den W i ­
derspruch des deutschen Ratgebers G. 
Tacke. Sehr wenig Ank lang fand ein ind i ­
scher Vorschlag, d ie t ransnat ionale Ge­
sel lschaft fo lgendermaßen zu def in ieren: 
»Ein Geschäf tsunternehmen mit e inem 
jähr l ichen Umsatz von mehr als 100 Mil l 
US-Dollar, we lches in zahlre ichen Ländern 
akt iv und mit einem Entscheidungszen­
t rum ausgestattet ist, das von seinem 
Standort aus d ie geschäf t l ichen Maßnah­
men unter dem Gesichtspunkt e iner Glo­
balstrategie trifft.« Vor al lem die Angabe 
eines Mindestumsatzes traf al lersei ts auf 
wenig Verständnis. 

Allgemeine und politische Gesichtspunkte/ 
Beachtung der nat ionalen Souveränität 
und des innerstaat l ichen Rechts: Die An ­
merkungen enthal ten einen Hinweis auf 
d ie s tändige Souveräni tät über natür l iche 
Reichtümer und Ressourcen, worauf na­
ment l ich Sprecher der Entwick lungsländer 
bestanden hatten. West l iche Marktwir t ­
schafts länder (unter ihnen d ie Bundesre­
publ ik Deutschland) hatten ihren Stand­
punkt wiederhol t , Strei t fä l le müßten nach 
Maßgabe des Völkerrechts gelöst werden. 
In den Anmerkungen ist davon nicht d ie 
Rede. 

Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten: Transnat ionalen Gesel l ­
schaften soll untersagt werden, mit rassi­
st ischen Minderhei tsregimes im Südl ichen 
Af r ika zusammenzuarbei ten. 
Nichteinmischung in zwischenstaat l iche 
Beziehungen: Hier w i rd d ie Tendenz deut­
l ich, t ransnat ionalen Gesel lschaften d ie 
Inanspruchnahme d ip lomat ischen Schut­
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zes solange zu versagen, a ls nicht al le 
anderen Mögl ichkei ten zur Bei legung von 
Strei t igkei ten ausgeschöpft worden s ind. 
Wirtschaftliche, finanzielle und soziale Ge-
s/'cMspun/cfe/Zahlungsbilanz, Finanzierung: 
Während von der Seite der Entwick lungs­
länder d ie Auffassung vertreten wurde, 
t ransnat ionale Gesel lschaften sol l ten d ie 
wi r tschaf t l iche Entwick lung der Gaststaa­
ten fördern, stel l ten s ich mehrere Spre­
cher entwickel ter Marktwir tschaf ts länder 
auf den Standpunkt , d iese Gesel lschaften 
hätten nicht al le in d ie Aufgabe, posi t ive 
Bei t räge zur Zahlungsbi lanz der Aufnah­
meländer zu leisten. Es wi rd schwier ig 
sein, einen al lseits befr iedigenden Text zu 
formul ieren. 
Einstel lung der Arbeitskräfte und Arbeits­
verhältnisse: Hier w i rd es mögl ich sein, 
auf e ine Grundsatzerk lärung der Interna­
t ionalen Arbei tsorganisat ion (IAO) zurück­
zugrei fen, deren Entwurf im Apr i l 1977 fer­
t iggestel l t wurde. 
Offenlegungspflicht: Einige Vertreter west­
l icher Industr iestaaten wiesen auf das le­
g i t ime Bedürfnis nach Vert raul ichkei t im 
Geschäfts leben hin. Transnat ionale Ge­
sel lschaften sol l ten in ihren Gast ländern 
keinen wei tergehenden Beschränkungen 
unterworfen werden als ihre e inheimi­
schen Konkurrenten. 
A l lgemeine Behandlung transnationaler 
Gesellschaften im Ursprungsland und im 
Gast land: Auch hier steht d ie Frage der 
Gle ichbehandlung im Vordergrund. 
Verstaatlichung und Entschädigung: Neue 
Gesichtspunkte treten nicht hervor. Die 
Anmerkungen begnügen sich mit der lapi­
daren Untert i te l fo lge >Verstaatl ichungs-
recht — Entschädigungsleistung — Streit­
schl ichtung und Fragen der Jur isd ik­
tion«. 
In der Arbe i tsgruppe waren es immer wie­
der die Delegierten Großbr i tanniens, der 
Vereinigten Staaten und der Bundesrepu­
bl ik Deutschland, d ie vor zu starker Ein­
engung des Spielraums der t ransnat iona­
len Gesel lschaften warnten und dabei 
g le ichsam als Wort führer der entwickel ten 
Marktwir tschaf ts länder d ie prononcier te-
sten Ste l lungnahmen abgaben. Ein offener 
Zusammenstoß konnte indessen vermie­
den werden. A ls jedoch der Bericht der 
Arbe i tsgruppe in der Kommission (dri t te 
Tagung vom 25. April—6. Mai 1977) zur 
Debatte gestel l t wurde, t raten Gegensätze 
und Mißvergnügen klar zutage. Am deut­
l ichsten wurde der US-Amerikaner S. J . 
Rubin, der erklärte, der Ber icht sei in der 
Sache unausgewogen. Im Grundriß fehl ten 
solche Aussagen wie die, daß Invest i t ions­
strei t igkeiten nach Maßgabe des Völker­
rechts zu schl ichten seien, daß t ransnat io­
nale Gesel lschaften ein Recht auf normale 
Kontakte zu Regierungsstel len hätten und 
daß der Kodex nicht d iskr imin ierend sein 
dürfe. Die br i t ische Delegierte als Spre­
cher in der EG-Mitgl ieder te i l te diese Kri t ik 
wei tgehend. Auch die sozial ist ischen Staa­
ten Osteuropas äußerten Mißfal len. In de­
ren Namen bemängel te d ie DDR vor al lem 
die Passage über d ie Def in i t ion. Bei den 
t ransnat ionalen Gesel lschaften handele es 
s ich um Pr ivatunternehmen; das sei ein 
Hauptkr i ter ium. Sprecher aus Entwick­
lungsländern g ingen wiederhol t auf das 
Problem der arabischen, durch Israel b e ­
setzten Gebiete« ein. Auch über das we i ­

tere Verfahren herrschte keine Einmüt ig­
keit. Während etwa Indien und der Iran 
dafür eintraten, vom Sekretar iat einen Ko­
dexentwurf mit A l ternat iv formul ierungen 
ausarbei ten zu lassen, gaben die drei 
Wort führer der west l ichen Industr iestaaten 
zu bedenken, d ie Kommission und ihre 
Arbe i tsgruppe sol l ten die Wegweisung 
nicht verfrüht aus der Hand geben. Die 
Kommission ersuchte schl ießl ich d ie Ar­
bei tsgruppe, d ie Arbei t an dem Kodex 
for tzuführen. 
II . Transnat ionale Gesel lschaften sol len 
ab sofort von al len wei teren Invest i t ionen 
im Südl ichen Af r ika absehen, s ich nach 
und nach aus der Region zurückziehen 
und ihre Zusammenarbei t mit den dor t i ­
gen rassist ischen Minderhei tsreg imes e in­
stel len. Dazu ruft e ine Resolut ion auf, d ie 
d ie Kommission für t ransnat ionale Unter­
nehmen mit großer Mehrhei t angenommen 
hat. Es war d ie erste Abst immung durch 
Staatenaufruf in der Geschichte der Kom­
mission. 36 Delegat ionen st immten dafür, 
vier dagegen (Bundesrepubl ik Deutsch­
land, Frankreich, Großbr i tannien, Vere in ig­
te Staaten), und auch die s ieben Enthal­
tungen kamen ausnahmslos von west l i ­
chen Marktwir tschaf ts ländern (Austral ien, 
I tal ien, Japan, Kanada, Nieder lande, 
Schweden, Spanien). Die Resolut ion be­
zog sich auf das Recht der Völker im 
Südl ichen Af r ika auf Selbstbest immung, 
Unabhängigkei t und d ie Nutzung ihrer na­
tür l ichen Ressourcen, we lches durch die 
t ransnat ionalen Gesel lschaften beeint räch­
t igt werde. Gegen die Resolut ion wurde 
vorgebracht , daß ihr Wort laut ungenau 
bzw. zu al lgemein sei (Kanada, Spanien, 
Ital ien, Schweden) , daß sie der schwarzen 
Mehrhei t auch nicht diene, keinen Beitrag 
zur Lösung der Probleme leiste (Frank­
reich, Vereinigte Staaten, Bundesrepubl ik 
Deutschland, Großbri tannien) und daß von 
einer Pauschalverurtei lung al ler t ransna­
t ionalen Gesel lschaften auch so lche ge­
troffen würden, d ie viel für ihre Arbei t ­
nehmer täten (Vereinigte Staaten). Zudem 
sei der Sicherhei tsrat für d ie Frage zu­
ständig (Kanada, Nieder lande) ; jedenfal ls 
aber nicht die Kommission (Japan, Vere i ­
nigte Staaten); auch sei das Regime von 
Südafr ika weder i l legal noch kolonialer 
Natur (Bundesrepubl ik Deutschland). NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 
UNDRO: Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen 
— Organisation — Humanitäre Hilfe trotz ideo­
logiefreier Konzeption ein Politlkum — Minderung 
der Reibungsverluste angestrebt (30) 

I. Im vergangenen Jahr wurden weit über 
700 000 Menschen durch Erdbeben getö­
tet. Das sind mehr, als in der Zeit zw i ­
schen 1900 und 1975 ihr Leben ver loren. 
Dennoch war 1976 ein se ismologisch nor­
males Jahr. Weder d ie durch Beben f re i ­
gesetzte Energie, noch die 22 Beben, die 
eine Stärke von 7 und darüber auf der 
Richter-Skala erre ichten, können als unge­
wöhnl ich bezeichnet werden. Die aller­
d ings ungewöhnl ich hohe Zahl von Opfern 
l iegt wei tgehend in dem furchtbaren Aus­
maß des Erdbebens von Tangschan in der 
Volksrepubl ik China begründet. Sie ist 
darüber hinaus das Ergebnis eines Zu ­
sammentref fens von Faktoren, die schl ieß­
l ich auch das Beben in China zu einer 

derart igen Katastrophe machten. A l lem 
voran d ie Lokal i tät der Beben. Sie ere ig­
neten s ich häuf ig in besiedel ten Gebie ten; 
das ist kein Zufal l . Der Bevölkerungs­
druck, insbesondere in den Ländern der 
Dri t ten Welt, zwingt zur wachsenden Be­
s iedlung und Urbanis ierung. Für d ie Zu ­
kunft muß daher mit höheren Verlusten an 
Menschenleben und größerem Sachscha­
den bei Erdbeben, Überschwemmungen 
und Wirbels türmen gerechnet we rden ; 
95 vH al ler Opfer von Naturkatastrophen 
sind in Entwick lungsländern zu bekla­
gen. 
Die Koordin ierungsstel le der Vereinten 
Nationen für d ie Katastrophenhi l fe (Off ice 
of the United Nations Disaster Relief Co­
ordinator, UNDRO) hat auf diese gefähr l i ­
che Entwick lung hingewiesen und ist be­
müht, Vorsch läge zu ihrer Mi lderung aus­
zuarbei ten. Die Stel le, 1972 in Genf auf­
grund der Resolut ion 2816 (XXVI) der Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen 
vom 14. Dezember 1971 eröffnet, b l ickt 
heute auf ihr fünf jähr iges Bestehen zu­
rück. Getragen wi rd sie von f re iwi l l igen 
Beiträgen der Mi tg l iedstaaten; überwie­
gend kommen die Mittel aus Ländern der 
west l ichen Welt. Genf bot s ich als Sitz 
der neugeschaffenen Koordin ierungsste l le 
an, einmal wegen seiner verkehrs tech­
nisch günst igen Lage, zum anderen we­
gen der dort ebenfal ls ansässigen interna­
t ionalen Hi l fsorganisat ionen wie der L iga 
der Rotkreuzgesel lschaften sowie k i rch l i ­
cher Organisat ionen wie Wel tk i rchenrat 
und Luther ischer Wel tbund, um nur die 
wicht igsten zu nennen. Die Kooperat ion 
mit diesen Organisat ionen, insbesondere 
auf dem Gebiet des Informat ionsaus­
tauschs, ist ein w icht iger Tei l der Arbei t 
von UNDRO. 

Die Resolut ion 2816 (XXVI) weist UNDRO 
die Rolle einer Zentralstel le für die Koor­
d in ierung der Katastrophenhi l fe innerhalb 
des Verbandes der Vereinten Nat ionen zu. 
Der Leiter, Untergeneralsekretär Faruk 
N. Berkol , ist dem Generalsekretär gegen­
über verantwort l ich für die Mobi l is ierung 
von Hi l fsmaßnahmen als Folge eines Ge­
suches seitens einer Regierung an d ie 
Vereinten Nat ionen. Seine Aufgaben um­
fassen ferner d ie Beratung von Regierun­
gen in katastrophenanfäl l igen Ländern in 
der Planung vorbeugender Maßnahmen 
sowie d ie Förderung von Studien über d ie 
Kontro l le und Vorhersage von Naturkata­
st rophen. Sein Mandat endet zu dem Zeit­
punkt, an dem das betrof fene Land aus 
der Phase akuter Not in die des Wieder­
aufbaus tr i t t . Die Grenze zwischen beiden 
ist in vielen Fällen f l ießend. Die Opfer der 
Erdbebenkatast rophe vom November 1976 
in der Türkei etwa benöt igten vordr ing l ich 
Unterkünfte, um sich gegen Temperaturen 
zu schützen, die nachts mehr als 20 Grad 
unter dem Gefr ierpunkt erre ichten. Aufbau 
zerstörten Wohnraums, a l lgemein als Teil 
der Wiederaufbauphase angesehen, kann 
also auch zu den >Feuerwehraktivitäten< 
der Soforthi l fe gehören. Wiederaufbau in 
einem weiteren Sinne meint auch entwick­
lungspol i t ische Maßnahmen. UNDROs 
Mandat ist bewußt beschränkt auf die Mi l ­
derung der unmit te lbaren, katastrophalen 
Folgen eines Naturereignisses, selbst 
wenn seinen Ursachen nur mit geziel ten 
Entwick lungsprogrammen beizukommen 
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ist. Man denke an d ie große Dürre im Sä­
het und in Äth iop ien, deren furchtbares 
Ausmaß nach Ansicht mancher Experten 
mitbedingt wurde durch die Lebensweise 
der Nomaden, die das öko log ische 
Gle ichgewicht zwischen den begrenzten 
Naturschätzen, Wasser und Pf lanzendecke 
einerseits und Menschen und Vieh ande­
rerseits, zerstört. Diese Probleme lang­
fr ist ig zu steuern, ist Aufgabe der entwick­
lungspol i t isch or ient ier ten Sonderorgan i ­
sat ionen wie der Ernährungs- und Land­
wir tschaf tsorganisat ion der Vereinten Na­
t ionen (FAO). 
I I . Entsprechend ihren beiden Hauptaufga­
ben, der Koord in ierung von Hi l fsmaßnah­
men und der Planung des Katast rophen­
schutzes, hat d ie Koordin ierungsstel le 
zwei Abte i lungen. Sie entsprechen den 
beiden Ansätzen der Hi l fe bei Naturkata­
s t rophen: dem humani tären und dem öko­
nomischen Herangehen. Rasche Mobi l is ie­
rung und effekt ive Koordin ierung von 
Hi l fsmaßnahmen gehören zur humanitären 
Seite der Katastrophenhi l fe ; diese Hil fe 
sol l te grundsätz l ich ideologiefrei sein. Sie 
ist ein w icht iges Element, das zu erhalten 
eine schwier ige Aufgabe ist. Dennoch 
lohnt es s ich , d iese Aufgabe wahrzuneh­
men, trotz mancher negativer Aspekte der 
humani tären Katastrophenhi l fe, denn die 
Al ternat ive, keine humani täre Hil fe mehr, 
wäre keine Al ternat ive. Insbesondere die 
Empfänger länder der Dri t ten Welt empf in­
den die Schattensei ten der humanitären 
Sofor th i l fe und zögern nicht darauf hinzu­
weisen. Sehr sensibel zeigen sie sich ge­
genüber dem Almosencharakter , der der 
humani tären Hi l fe ohne Zweifel anhaftet. 
Für sie b i rgt er das Odium des Bett ler-
tums und ver t rägt sich nicht mit ihrem 
rasch erstarkenden Nat ionalgefühl . Neben 
der Ab lehnung, s ich als Kostgänger der 
re ichen Staaten zu sehen, stößt man in 
diesen Ländern auf das massive Mißtrau­
en gegenüber mög l ichen pol i t ischen Bin­
dungen, d ie mit e iner derart igen Hilfe ver­
bunden sein könnten. So verfolgten d ie 
Phi l ippinen im August 1976 eine am ch i ­
nesischen Vorb i ld or ient ierte off iziel le Po­
lit ik der Selbsthi l fe beim Wiederaufbau 
der von Erdbeben und einer Flutwelle zer­
störten Ortschaf ten auf Mindanao. Als 
Grund gab die Regierung ausdrück l ich 
ihre Furcht vor den pol i t ischen Impl ikat io­
nen humani tärer Hi l fe seitens der interna­
t ionalen Öf fent l ichkei t an. Ledigl ich Spen­
den an und über das phi l ippin ische Rote 
Kreuz wurden angenommen. 
Naturkatastrophen stel len darüber hinaus 
fundamenta le Hemmnisse auf dem Weg 
des wi r tschaf t l ichen und sozialen Wachs­
tums vieler Entwick lungs länder dar. Dazu 
einige Zah len : Das Erdbeben in Guatema­
la Anfang Februar 1976, d ie bisher größ­
te Erdbebenkatast rophe Zentra lamer ikas, 
r ichtete einen Sachschaden an, den die 
Wir tschaf tskommiss ion der Vereinten Na­
t ionen für Late inamer ika (ECLA) auf rund 
900 Mill Dol lar bezif ferte. Das jähr l iche 
Pro-Kopf-Einkommen des 6 Mil l Einwohner 
zählenden Landes beträgt weniger als 400 
Dollar. Tangschan in China erwir tschaftete 
10 vH der Industr ieprodukt ion des Landes 
vor seiner Zerstörung. Die Wir tschaf ts­
und Sozia lkommission der Vereinten Na­
t ionen für Asien und den Pazif 'k (ESCAP) 
schätzte den im Zei t raum 1961-1974 

durch Monsune und Überschwemmungen 
entstandenen Sachschaden in dieser Re­
g ion auf über 29 Mrd Dollar. 280 000 Men­
schen wurden getötet und wei t über 
100 Mill Hektar Acker land überschwemmt. 
II I . Wie arbeiten beide Abte i lungen? Die 
für d ie Koordin ierung der Katastrophenhi l ­
fe zuständige Abtei lung (Relief Co-ord i ­
nat ion Division) hat Arbe i tsabkommen 
über die gemeinsame Verantwortung und 
Kooperat ion im Falle einer Naturkatastro­
phe mit dem Wel ternährungsprogramm 
(WFP), der Ernährungs- und Landwir t ­
schaftsorganisat ion (FAO) sowie dem Kin-
derhi l fswerk (UNICEF) unterzeichnet. Ähn­
l iche Abkommen mit dem Flücht l ingskom­
missar und der Internat ionalen Arbei tsor­
ganisat ion sind in Vorbere i tung. Entschei­
dend für d ie Effektivität der Hilfe ist der 
Informat ionsstand über die Lage am Ort. 
Die Basis für den raschen Nachr ichtenf luß 
vom Feld nach Genf ist die enge Zusam­
menarbei t der Abtei lung mit dem jewei l i ­
gen Repräsentanten des Entwick lungspro­
gramms der Vereinten Nationen (UNDP). 
Im Koordinat ionszentrum von UNDRO, 
dem mit Landkarten, Fernschreibern und 
einem Computer ausgerüsteten Kernstück 
der Abte i lung, werden die e ingehenden 
Informat ionen gesammelt und für die Erar­
beitung eines ersten Si tuat ionsber ichtes 
ausgewertet. Dieser w i rd über Computer 
an die Geber länder geschickt . Die Ermitt­
lung der benöt igten Hi l fsgüter sowie vor 
al lem die Best immung ihrer Priorität ist 
eine Hauptaufgabe der Abte i lung. Und 
nicht nur al lein der Abte i lung. Die Idee, 
den nach Naturkatastrophen oft unkont ro l ­
l iert über das betrof fene Land hereinbre­
chenden Hi l fsgüterstrom in best immten 
Bahnen zu lenken, ihn an den wi rk l i ch zu­
al lererst benöt igten Dingen zu or ient ieren, 
stand bei der Gründung von UNDRO mit 
Pate. Guatemala ist ein Beispiel für solche 
zwar gutgemeinte, aber unangebrachte 
Spendenfreudigkei t , die überwiegend von 
kleineren, privaten Organisat ionen prakt i ­
ziert w i rd . Oft w i rd das, was man selber 
nicht mehr braucht, von dem man aber 
glaubt, daß es armen Katastrophenopfern 
noch helfen kann, ei l ig zusammengepackt 
und ohne detai l l ier te Auf l is tung oder Be­
schre ibung für teures Geld per Luft fracht 
verschickt . Die Medikamentensendungen, 
d ie so unkoordin ier t nach Guatemala ge­
langten, nahmen nicht nur anderwei t ig be­
nöt igten Lagerraum weg, sondern mach­
ten eine Monate dauernde Aussort ierung 
durch ein Team von Pharmaziestudenten 
er forder l ich. Ein wei teres Problem ist die 
Adressierung solcher Hi l fsgütersendungen. 
Im Falle Guatemalas hatte UNDRO in se i ­
nen Si tuat ionsber ichten allen Gebern 
empfohlen, ihre Güter an den guatemal te­
kischen nat ionalen Krisenstab zu schik-
ken. Damit wären beispielsweise zei t rau­
bende Zol l formal i täten vermieden worden, 
und manches hätte schnel ler seinen Weg 
zu den Über lebenden gefunden. Im übr i ­
gen waren d ie meisten Hi l fsgüter im Lan­
de selbst oder in den Nachbarstaaten er­
häl t l ich. Geldspenden wären wi rksamer 
gewesen, denn Schecks reisen schnel ler 
als eine Charter ladung mit alten Klei­
dungsstücken. 

Die Planungsabtei lung (Prevention and 
Planning Division) verfolgt eine längerfr i ­
st ige Strategie. Sie vertr i t t d ie Ansicht, 

daß vorbeugende Maßnahmen letztendl ich 
bi l l iger sind als d ie in manchen Ländern 
a l l jähr l ich wieder anfal lenden Kosten der 
Katast rophenschäden. Von der General ­
versammlung der Vereinten Nat ionen mit 
dem Entwurf eines Planes für den interna­
t ionalen Katastrophenschutz beauftragt, 
t rägt d ie Abte i lung das dafür notwendige 
Material zusammen. In ihrem Auft rag füh ­
ren Fachleute technische Beratungsmis­
sionen in katastrophengefährdeten Län­
dern durch , meist in Entwick lungs ländern. 
Die in Ber ichten vor l iegenden Ergebnisse 
dieser Reisen helfen den jewei l igen Re­
gierungen bei der Erarbei tung ihrer Pläne 
für den nat ionalen Katastrophenschutz. 
Das jüngste Beispiel in d iesem Zusam­
menhang ist eine im Auftrag der ph i l ipp i ­
nischen Regierung entstandene Vulnerabi -
l i tätsanalyse für den Ausbau von Metro 
Mani la : das gesamte Areal wurde in Plan­
quadrate gegl iedert und jedes für s ich 
nach seiner Erdbebengefährdung unter­
sucht. 

IV. Die humani täre Katastrophenhi l fe 
br ingt n icht nur d ie bereits angedeuteten 
logist ischen Probleme der Auf l is tung, 
Adressierung und des Transports mit s ich. 
Sie ist ein Pol i t ikum, trotz ihrer ideologie­
freien Konzip ierung. Sie erfolgt in e inem 
best immten pol i t ischen und sozialen Rah­
men, der nicht selten ein Spannungsfe ld 
ist. Deshalb ist es nicht wei ter verwunder­
l ich, wenn die humanitäre Hil fe in einem 
solchen Umfeld gesel lschaf tspol i t ische 
Folgen nach s ich zieht, d ie weder geplant 
noch vorhersehbar waren. 
Ein Beispiel für die pol i t ischen Impl ikat io­
nen einer humani tären Akt ion ist Ä th iop i ­
en und die seit 1973 in diesem Land fort­
geführte Dürrehi l fe der internat ionalen Ge­
beröf fent l ichkei t . Dabei s ind al lein durch 
das System der Vereinten Nat ionen über 
44 Mil l Dol lar nach Äth iop ien gef lossen. 
Die Hi l fe aus der Bundesrepubl ik Deutsch­
land, bi lateral und privat, erre ichte Ende 
1974 mehr als 50 Mil l DM. Die ersten 
Nachr ichten über das Ausmaß der Dürre 
in den nörd l ichen Provinzen Äthiopiens, 
die zum Ostrand der Sahelzone gehören, 
gelangten nur gegen den erhebl ichen Wi ­
derstand der damal igen Regierung nach 
draußen. Das ist im Grunde nichts Unge­
wöhnl iches. Die Entscheidung, s ich of f i ­
ziell mit e inem Hi l fsgesuch ans Ausland 
zu wenden, ist ganz al lgemein für viele 
Regierungen in der Dri t ten Welt ein 
Schrit t , den sie nur zögernd machen, wei l 
s ich seine pol i t ischen Folgen nicht vor­
hersehen lassen. Das Nat ionalgefühl wehrt 
s ich hier gegen das Eingeständnis, mit 
den eigenen Schwier igkei ten nicht fert ig 
zu werden. 

Das andere, ebenfal ls öfter zu beobach­
tende Problem stel len Forderungen nach 
Nahrungsmit te ln, Medikamenten oder Kre­
diten dar, die weit über das hinausgehen, 
was durch die Naturkatastrophe ta tsäch­
l ich an Schaden entstanden ist. Die Kata­
strophe wi rd zum Anlaß genommen, um 
für generel le Mängel oder für ökonomi ­
sche und soziale Mißwirtschaft von der 
Geberöf fent l ichkei t kompensier t zu wer­
den. 

Die massive internat ionale Dürrehi l fe für 
Äth iopien hat n icht nur d ie Welt auf d ie 
Furchtbarkei t d ieser Katastrophe hinge­
wiesen, sondern den Äth iop iern selbst d ie 
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Augen über das Ausmaß der Korrupt ion 
und Mißwirtschaft unter der Kaiserherr­
schaft geöffnet. Ohne Zweife l hat d ie Dür­
rehi l fe zum Sturze Hai le Selassies mit be i ­
getragen. 
V. Neben ihrer Wi rkung auf d ie po l i t isch­
sozialen Bedingungen eines Landes steht 
d ie Katastrophenhi l fe auch in e inem be­
st immten Verhäl tn is zu langfr ist igen Ent­
wick lungsmaßnahmen. Recht verstanden 
und r icht ig durchgeführ t sol l te die Sofort­
hi l fe ledig l ich den Boden für die Entwick­
lungshi l fe berei ten, die von einer Naturka­
tast rophe betroffenen Menschen physisch 
wieder in d ie Lage versetzen, s ich selbst 
wei terzuhel fen. Eine zu lange for tgesetzte 
Soforthi l fe, ein Widerspruch in s ich, läuft 
d ieser Ar t von Entwick lungshi l fe aber ent­
gegen. Als Beispiel sei w iederum Äth iop i ­
en zit iert . Die Über lebenden der Dürre 
wurden zunächst in Auf fanglagern ver­
pf legt und betreut. Was aber als Proviso­
rium gedacht war, wuchs s ich zur Dauer­
e inr ichtung aus. Die kostenlose Vertei lung 
von Lebensmit te ln hatte sich bald herum­
gesprochen und viele Famil ien dazu ge­
bracht, ihre Dörfer zu verlassen und zu 
den Vertei lungszentren zu s t römen. Die 
Hi l fsmaßnahmen l iefen den Entwick lungs­
vorhaben, w ie s ie von verantwor t l icher 
Seite in Addis Ababa geplant wurden, zu­
wider. Entwick lung setzt d ie Ini t iat ive und 
Mitarbei t der Bevölkerung voraus. Beides 
aber er lahmte in den Auf fanglagern, wo 
die Menschen a l lmähl ich d ie Mental i tät 
von Versorgungsempfängern en tw icke l ­
ten. 

Ein in der Presse nach jeder Naturkata­
st rophe wieder neu aufgeworfenes Thema 
ist das Versickern von Hi l fsgütern in 
>dunklen K a n ä l e n . Wer al lerdings selbst 
einmal in einer größeren Hi l fsakt ion mi tge­
arbeitet hat, g le ichgül t ig in welchem Land, 
weiß, wie naiv es ist zu g lauben, eine so l ­
che Akt ion ließe s ich ganz ohne Rei­
bungsver luste abwicke ln . Man kann s ich 
ledig l ich darum bemühen, diese Ver luste 
so ger ing w ie mögl ich zu halten. Es wäre 
sehr zu bedauern, wenn best immte Pres­
seber ichte d ie Öffent l ichkei t dazu ver lei ten 
würden, deshalb humani täre Katast rophen­
hi l fe überhaupt als s innlos anzusehen. 
Diese Al ternat ive ist keine Al ternat ive, w ie 
schon gesagt, denn dami t würde die Hu­
manität selbst Schaden nehmen. KW 

Menschenrechte: Internationale Pakte Ober wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie 
Ober bürgerliche und politische Rechte und Fakul-
tatlv-Protokoll — Neuster Stand der Vertrags­
staaten (31) 

Die für d ie Durchsetzung von Menschen­
rechten so außerordent l ich w icht igen Pak­
te und das Fakultat iv-Protokol l s ind seit 
über einem Jahr in Kraft. Ihre Best immun­
gen gel ten für d ie Beitr i t tsstaaten, al ler­
dings auch nur für sie. Deshalb ist es von 
erhebl icher Bedeutung für die Menschen­
rechte, daß sich der Kreis der beigetrete­
nen Staaten ständig erweitert . Für das In­
krafttreten der beiden Pakte war d ie Rat i­
f iz ierung durch je 35 Staaten er forder l ich, 
für die Inkraft tretung des Protokol ls durch 
10 Staaten mit der Vorbedingung des In­
kraft tretens des Paktes für bürger l iche 
und pol i t ische Rechte. Der Pakt über wir t ­
schaf t l iche, soziale und kul turel le Rechte 

ist am 3. Januar 1976, der Pakt über bür­
ger l iche und pol i t ische Rechte und das 
ihm zugeordnete, aber selbständig zu rat i ­
f iz ierende Protokol l s ind am 23. März 1976 
in Kraft getreten. Zum Inhalt und zu den 
sonst igen Voraussetzungen des Inkraft t re­
tens der Pakte und des Protokol ls w i rd 
auf d ie Hefte 5/1976 S. 155, 1/1976 S. 26 
und 5/1975 S. 155 dieser Zei tschr i f t mit 
wei teren Quel lenangaben verwiesen. Ge­
genwärt ig (letzter Stand 27. Apr i l 1977) be­
läuft s ich d ie Zahl der Vertragsstaaten 
des Internat ionalen Paktes über wi r t ­
schaft l iche, soziale und kul turel le Rechte 
auf 44, d ie des Internat ionalen Paktes 
über bürger l iche und pol i t ische Rechte 
auf 42 und d ie des Protokol ls auf 16. 
Nachstehende Auf l is tung der Bei tr i t tsstaa­
ten zu den Pakten und zum Protokol l er­
folgt nach den Daten des Beitr i t ts, d ie be­
st immt werden durch d ie Daten der H in ­
ter legung der Rat i f ikat ions- bzw. Bei t r i t ts­
urkunde beim Generalsekretär der Ver­
einten Nat ionen. Das Inkraft t reten eines 
Paktes und des Protokol ls erfolgt für den 
bei t retenden Staat jewei ls drei Monate 
nach der Hinter legung der Bei t r i t tsurkunde. 
/. Liste der dem Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte bis zum 27. April 1977 beigetrete­
nen Staaten (nach Beitrittsdaten): 
Costa Rica 29.11.68, Ecuador 6.3.69, T u ­
nesien 18.3.69, Zypern 2.4.69, Syrien 
21.4.69, Kolumbien 29.10.69, Uruguay 
1.4.70, Libyen 5.5.70, Bulgar ien 21.9.70, 
Irak 25.1.71, Jugoslawien 2.6.71, Madagas­
kar 22.9.71, Schweden 6.12.71, Dänemark 
6.1.72, Chi le 10.2.72, Kenia 1.5.72, Norwe­
gen 13.9.72, L ibanon 3.11.72, Barbados 
5.1.73, Sowjetunion 16.10.73, DDR 8.11.73, 
Ukraine 12.11.73, Weißrußland 12.11.73, 
Maur i t ius 12.12.73, Deutschland (BR) 
17.12.73, Ungarn 17.1.74, Phi l ippinen 7.6.74, 
Mali 16.7.74, Mongole i 18.11.74, Rumänien 
9.12.74, Rwanda 16.4.75, Jordanien 28.5.75, 
Iran 24.6.75, Finnland 19.8.75, Jamaika 
3.10.75, Austra l ien 10.12.75, Tschechos lo­
wakei 23.12.75, Kanada 19.5.76, Großbr i ­
tannien 20.5.76, Tansania 11.6.76, Zaire 
1.11.76, Sur inam 28.12.76, Guyana 15.2.77, 
Panama 8.3.77, Polen 18.3.77, Spanien 
27.4.77. 
//. Liste der dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte 
beigetretenen Staaten (nach Beitrittsda­
ten): 
Costa Rica 29.11.68, Ecuador 6.3.69, Tu ­
nesien 18.3.69, Zypern 2.4.69, Syrien 
21.4.69, Kolumbien 29.10.69, Uruguay 
1.4.70, Libyen 15.5.70, Bulgar ien 21.9.70, 
Irak 25.1.71, Jugoslawien 2.6.71, Madagas­
kar 21.6.71, Schweden 6.12.71, Dänemark 

6.1.72, Chi le 10.2.72, Kenia 1.5.72, Norwe­
gen 13.9.72, Libanon 3.11.72, Barbados 
5.1.73, Sowjetunion 16.10.73, DDR 8.11.73, 
Ukraine 12.11.73, Weißrußland 12.11.73, 
Maur i t ius 12.12.73, Deutschland (BR) 
17.12.73, Ungarn 17.1.74, Mal i 16.7.74, 
Mongole i 18.11.74, Rumänien 9.12.74, 
Rwanda 16.4.75, Jordanien 28.5.75, Iran 
24.6.75, Finnland 19.8.75, Jamaika 3.10.75, 
Tschechos lowakei 23.12.75, Kanada 19.5.76, 
Großbr i tannien 20.5.76, Tansania 11.6.76, 
Zai re 1.11.76, Sur inam 28.12.76, Guyana 

15.2.77, Panama 8.3.77, Polen 18.3.77, Spa­
nien 27.4.77. 

///. Liste der dem Fakultativ-Protokoll zum 
Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte beigetretenen Staaten 
(nach Beitrittsdaten): 
Costa Rica 29.11.68, Ecuador 6.3.69, Ko­
lumbien 29.10.69, Uruguay 1.4.70, Mada­
gaskar 21.6.71, Schweden 6.12.71, Däne­
mark 6.1.72, Norwegen 13.9.72, Barbados 
5.1.73, Maur i t ius 12.12.73, Finnland 19.8.75, 
Jamaika 3.10.75, Kanada 19.5.76, Zaire 
1.11.76, Sur inam 28.12.76, Panama 8.3.77. 

HH 

Rechtsfragen 
Umweltkrleg: Obereinkommen — Begriffsklärung 
— Neuerung gegenüber vergleichbaren Verein­
barungen - Sachverständigenausschuß (32) 

I. Einen wei teren Beitrag zur Fr iedenssi­
cherung bi ldet das jetzt zur Unterzeich­
nung auf l iegende Übere inkommen gegen 
den Umwel tkr ieg (Convent ion on the Pro­
hibi t ion of Mi l i tary or Any Other Hosti le 
Use of Environmental Modi f icat ion Techn i ­
ques). Es verbietet den Vertragsstaaten 
d ie »Verwendung von umwel tverändern­
den Techn iken zu mi l i tär ischen oder son­
st igen fe indsel igen Z w e c k e n . . . , d ie als 
Mittel der Zers törung, Beschädigung oder 
Benachte i l igung anderer Vertragsstaaten 
wei t re ichende, langanhal tende oder 
schwerwiegende Auswi rkungen haben.« 
Ebenso ist es untersagt, anderen Staaten 
bei derar t igen Handlungen Hi l fe zu le i ­
sten. 
I I . Der in Art. 1 des Übere inkommens ver­
wandte Begrif f des m i l i t ä r i s chen oder 
sonst igen fe indse l igem Einsatzes war 
während der Beratungen nicht unumstr i t ­
ten. Er geht auf eine in den g le ich lauten­
den Vorsch lägen der Verein igten Staaten 
und der Sowjetunion (UN-Doc. CCD/471, 
472) enthal tene Formul ierung zurück. Eine 
Reihe von Staaten vertrat d ie Ansicht , es 
sei ausre ichend, al le fe indsel igen Akte 
dieser Art zu verbieten und auf das Kri te­
r ium >mi!itärisch< zu verz ichten. Demge­
genüber wiesen Verein igte Staaten und 
Sowjetunion darauf h in, daß die gewähl te 
Formul ierung präziser sei . Im übr igen 
werde aus der Verknüpfung der Begri f fe 
>feindselig< und >militärisch< klar, daß 
ledig l ich gegen einen anderen Staat ge­
r ichtete Akt iv i täten verboten seien, dage­
gen die manövermäßige Erprobung der­
art iger Techn iken er laubt bl iebe. Dem w i ­
dersetzten s ich d ie Nieder lande, die auch 
jede Form der Erprobung unter das Ver­
bot des Übere inkommens stel len wol l ten, 
s ich aber mit ihrem Ant rag nicht durchzu­
setzen vermochten. Im übr igen kam in 
den Debatten deut l ich zum Ausdruck, daß 
sich das Übere inkommen nicht nur gegen 
den Angrei fer r ichtet, sondern diese Art 
der Kr iegsführung generel l , also auch für 
den Fall der Selbstver te id igung, unter­
sagt. 
I I I . Ebenfal ls umstr i t ten in den Debatten 
war, ob man den Begrif f we i t r e i chende , 
langanhal tende oder schwerwiegende Aus­
w i r k u n g e n beibehal ten sol l te. Indien 
und Argent in ien lehnten diese Beschrän­
kung des Anwendungsbere iches ab. Dage­
gen machten Sowjetunion und Vere in ig te 
Staaten ge l tend, daß im Interesse der 
Prakt ikabi l i tät d ieses Übere inkommens Ba­
gatel l fä l le ausgeschlossen werden müß­
ten. 
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Zu den >umweltverändernden Techn i ­
kern zählen unter anderem die künst l iche 
Erzeugung von Erdbeben, Kl ima- und Wet­
terveränderungen, d ie Veränderung von 
Meeresst römungen, sowie Beein t rächt i ­
gungen der Ozonschicht und der Iono­
sphäre. 
IV. Das Übere inkommen stel l t insofern 
eine Neuerung dar, als n icht w i e bis lang 
best immte Waffen verboten werden , d ie 
einen negativen Einfluß auf d ie Umwel t 
haben, sondern der Kampf mit Mi t te ln der 
Umwel tschädigung untersagt w i rd . Völ l ig 
zu Recht w i rd daher darauf h ingewiesen, 
daß die im Übere inkommen verwandten 
Begri f fe und Def in i t ionen nur für dieses 
selbst gel ten können und nicht zur Inter­
pretat ion anderer vö lker recht l icher A b ­
kommen heranzuziehen s ind. 
Nicht verboten s ind umwel tverändernde 
Techn iken, wenn ihr Einsatz mit f r ied l i ­
cher Zie lsetzung erfolgt . Die Staaten wer­
den aufgerufen, in dieser Hinsicht zusam­
menzuarbei ten und Erfahrungen sowie Er­
gebnisse auszutauschen. Besonders sol l 
dabei auf d ie Bedürfn isse der Entwick­
lungsländer Rücks icht genommen wer­
den. 

Zur Überwachung der Durchführung des 
Übere inkommens w i rd ein Beratender 
Sachverständigenausschuß eingesetzt. Be­
schwerden über Ver letzungen des Über­
e inkommens s ind a l lerd ings nicht bei ihm, 
sondern beim Sicherhei tsrat e inzulegen. Wo 

Verschiedenes 
IMCO: Weitere Beitritte - Derzeit 103 Mitglieder 
(33) 

Die Zwischenstaat l i che Beratende See­
schi f fahr ts-Organisat ion ( Inter-Governmen-
tal Mar i t ime Consultat ive Organizat ion, 
IMCO), hat jetzt 103 Mitgl ieder. - Die 
IMCO ist e ine der 15 großen interna­
t ionalen se lbständigen Organisat ionen, die 
durch zweisei t ige Vert räge mit der Organi ­
sat ion der Vereinten Nationen in v ie l fa­
cher Weise verbunden sind und die da­
durch unter der Bezeichnung Sonderorga­
nisat ionen zum Verband der Vereinten Na­
t ionen gehören. Die Charta der Vereinten 
Nat ionen umreißt ihre Stel lung in den Ar t i ­
keln 57 bis 59 und 62 bis 64. - Aufgaben 
der IMCO sind Beratung bei Schif fahrts­
f ragen, In format ions- und Nachr ichtenaus­
tausch zwischen den Regierungen, Be­
handlung vor al lem technischer Seefahrts­
angelegenhei ten, Sicherhei t zur See, mar i ­
t imer Umwel tschutz, techn ische Hilfe in 
mar i t imen Angelegenhei ten für Entwick­
lungsländer. - Die Gründung der IMCO 
geht auf e ine entsprechende Konferenz 
des Jahres 1948 zurück. Das Gründungs­
übere inkommen wurde am 6. März 1948 in 
Genf zur Unterzeichnung aufgelegt. Es trat 
am 17. März 1958 in Kraft. Änderungen 
der Satzung er fo lgen am 15. September 
1964 (für Ar t ike l 17 und 18) und am 
28. September 1965 (für Ar t ike l 28). Seit 
dem 3. November 1968 ist d ie je tz ige Sat­
zung der IMCO für a l le Mi tg l ieder in Kraft. 
- Sitz der IMCO ist London W 1 , 101 bis 
104, Picadi l ly . — Die Bundesrepubl ik 
Deutschland ist der IMCO am 7. Januar 
1959 beigetreten. An e inem Gesamtbudget 
der IMCO von 3 203 563 Dol lar im Jahre 
1975 war d ie Bundesrepubl ik mit 82 079 

(2,5 Prozent) betei l igt . Hauptzahler im g le i ­
chen Jahre waren Norwegen mit 543 292, 
Liber ia mit 378 684 und Großbr i tannien mit 
316 904 Dollar. - Die jetz igen 103 Mi tg l ie­
der nach dem jüngsten Beitr i t t durch Ka­
tar am 19. Mai 1977 und Ango la am 6. Jun i 
1977 s ind : 
Ägypten, A lger ien, Angola, Äquator ia l -
Guinea, Argent in ien, Äth iop ien, Austra l ien, 
Bahrain, Bahamas, Bangladesch, Barbados, 
Belgien, Birma, Brasi l ien, Bulgar ien, Chi le, 
China, Dänemark, DDR, Deutschland (BR), 
Domin ikanische Republ ik, Ecuador, El fen­
beinküste, Finnland, Frankreich, Gabun, 
Ghana, Gr iechenland, Großbr i tannien, Gu i ­
nea, Hait i , Honduras, Indien, Indonesien, 
Irak, Iran, I r land, Is land, Israel, I tal ien, 
Jamaika, Japan, Jordanien, Jugoslawien, 
Kamerun, Kamputschea, Kanada, Kap Ver­
de, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, 
Kuwait, L ibanon, Liberia, Libyen, Mada­
gaskar, Malaysia, Malediven, Malta, Ma­
rokko, Mauretanien, Mexiko, Neuseeland, 
Nieder lande, Niger ia, Norwegen, Oman, 
Österre ich, Pakistan, Panama, Papua-Neu­
guinea, Peru, Phi l ipp inen, Polen, Portugal , 
Rumänien, Saudi-Arabien, Schweden, 
Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Singapur, 
Sowjetunion, Spanien, Sri Lanka, Sudan, 
Südkorea, Sur inam, Syrien, Tansania, 
Thai land, Tr in idad und Tobago, Tsche­
choslowakei , Tunesien, Türke i , Ungarn, 
Uruguay, Venezuela, Vere in ig te Staaten 
von Amer ika, Zaire, Zypern . HH 

Deutsche Bedienstete der Vereinten Nationen: 
Interessenvertretung In Genf gegründet — Ver­
hältnis zum Heimatland unzureichend geklärt — 
Auswirkung der Dollar-Abwertungen (34) 

I. Ein verbrei tetes Unbehagen unter den 
deutschen Bediensteten internat ionaler 
Organisat ionen im Verband der Vereinten 
Nationen war der Anlaß zu der im Novem­
ber 1976 erfolgten Gründung des >Vereins 
deutscher Bediensteter bei internat ionalen 
Organisat ionen der Vereinten Nationen in 
Genf< (VDBIOG), w ie dessen Vorsi tzender, 
Dr. Nook, mit tei l te. Mi tg l ied kann jeder 
Bürger der Bundesrepubl ik Deutschland 
werden, der Bediensteter oder Pensionär 
einer Organisat ion der Vereinten Nat ionen 
ist. Ortsvereine wurden berei ts an anderen 
großen Dienstorten der UNO gegründet . 
In der kurzen Zeit seit der Gründung des 
Vereins sind berei ts mehr als d ie Hälfte 
der in Frage kommenden Deutschen am 
europäischen Sitz der Vereinten Nat ionen 
in Genf, die Sekretär in w ie der Stel lvertre­
tende Generaldirektor, dem Verein be ige­
treten. Der VDBIOG wi l l d ie gemeinsamen 
Belange der deutschen Bediensteten und 
Pensionäre der Vereinten Nat ionen und 
deren Unter- und Sonderorganisat ionen 
fördern. Als gemeinsame Belange gel ten, 
wie Dr. Nook erklärte, insbesondere Mög­
l ichkei ten der Wahrnehmung der a l lgemei­
nen Bürgerrechte in der Bundesrepubl ik , 
d ie Anerkennung der in internat ionalen 
Organisat ionen geleisteten Mitarbeit und 
gesammelten Erfahrung, d ie Förderung 
der beruf l ichen Mobi l i tät , d ie Er le ichte­
rung der Rückkehr in d ie Bundesrepubl ik 
und d ie Verbesserung der sozialen Sicher­
heit. Der Verein wi l l seine Zie le in Zusam­
menarbei t mit den zuständigen deutschen 
Behörden, vornehml ich den ör t l ichen Ver­
t retungen der Bundesrepubl ik , verfo lgen 

und dabei die al len internat ionalen Be­
diensteten vom Personalstatut aufer legte 
Pfl icht wahren, in ihrer d ienst l ichen Tät ig­
keit von keiner Regierung Weisungen ent­
gegenzunehmen. 
II . Nur knapp 20 Prozent der deutschen 
UN-Bediensteten s ind von Bundes- oder 
Länderbehörden entsandt. Mehr als 
80 Prozent wurden durch d ie UN-Organi ­
sat ionen frei rekrut iert . Diese Bediensteten 
haben nach Angaben des VDBIOG keinen 
def in ier ten Status in und gegenüber der 
Bundesrepubl ik , obwohl d ie Bundesregie­
rung generel l d ie Bewerbung Deutscher 
bei UN-Organisat ionen fördert . So haben 
deutsche UN-Bedienstete kein Wahl recht 
in der Bundesrepubl ik . Auch h ins icht l ich 
ihres Rechts auf einen deutschen Wohn­
sitz ergeben s ich Probleme, während sie 
anderersei ts von dem Einsatzland, in dem 
die betref fende UN-Organisat ion ihren Sitz 
hat, als >Nicht-Ansässige< betrachtet wer­
den. Die UN-Organisat ionen ihrerseits ge­
währen ihnen das Recht auf >Heimatur-
laub< am >Heimatort<. 

Die von Bundes- oder Länderbehörden 
entsandten Beamten sol len laut Entsen­
dungsr icht l in ien gegenüber den im nat io­
nalen Dienst verbl iebenen Beamten n icht 
benachte i l ig t werden. Tatsächl ich wurden 
eine Zei t lang in begrenztem Umfange 
während der Entsendung Beförderungen 
im Heimatdienst turnusmäßig vo rgenom­
men (wie es beispie lsweise in Frankre ich 
geschieht) . Der VDBIOG bedauert , daß d ie 
normalerweise hierfür er forder l iche Leer-
ste l len-Anhebung durch den Haushalts­
ausschuß des Bundestages w ieder ausge­
setzt worden ist. 

I I I . Erhebl iche Beunruhigung hat nach A n ­
gaben des Vereins auch der durch Dol lar-
Abwer tungen und DM-Aufwertungen seit 
1971 eingetretene erhebl iche Kaufkraftver­
lust der von den UN-Organisat ionen ge­
währten Pensionen hervorgerufen, zumal 
d ie deutschen Bediensteten keinen Antei l 
an der deutschen Sozia lvers icherung ha­
ben. Dies habe unter der >ersten Genera­
t i o n von Deutschen, d ie berei ts vor 20 
und mehr Jahren zu UN-Organisat ionen 
gegangen sind und jetzt der Pensionie­
rung entgegensehen, zu unvorhergesehe­
nen Härten geführt . Darüber hinaus bela­
ste v ie le Bedienstete d ie ungeklär te Frage 
ihrer Wiedere ing l iederung in den deut­
schen Arbei tsprozeß bei ihrer Rückkehr in 
d ie Bundesrepubl ik Deutschland. Es be­
stehe leider nicht immer der Eindruck, 
daß dort d ie bei den internat ionalen Orga­
nisat ionen geleistete Arbei t und d ie ge­
wonnenen Fachkenntnisse h inre ichend be­
kannt seien und entsprechend anerkannt 
würden. Das wiederhol t von Bundesregie­
rung und Bundestag erör ter te Phänomen, 
daß die Bundesrepubl ik einerseits von 
Jahr zu Jahr s te igende f inanziel le Bei t räge 
zahlt, anderersei ts of fenbar nicht in der 
Lage ist, genügend qual i f iz ier te deutsche 
Bewerber für d ie in den internat ionalen 
Organisat ionen zur Ver fügung stehenden 
Stel len anzubieten, stehe in engem Z u ­
sammenhang mit den genannten Proble­
men, deren Lösung der VDBIOG anstrebe. 

Red 

Beiträge 26, 31, 33: Heinz Hagen (HH); 27, 28, 29: 
Norbert J . Prill (NJP); 30: Dr. Klaus Wiersing 
(KW); 32: Dr. Rüdiger Wolfrum (Wo); 34: Redak­
tion (Red). 
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Dokumente der Vereinten Nationen: 
Rhodes ien , Südaf r i ka , Nahost , Zype rn , UN-Mi tg l iedschaf t 

Rhodesien 
S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Klage 

Botswanas gegen Rhodesien. — Resolution 
406(1977) vom 25. Mai 1977 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 

403(1977) vom 14. Januar 1977, 
— in Kenntnisnahme des gemäß Ziffer 8 der 

Resolution 403(1977) an alle Staaten gerich­
teten Schreibens des Generalsekretärs vom 
18. April 1977 (S/12326), 

— unter Hinweis ferner auf seine Resolution 
232(1966) vom 16. Dezember 1966 und 253(1968) 
vom 29. Mai 1968, in denen der Sicherheits­
rat feststellte bzw. bekräftigte, daß die 
Lage in Südrhodesien eine Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit darstelle, 

— nach Behandlung des Berichts (S/12307), der 
aufgrund der Resolution 403(1977) vom 
14. Januar 1977 nach Botswana entsandten 
Delegation, 

— nach Anhörung der Erklärung des Mini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten 
Botswanas über die fortgesetzten Angriffe 
und Provokationen des illegalen rassisti­
schen Regimes von Südrhodesien gegen 
Botswana, 

— in der Uberzeugung, daß die internatio­
nale Solidarität mit Botswana als einem 
Nachbarstaat Südrhodesiens für die Förde­
rung einer Lösung der Südrhodesienfrage 
unbedingt erforderlich ist, 

1. bringt seine volle Unterstützung für die 
Bemühungen der Regierung Botswanas um 
die Wahrung der Souveränität, territoria­
len Unversehrtheit und Unabhängigkeit 
Botswanas zum Ausdruck; 

2. dankt dem Generalsekretär, daß er die 
Entsendung einer Delegation nach Botswa­
na zur Feststellung der dort benötigten 
Hilfe veranlaßt hat; 

3. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom 
Bericht der nach Botswana entstandten 
Delegation (S/12307); 

4. unterstützt voll und ganz die Lagebeurtei­
lung und die Empfehlungen der aufgrund 
von Resolution 403(1977) nach Botswana 
entsandten Delegation; 

5. unterstützt ferner voll und ganz den vom 
Generalsekretär in seinem in Dokument 
S/12326 enthaltenen Sehreiben an alle Staa­
ten gerichteten Appell, sich unverzüglich 
mit der Frage der Unterstützung Botswa­
nas zu befassen und Botswana die drin­
gend benötigte finanzielle und materielle 
Hilfe zu gewähren; 

6. begrüßt es, daß der Generalsekretär am 
Sitz der Vereinten Nationen ein Sonder­
konto eingerichtet hat, auf das die Bei­
träge für die Unterstützung Botswanas auf 
dem Weg über die Vereinten Nationen 
eingezahlt werden können; 

7. ersucht die Vereinten Nationen und die 
betreffenden Organisationen und Program­
me der Vereinten Nationen, darunter den 
Wirtschafts- und Sozialrat, die Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen, den Internationalen 
Agrarentwicklungsfonds, den Hohen Kom­
missar der Vereinten Nationen für Flücht­
linge, die Organisation der Vereinten Na­
tionen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur, die Konferenz der Vereinten Na­
tionen für Handel und Entwicklung, das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Na­
tionen und die Weltgesundheitsorganisa­
tion, Botswana auf den im Bericht der 
nach Botswana entsandten Delegation ge­
nannten Gebiete Hilfe zu leisten; 

8. ersucht den Generalsekretär, die Frage 
der Unterstützung für Botswana weiter-
zuverfolgen und den Sicherheitsrat auf 
dem laufenden zu halten; 

9. beschließt, mit dieser Frage befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Die Rho­
desien-Frage. — Resolution 409(1977) vom 
27. Mai 1977 

Der Sicherheitsrat, 
— in Bekräftigung seiner Resolutionen 

216(1965) vom 12. November 1965, 217(1965) 
vom 20. November 1965, 221(1966) vom 
9. April 1966, 232(1966) vom 16. Dezember 
1966, 253(1968) vom 29. Mai 1968, 277(1970) vom 
18. März 1970 und 388(1976) vom 6. April 1976, 

— in Bekräftigung dessen, daß die in diesen 
Resolutionen vorgesehenen Maßnahmen 
ebenso wie die von den Mitgliedstaaten 
demgemäß eingeleiteten Maßnahmen wei­
terhin in Kraft bleiben, 

— unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
des gemäß Resolution 253(1968) zur Süd­
rhodesienfrage eingesetzten Ausschusses 
des Sicherheitsrats in seinem zweiten Son­
derbericht vom 31. Dezember 1976 (S/12296) 
hinsichtlich der Erweiterung der Sanktio­
nen gegen Südrhodesien, 

— erneut erklärend, daß die gegenwärtige 
Lage in Südrhodesien eine Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit darstellt, 

— tätig werdend aufgrund Kapitel V I I der 
Charta der Vereinten Nationen, 

1. beschließt, daß alle Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen verbieten, daß das ille­
gale Regime in Südrhodesien, einschließ­
lich aller seiner Stellen oder Vertretungen, 
oder daß andere Personen oder Körper­
schaften in Südrhodesien irgendwelche F i ­
nanzmittel für die Zwecke irgendeiner in 
ihren Hoheitsgebieten errichteten Stelle 
oder Vertretung des illegalen Regimes in 
ihren Hoheitsgebieten verwenden oder in 
diese transferieren, es sei denn, daß diese 
Stelle oder Vertretung ausschließlich für 
Rentenzwecke errichtet ist; 

2. bittet unter Hinweis auf den in Artikel 2 
Absatz 6 der Charta der Vereinten Natio­
nen genannten Grundsatz die Nichtmit­
gliedstaaten der Vereinten Nationen ein­
dringlich, in Ubereinstimmung mit den Be­
stimmungen dieser Resolution zu handeln; 

3. beschließt, spätestens am 11. November 1977 
zusammenzutreten, um über die Anwen­
dung weiterer Maßnahmen nach Artikel 41 
der Charta zu beraten, und ersucht, in der 
Zwischenzeit den gemäß Resolution 
253(1968) zur Südrhodesienfrage eingesetz­
ten Ausschuß des Sicherheitsrats, zusätz­
lich zu seinen anderen Aufgaben die An­
wendung weiterer Maßnahmen nach Ar­
tikel 41 zu prüfen und dem Sicherheitsrat 
sobald wie möglich darüber zu berichten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Südafrika 
S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Klage 

Lesothos gegen Südafrika. — Resolution 
407(1977) vom 25. Mai 1977 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 402(1976) 

vom 22. Dezember 1976, 
— in Kenntnisnahme des gemäß Ziffer 8 der 

Resolution 402(1976) an alle Staaten gerich­
teten Schreibens des Generalsekretärs vom 
18. April 1977 (S/12325), 

— nach Behandlung des Berichts der nach 
Lesotho entsandten Delegation (S/12315), 
die vom Generalsekretär gemäß Resolution 
des Sicherheitsrats 402(1976) ernannt wurde, 

— nach Anhörung der Erklärung des Mini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten L e ­
sothos, 

— mit tiefer Besorgnis Kenntnis nehmend 
von den unter völliger Mißachtung der 
Resolution des Sicherheitsrats 402(1976) 
fortgesetzten Zwangs- und Störmaßnah­
men Südafrikas gegen das Volk von Le­
sotho, 

— in Bekräftigung seiner Unterstützung der 
Resolution der Generalversammlung 31/6A 
über die sogenannte unabhängige Transkei 
und andere Bantustans, 

— im vollen Bewußtsein der Tatsache, daß 
der Beschluß der Regierung Lesothos, das 

Bantustan Transkei nicht anzuerkennen, 
Lesotho besondere wirtschaftliche Bela­
stungen auferlegt hat, 

— in der Uberzeugung, daß die internatio­
nale Solidarität mit Lesotho als einem 
Nachbarstaat Südafrikas unbedingt erfor­
derlich ist, um der Politik Südafrikas, L e ­
sotho zur Anerkennung der sogenannten 
unabhängigen Transkei zu zwingen, wirk­
sam zu begegnen, 

1. würdigt den Beschluß der Regierung L e ­
sothos, die sogenannte unabhängige Trans­
kei nicht anzuerkennen; 

2. dankt dem Generalsekretär dafür, daß er 
für die Entsendung einer Delegation nach 
Lesotho zur Feststellung der dort benö­
tigten Hilfe gesorgt hat; 

3. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom 
Bericht der nach Lesotho entsandten Dele­
gation (S/12315); 

4. unterstützt voll und ganz die Lagebeurtei­
lung und die Empfehlungen der aufgrund 
von Resolution 402(1976) nach Lesotho ent­
sandten Delegation; 

5. unterstützt ferner voll und ganz den vom 
Generalsekretär in seinem in Dokument 
S/12325 enthaltenen Schreiben an alle 
Staaten gerichteten Appell, Lesotho un­
verzüglich finanzielle, technische und ma­
terielle Unterstützung zu gewähren; 

6. begrüßt es, daß der Generalsekretär am 
Sitz der Vereinten Nationen ein Sonder­
konto eingerichtet hat, auf das Beitrags­
leistungen für Lesotho eingezahlt werden 
können; 

7. ersucht die Vereinten Nationen und die 
betreffenden Organisationen und Program­
me, darunter den Wirtschafts- und Sozial­
rat, die Ernährungs- und Landwirtschafts­
organisation der Vereinten Nationen, den 
Internationalen Agrarentwicklungsfonds, 
den Hohen Kommissar der Vereinten Na­
tionen für Flüchtlinge, die Organisation 
der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur, die Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und 
Entwicklung, das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen und die Weltge­
sundheitsorganisation, Lesotho auf den 
im Bericht der nach Lesotho entsandten 
Delegation genannten Gebieten Hilfe zu 
leisten; 

8. ersucht den Generalsekretär, die Frage 
der Unterstützung für Lesotho weiterzu-
verfolgen und den Sicherheitsrat auf dem 
laufenden zu halten; 

9. beschließt, mit dieser Frage befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Nahost 
G E N E R A L V E R S A M M L U N G — Gegenstand: 

Die Lage im Nahen Osten. — Resolution 
31/61 vom 9. Dezember 1976 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf ihre Resolution 

3414(XXX) vom 5. Dezember 1975 und mit 
Besorgnis feststellend, daß bei der Ver­
wirklichung dieser Resolution, insbeson­
dere ihrer Ziffer 4, keine Fortschritte er­
zielt wurden, 

— unter Hinweis auf die im Januar 1976 in 
Ausführung von Buchstabe a) der Reso­
lution des Rats 381(1975) vom 30. November 
1975 im Sicherheitsrat über das Nahost-
Problem einschließlich der Palästina-Frage 
abgehaltenen Debatte, 

— tief besorgt über die zunehmende Ver­
schlechterung der Lage im Nahen Osten 
aufgrund der fortdauernden israelischen 
Besetzung und Israels Weigerung, die Re­
solutionen der Vereinten Nationen auszu­
führen, 

— in Bekräftigung der Notwendigkeit der 
Herbeiführung eines gerechten Friedens in 
diesem Gebiet auf der Grundlage der vol­
len Achtung der Ziele und Grundsätze 
der Charta der Vereinten Nationen sowie 
der Resolutionen über das Nahost-Problem 
und die Palästina-Frage, 

1. erklärt, daß die baldige Wiederaufnahme 
der Friedenskonferenz über den Nahen 
Osten unter Beteiligung aller betroffenen 
Parteien einschließlich der Palästinensi­
schen Befreiungsorganisation entsprechend 
der Resolution der Generalversammlung 
3375(XXX) vom 10. November 1975 für die 
Verwirklichung einer gerechten und dauer-
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haften Regelung in dieser Region unbe­
dingt erforderlich ist; 

2. verurteilt die fortdauernde Besetzung ara­
bischer Gebiete durch Israel, die eine Miß­
achtung der Charta der Vereinten Natio­
nen, der Grundsätze des Völkerrechts und 
wiederholt verabschiedeter Resolutionen 
der Vereinten Nationen darstellt; 

3. bekräftigt, daß ein gerechter und dauer­
hafter Frieden im Nahen Osten nicht er­
reicht werden kann, ohne daß sich Israel 
aus allen seit 1967 besetzten arabischen 
Gebieten zurückzieht und das palästinen­
sische Volk seine unveräußerlichen Rechte 
erlangt — den beiden Grundvoraussetzun­
gen dafür, daß alle Länder und Völker im 
Nahen Osten in Frieden leben können; 

4. verurteilt alle von Israel in den besetzten 
Gebieten getroffenen Maßnahmen zur Ver­
änderung des demographischen und geo­
graphischen Charakters und der institu­
tionellen Struktur dieser Gebiete; 

5. ersucht erneut alle Staaten, sich jeder mi­
litärischen oder anderweitigen Hilfe an 
Israel und jeder Unterstützung zu enthal­
ten, die ihm die Konsolidierung seiner Be­
setzung oder die Ausbeutung der natür­
lichen Ressourcen der besetzten Gebiete 
ermöglichen würde; 

6. ersucht den Sicherheitsrat, nach einem 
geeigneten Zeitplan wirksame Maßnahmen 
zur Verwirklichung aller Resolutionen des 
Rats und der Generalversammlung zum 
Nahen Osten und zu Palästina zu ergrei­
fen; 

7. ersucht den Generalsekretär, die gemein­
schaftlichen Vorsitzenden der Friedenskon­
ferenz über den Nahen Osten von der 
vorliegenden Resolution zu unterrichten 
und der Generalversammlung auf ihrer 
zweiunddreißigsten Tagung einen Bericht 
über die zu ihrer Verwirklichung getrof­
fenen Maßnahmen vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: +91; —11: Costa Rica, 
Dänemark, Deutschland (BR), Großbritan­
nien, Island, Israel, Kanada, Niederlande, 
Nicaragua, Norwegen, Vereinigte Staaten; 
= 29: Australien, Bahamas, Barbados, Bel­
gien, Bolivien, Brasilien, Chile, Domini­
kanische Republik, E l Salvador, Fidschi-
Inseln, Finnland, Frankreich, Irland, Ita­
lien, Japan, Kenia, Kolumbien, Luxem­
burg, Malawi, Mexiko, Neuseeland, Öster­
reich, Papua-Neuguinea, Paraguay, Schwe­
den, Surinam, Swasiland, Uruguay, Vene­
zuela. 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G — Gegenstand: 
Friedenskonferenz über den Nahen Osten. 
— Resolution 31/62 vom 9. Dezember 1976 

Die Generalversammlung, 
— nach Erörterung des Punktes >Die Lage im 

Nahen Osten<, 
— in Kenntnisnahme des Berichts des Gene­

ralsekretärs zu diesem Punkt und seiner 
Initiative vom 1. April 1976, 

— tief besorgt über die mangelnden Fort­
schritte bei der Erzielung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens im Nahen Osten, 

— überzeugt, daß jedes Nachlassen der Be­
mühungen um eine umfassende, alle As­
pekte des Nahost-Problems einschließen­
de Regelung zur Erzielung eines gerechten 
Friedens in diesem Gebiet eine ernste 
Bedrohung der Friedensaussichten im Na­
hen Osten sowie eine Bedrohung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit darstellt, 

1. ersucht den Generalsekretär, 
a) zur Vorbereitung der baldigen Einbe­

rufung der Friedenskonferenz über den 
Nahen Osten zu allen Parteien des Kon­
flikts und zu den gemeinschaftliehen 
Vorsitzenden der Friedenskonferenz 
über den Nahen Osten im Einklang mit 
seiner Initiative vom 1. April 1976 wie­
der Kontakt aufzunehmen; 

b) dem Sicherheitsrat bis spätestens 1. März 
1977 einen Bericht über die Ergebnisse 
seiner Kontaktaufnahme und über die 
Lage im Nahen Osten vorzulegen; 

2. fordert die baldige Einberufung der Frie­
denskonferenz über den Nahen Osten un­
ter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nationen und dem gemeinschaftlichen Vor­
sitz der Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken und der Vereinigten Staaten 
von Amerika bis spätestens End i März 
1977-

3. ersucht den Sicherheitsrat, nach Vorlage 
des in Ziffer 1 Buchstabe b) genannten 
Berichts durch den Generalsekretär zusam­
menzutreten, um anhand dieses Berichts 
die Lage in diesem Gebiet zu behandeln 
und den Prozeß der Herbeiführung eines 
gerechten und dauerhaften Friedens in 
diesem Gebiet zu fördern; 

4. ersucht ferner den Generalsekretär, die ge­
meinschaftlichen Vorsitzenden der Frie­
denskonferenz über den Nahen Osten von 
dieser Resolution zu unterrichten. 

Abstimmungsergebnis: +122; —2: Israel, Ver­
einigte Staaten; = 8: Bahamas, Barbados, 
Costa Rica, E l Salvador, Malawi, Nicara­
gua, Paraguay, Swasiland. 

S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Weiterer 
Einsatz der Beobachtertruppe der Verein­
ten Nationen für die Truppenentflechtung 
im Nahen Osten. — Resolution 408(1977) 
vom 26. Mai 1977 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Berichts des Gene­

ralsekretärs über die Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung (S/12333), 

— nach Kenntnisnahme der Bemühungen um 
die Schaffung eines dauerhaften und ge­
rechten Friedens im Gebiet des Nahen 
Ostens und der dringenden Notwendigkeit, 
diese Bemühungen fortzusetzen und zu 
verstärken, 

— mit dem Ausdruck der Besorgnis angesichts 
des in diesem Gebiet herrschenden Span­
nungszustands, 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien aufzufordern, 

die Resolution des Sicherheitsrats 
338(1973) vom 22. Oktober 1973 unverzüg­
lich auszuführen; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung um weitere sechs Monate, 
d. h. bis 30. November 1977, zu verlän­
gern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, mit 
Ablauf dieses Zeitraums einen Bericht 
über die Entwicklung der Lage und die 
zur Ausführung der Resolution des Si­
cherheitsrats 338(1973) getroffenen Maß­
nahmen vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: +12; —0; =0. Benin, 
China und Libyen nahmen an der Abstim­
mung nicht teil. 

Zypern 
S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Weitere 

Stationierung der Friedenstruppe auf Zy­
pern. — Resolution 410(1977) vom 15. Juni 
1977 

Der Sicherheitsrat, 
— im Hinblick darauf, daß dem Bericht des 

Generalsekretärs vom 7. Juni 1977 (S/12342) 
zufolge unter den gegenwärtigen Umstän­
den die Anwesenheit der Friedenssiche­
rungstruppe der Vereinten Nationen auf 
Zypern nicht nur als Beitrag zur Auf­
rechterhaltung der Ruhe auf der Insel, 
sondern auch zur Erleichterung der wei­
teren Bemühungen um eine friedliche Re­
gelung unbedingt erforderlich ist, 

— im Hinblick auf die Verhältnisse, die dem 
Bericht zufolge auf der Insel herrschen, 

— im Hinblick weiterhin darauf, daß dem 
Bericht zufolge die Bewegungsfreiheit der 
Friedenssicherungstruppe der Vereinten 
Nationen auf Zypern und ihrer Zivilpoli­
zei im Norden der Insel immer noch ein­
geschränkt ist, und in der Hoffnung, daß 
Wege zur Überwindung der noch verblei­
benden Hindernisse gefunden werden, 

— im Hinblick ferner auf die Auffassung 
des Generalsekretärs, daß die besten Aus­
sichten für die Herbeiführung einer ge­
rechten und dauerhaften Regelung des Zy­
pernproblems in Verhandlungen zwischen 
den Vertretern der beiden Volksgruppen 
liegen und daß der Nutzen dieser Ver­
handlungen von der Bereitschaft aller 
beteiligten Parteien abhängt, unter Be­
rücksichtigung nicht nur der eigenen In­
teressen, sondern auch der berechtigten 
Anliegen und Bedürfnisse der Gegen­
seite die notwendige Flexibilität zu zei­
gen, 

— im Hinblick darauf, daß es aufgrund der 
Bemühungen des Generalsekretärs, seiner 

Mitarbeiter und der U N F I C Y P sowie unter 
Mitwirkung der Parteien zu einer relati­
ven Verbesserung der Sicherheitslage ge­
kommen ist, daß aber dadurch die eigent­
lichen Spannungen auf der Insel noch 
nicht behoben worden sind, 

— im Hinblick ferner auf den Bericht des 
Generalsekretärs vom 30. April 1977 (S/12323) 
über das auf hoher Ebene abgehaltene 
Treffen unter der Schirmherrschaft des 
Generalsekretärs und in Betonung der 
Notwendigkeit, die bei diesem Treffen 
und bei den früheren Gesprächsrunden 
getroffenen Vereinbarungen einzuhalten, 

— im Hinblick ferner auf die Zustimmung 
der beteiligten Parteien zu der vom Ge­
neralsekretär dem Sicherheitsrat empfoh­
lenen Verlängerung der Stationierung der 
Friedenssicherungstruppe der Vereinten 
Nationen auf Zypern um weitere sechs 
Monate, 

— im Hinblick darauf, daß die Regierung 
Zyperns der Auffassung zustimmt, daß es 
angesichts der Verhältnisse auf der Insel 
notwendig ist, die Truppe über den 15. J u ­
ni 1977 hinaus auf Zypern zu belassen, 

1. bekräftigt die Bestimmungen der Resolu­
tion 186(1964) vom 4. März 1964 sowie der 
nachfolgenden Resolutionen und Beschlüs­
se über die Aufstellung und Aufreeht-
erhaltung der Friedenssicherungstruppe 
der Vereinten Nationen auf Zypern und 
andere Aspekte der Lage auf Zypern; 

2. bekräftigt erneut seine Resolution 365(1974) 
vom 13. Dezember 1974, mit der er sich 
der am 1. November 1974 einstimmig an­
genommenen Resolution der Generalver­
sammlung 3212(XXIX) anschloß, und for­
dert erneut die umgehende und wirksame 
Durchführung dieser Resolutionen sowie 
seiner Resolution 367(1975) vom 12. März 
1975; 

3. bittet die beteiligten Parteien eindring­
lich, äußerste Zurückhaltung zu üben und 
alle einseitigen und sonstigen Handlungen 
zu unterlassen, die die Aussichten von 
Verhandlungen über eine gerechte und 
friedliche Lösung beeinträchtigen könn­
ten, und sich weiterhin gemeinsam und 
mit noch größerem Nachdruck entschlos­
sen darum zu bemühen, daß die Zielset­
zungen des Sicherheitsrats erreicht wer­
den; 

4. verlängert erneut die Stationierung der 
gemäß der Resolution des Sicherheitsrats 
186(1964) aufgestellten Friedenssicherungs­
truppe der Vereinten Nationen auf Zypern 
bis zum 15. Dezember 1977 in der Erwar­
tung, daß bis dahin ausreichende Fort­
schritte in Richtung auf eine endgültige 
Lösung den Abzug oder eine beträcht­
liche Verringerung der Truppe möglich 
machen werden; 

5. ruft erneut alle beteiligten Parteien auf, 
der Friedenssicherungstruppe der Verein­
ten Nationen ihre volle Unterstützung zu 
gewähren, damit sie ihre Aufgaben wirk­
sam erfüllen kann; 

6. ersucht den Generalsekretär, die ihm in 
Resolution 367(1975) Ziffer 6 übertragene 
Vermittlungsmission fortzuführen, den Si­
cherheitsrat über die erzielten Fortschritte 
auf dem laufenden zu halten und bis 
30. November 1977 einen Bericht über die 
Verwirklichung dieser Resolution vorzu­
legen. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; =0. China 
nahm an der Abstimmung nicht teil. 

UN-Mitgliedschaft 
S I C H E R H E I T S R A T — Gegenstand: Aufnah­

me der Republik Guinea-Bissau. — Reso­
lution 356(1974) vom 12. August 1974 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Prüfung des Gesuchs der Republik 

Guinea-Bissau um Aufnahme in die Ver­
einten Nationen (S/11393), 

> empfiehlt der Generalversammlung, die 
Republik Guinea-Bissau als Mitglied in die 
Vereinten Nationen aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Anmerkung der Redaktion: Der Abdruck der 
Resolution 356 (1974) des Sicherheitsrats ist 
seinerzeit versehentlich unterblieben und 
wird der Vollständigkeit halber hiermit nach­
geholt. 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1977 
Ausschuß für die friedliche 
Nutzung des Weltraums (37) 

Ägypten 
Albanien 
Argentinien 
Australien 
Belgien 
Brasilien 
Bulgarien 
Chile 
DDR 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Italien 
Japan 
Kanada 
Kenia 
Libanon 
Marokko 
Mexiko 
Mongolei 
Nigeria 
Österreich 
Pakistan 
Polen 
Rumänien 
Schweden 
Sierra Leone 
Sowjetunion 
Sudan 
Tschad 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

Ausschuß für Naturschätze (54) 
Ägypten 
Algerien 
Argentinien 
Australien 
Bangladesch 
Brasilien 
Burundi 
DDR 
Deutschland, B R 
Frankreich 
Gabun 
Griechenland 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irak 
Iran 
Island 
Italien 
Jamaika 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Kuweit 
Malaysia 
Mexiko 
Niederlande 
Nigeria 
Norwegen 
Obervolta 

Pakistan 
Panama 
Paraguay 
Peru 
Polen 
Rumänien 
Sambia 
Schweden 
Sowj etunion 
Sudan 
Swasiland 
Trinidad und Tobago 
Türkei 
Ukraine 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 
Zentralafrikanisches Kaiserreich 
4 z. Zt. unbesetzt 

Ausschuß für Wohnungswesen, 
Bauwirtschaft 
und Siedlungsentwicklung (27) 

Brasilien 
Bulgarien 
Burundi 
Ecuador 
E l Salvador 
Finnland 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Griechenland 
Großbritannien 
Irak 
Iran 
Japan 
Kanada 
Marokko 
Portugal 
Sowjetunion 
Tansania 
Thailand 
Trinidad und Tobago 
Tschechoslowakei 
Uganda 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
2 z. Zt. unbesetzt 

Kommission für Menschenrechte (32) 
Ägypten 
Bulgarien 
Costa Rica 
Deutschland, BR 
Ecuador 
Großbritannien 
Indien 
Iran 
Italien 
Jordanien 
Jugoslawien 
Kanada 
Kuba 
Lesotho 
Libyen 
Nigeria 
Obervolta 
Österreich 
Pakistan 
Panama 
Peru 
Rwanda 

(Fortsetzung) 

Schweden 
Senegal 
Sowj etunion 
Syrien 
Türkei 
Uganda 
Uruguay 
Vereinigte Staaten 
Weißrußland 
Zypern 

Unterkommission zur Verhütung 
von Diskriminierung 
und für Minderheitenschutz (26) 

Wisam Al-Zahawie, Irak 
Bali Ram Bhagat, Indien 
Abdelwahab Bouhidiba, Tunesien 
Theodoor C. van Boven, 

Niederlande 
Francesco Capotorti, Italien 
Frau Beverly Carter jr . , 

Vereinigte Staaten 
Aureliu Cristescu, Rumänien 
Turkia Ould Daddah, Mauretanien 
I .D.J . Durlong, Nigeria 
Manouchehr Ganji, Iran 
Branimir M. Jankovic, Jugoslawien 
Renu Jotidilok, Thailand 
Ahmed M. Khalifa, Ägypten 
Kezia Myeri Egeria Kinyanjui, 

Kenia 
Antonio Martinez Baez, Mexiko 
Jose R. Martinez Cobo, Ecuador 
Gonzalo Ortiz Martin, Costa Rica 
Jose Joaquin Caicedo Perdomo, 

Kolumbien 
Ernesto Navarro Richardson, 

Nicaragua 
Er ik Nettel, Österreich 
Sayed Sharifuddin Pirzada, 

Pakistan 
Frau Nicole Questiaux, Frankreich 
E . Kofi Sekyiamah, Ghana 
Freddie A. Short, Sierra Leone 
Sergej N. Smirnov, Sowjetunion 
Benjamin Ch. G. Whitaker, 

Großbritannien 

Kommission für Statistik (24) 
Argentinien 
Brasilien 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Großbritannien 
Indien 
Irak 
Irland 
Japan 
Kanada 
Kenia 
Malaysia 
Neuseeland 
Panama 
Rumänien 
Schweden 
Sierra Leone 
Sowj etunion 
Tschechoslowakei 
Tunesien 
Ukraine 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

(Wird fortgesetzt) 
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Zum Nachschlagewerk über Weltorganisation und Weltpolitik für 

die Jahre 1962 bis 1973 wird die Zeitschrift durch dieses in Sach-

und Autorenregister, Verzeichnis der Schlagworte und der Ab­

bildungen gegliederte Register. 

Preis: DM 5, - ; für Mitglieder der DGVN DM 3,50 

Bezug durch: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, 
Simrockstraße 23, 5300 Bonn 

New York / Geneva 

World Statistics in Brief 
United Nations Statistical Pocketbook First Edition 
The first in a new series of annual compi lat ions of basic international statist ics issued under the tit le The Sta­
t ist ical Pocketbook. It has been undertaken in response to a General Assembly resolut ion in which the Secretary-
General was requested to supply basic national data that would increase international publ ic awareness of countr ies ' 
development efforts. 
The first part contains demographic, economic and social statist ics for the wor ld as a whole, selected regions of 
the wor ld , and major countr ies. The second part has a separate page for each of 139 countr ies showing important 
and f requent ly consul ted statist ical indicators. 
This, the first edi t ion, general ly covers the years 1950, 1965, 1970 and 1973. The stat ist ics inc luded have appeared 
previously in United Nations publ icat ions and for each year are those most recently publ ished up to mid 1975. 
For everyone who needs important basic facts relating to various countr ies, this compact publ icat ion should prove 
useful and rewarding. 
243 pages Order No. E.76.XVII.6 $3 .95 

Yearbook of Human Rights for 1973—1974 
Deals wi th nat ional developments during the per iod 1973-1974 relat ing to human rights as def ined in the Universal 
Declarat ion of Human Rights and contains concise accounts in narrative form of legislative and other national 
developments, arranged under subject headings. Part II contains informat ion relat ing to Trust and Non-Self-Gover­
ning Terr i tor ies; Part III concerns international developments. 
350 pages Order No. E.76.XIV.1 $ 15.00 

Statistical Yearbook 1975 
Important compi la t ion of stat ist ics f rom countr ies t roughout the wor ld cover ing a wide range of economic and 
social subjects, inc lud ing: populat ion, agr icul ture, manufactur ing, const ruct ion, t ransport , t rade, balance of pay­
ments, nat ional income, educat ion and cul ture. Improved stat ist ical coverage has enabled the YEARBOOK to widen 
the terr i tor ia l scope of many of its tables and to provide more comprehensive and accurate wor ld and cont inental 
aggregates. 
914 pages Order No. E/F.76.XVII.1 C lo thbound: $ 42.00 

Available at the equivalent in local currencies through: 
Alexander Horn, Spiegelgasse 9, 6200 Wiesbaden, 
R. Eisenschmidt, Postfach 70 03 06, 6000 Frankfurt/Main 70, 
Elwert und Meurer, Hauptstraße 101,1000 Berlin 62, 
W. E. Saarbach GmbH, Föllerstraße 2, 5000 Köln, 
or directly from Sales Section, Palais des Nations, CH-1211 Geneva 10 

VEREINTE 
NATIONEN 
Register 1962-1973 
Sonderheft der Zeitschrift, 36 S. 

M I T A R B E I T I N I N T E R N A T I O N A L E N O R G A N I S A T I O N E N 
Das Büro für Führungskräfte zu Internationalen 
Organisationen (BFIO) berät und informiert 
Interessenten über Vakanzen, Möglichkeiten 
und Voraussetzungen für den Dienst 
in Internationalen Organisationen 

Anfragen erbittet: 
Büro Führungskräite 
zu Internationalen Organisationen 
Feuerbachstraße 44, 6000 Frankfurt 
Tel.: (0611) 7 11 11 - Telex 04-11632 



Das BHW ist die Bausparkasse für Deutschlands öffentlichen Dienst 
flMMHHHfllBi 

BHW-Baugeld-Milliaiden helfen 
neue Lehrstellen schaffen! 

Das BHW ist die Bausparkasse für Deutsch­
lands öffentlichen Dienst. 

Wo gebaut wird, gibt es Arbeit für viele 
und wo die Arbeit sicher ist, werden neue Lehr­
stellen geschaffen. Das ist wichtig für unsere 
Jugend. Denn die Zukunft eines Volkes hängt 
heute mehr denn je von dem Wissen und 
Können derjenigen ab, die die Arbeit von 
morgen leisten werden. Allein in den letzten 
vier Jahren haben wir nahezu 20 Milliarden 

Baugeld an unsere Bausparer ausgezahlt. Das 
sind Beträge, die sich in Aufträgen und Arbeit 
und damit auch in mehr wirtschaftlicher Sicher­
heit niederschlagen. So hilft die Bausparkasse 
für Deutschlands öffentlichen Dienst auch 
denen, die nicht BHW-Bausparer werden können. 

B H W 
die Bausparkasse für 
Deutschlands öffentlichen 
Dienst • 325 Hameln 

BHW: Wir geben Geld das in die Wirtschaft fließt! 
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